
Ö s t e r r e i c h i s c h e s

A N W A L T S B L A T T

A
N

W
A

L
T

S
B

L
A

T
T

O r gan  des  Ös te r re i ch i s chen  Rech t sanwa l t skammer tages

Ö s t e r r e i c h i s c h e s

A N W A L T S B L A T T

A
N

W
A

L
T

S
B

L
A

T
T

O r gan  des  Ös te r re i ch i s chen  Rech t sanwa l t skammer tages

D e z e m b e r 2 0 0 5

Überlegungen zur Bindungswirkung ausländischer Strafurteile in
österreichischen Zivilverfahren

Univ.-Ass. Dr. Martin Mahrer, Wien

Flächenwidmung und Kostentragung

RA Mag. Eva Maierhofer, RAA Dr. Günther Woschank, Klagenfurt

6
7
.

J
a
h
r
g
a
n
g
,

H
e
f
t

1
2



www.erstebank.at    www.sparkasse.at

Nicht vergessen: Sorgen Sie ausreichend
für Ihre Kanzlei vor.

BETRIEBLICHE VORSORGE IST EIN THEMA, bei dem man ausschließlich auf Spezialisten hören sollte. Denn für Sie, Ihre
Mitarbeiter oder angestellten Angehörigen ist eine individuelle betriebliche Lösung von größter Bedeutung. Deswegen bieten wir
Ihnen eine Vielzahl an Leistungen und kompetente Beratung an. Für weitere Informationen fragen Sie Ihren Kundenbetreuer oder
bestellen Sie die Fachbroschüre zur betrieblichen Vorsorge unter www.erstebank.at/FB bzw. www.sparkasse.at/FB



Allen Lesern und Autoren

des Österreichischen Anwaltsblattes,

allen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten
mit Dank für ihren vielfältigen Einsatz im Rahmen

der Verfahrenshilfe und unserer Serviceeinrichtungen,
als mittlerweilige Stellvertreter und Kuratoren,

allen Standesvertretern in den Disziplinarräten,
Kammeranwaltschaften und Ausschüssen

sowie den Anwaltsrichtern
mit Dank für ihre ehrenamtliche Tätigkeit

wünsche ich im Namen des Präsidiums und des Präsidentenrates
des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages

friedvolle und geruhsame Weihnachtsfeiertage sowie Glück
und Erfolg im Jahre 2006

Dr. Gerhard Benn-Ibler

Allen Lesern und Autoren

des Österreichischen Anwaltsblattes,

allen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten
mit Dank für ihren vielfältigen Einsatz im Rahmen

der Verfahrenshilfe und unserer Serviceeinrichtungen,
als mittlerweilige Stellvertreter und Kuratoren,

allen Standesvertretern in den Disziplinarräten,
Kammeranwaltschaften und Ausschüssen

sowie den Anwaltsrichtern
mit Dank für ihre ehrenamtliche Tätigkeit

wünsche ich im Namen des Präsidiums und des Präsidentenrates
des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages

friedvolle und geruhsame Weihnachtsfeiertage sowie Glück
und Erfolg im Jahre 2006

Dr. Gerhard Benn-Ibler

535AnwBl 2005/12



W
ir

kennenauchnichtalleW
irtschaftstrends. Aber bei uns

finden
Sie

die
aktuellsteLiteraturdazu.

M
A

N
Z

am
 K

oh
lm

ar
kt

 1
6

20.000
Büch

er  lag
ern

d

MANZ am Kohlmarkt 16
Nehmen Sie Ihre Bücher in die Hand!



Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 7 . J a h r g a n g , D e z e m b e r 2 0 0 5 , H e f t 1 2

D e r a k t u e l l e B e i t r a g
Präsident Dr. Gerhard Benn-Ibler

Für die Zukunft – Ein Blick zurück

Nicht nur, weil dieses Jahr zu Ende geht, son-
dern weil es für die österreichische Rechtsan-
waltschaft durchaus ein ereignisreiches war,
sollte ein Blick zurück lohnen. Sinnvoll wird
er aber erst dadurch, dass aufbauend auf
den Ereignissen dieses Jahres, die Zukunft
und ihre Möglichkeiten und Notwendigkeiten
vorbedacht werden.

Das Jahr 2005 bringt in einer Berufsordnungs-
novelle eine nun schon jahrelang diskutierte
Änderung der Rechtsanwaltsordnung, die im
Großen und Ganzen den Wünschen der
Rechtsanwaltschaft Rechnung trägt. Mag es
auch nicht gelungen sein den Anwaltsver-
gleich durchzusetzen – dieses Thema bleibt
auf unserer Tagesordnung –, so sind mit dem
elektronischen Anwaltsausweis und der Einfüh-
rung des anwaltlichen Urkundenarchivs Wei-
chen für die Zukunft gestellt. Diese Regelungen
erfordern im Jahr 2006 die tatsächliche Ein-
richtung des Urkundenarchivs. Die Arbeit da-
ran hat längst begonnen und wird, wenn nicht
Unvorhergesehenes geschieht, im Jahr 2006
voraussichtlich abgeschlossen sein.

Der Österreichische Rechtsanwaltskammertag
hat im Jahr 2005 zu mehr als 150 Gesetzes-
entwürfen Stellung genommen, dazu zu so
wichtigen Materien wie dem Schiedsrechtsän-
derungsgesetz, der Wettbewerbsgesetzno-
velle und der Wohnrechtsnovelle. Gutachten
über Gesetzesentwürfe obliegen nach der
Rechtsanwaltsordnung dem Österreichischen
Rechtsanwaltskammertag. Dieser Obliegen-
heit kommen wir gerne nach, können dies
aber nur, wenn uns solche Entwürfe tatsächlich
zugemittelt werden, was leider nicht immer der
Fall war. Wir haben uns dagegen gewandt
und werden auch im nächsten Jahr darauf be-

dacht sein, Gesetzesbegutachtungen zu den
wesentlichen Gesetzesentwürfen abzugeben.

Europarechtlich befassten uns im Jahr 2005
insbesondere Fragen des Wettbewerbs bei
freiberuflichen Dienstleistungen und der Ent-
wurf einer Dienstleistungsrichtlinie, wobei der
Wunsch, die Rechtsanwälte, die mit ihren
Richtlinien (Dienstleistungs- und Niederlas-
sungs-RL) der offenste Beruf Europas sind,
überhaupt auszunehmen, wieder in Frage
steht.

Weitere europäische Themen, die ins Jahr
2006 hinein- und wahrscheinlich auch darü-
ber hinausreichen, sind das europäische Ver-
tragsrecht, ein europäisches Erb- und Testa-
mentsrecht sowie ein europäisches Schei-
dungsrecht, wobei darauf zu achten sein wird,
dass die Europäische Union tatsächlich nur
jene Zuständigkeiten in Anspruch nimmt, die
ihr nach den Verträgen tatsächlich zukommen.

Erwähnt sei aber auch die Arbeit unserer Dele-
gationsmitglieder und Arbeitsgruppenmitglie-
der im CCBE, die in den letzten Jahren bewirkt
haben, dass die StimmeÖsterreichs im Rat der
Europäischen Anwaltschaften unüberhörbar
war und auch in Zukunft entscheidendes Ge-
wicht haben wird.

In Österreich waren es vor allem die Diskus-
sion um die Einführung einer Gruppenklage
und um die Neuordnung des Jus-Studiums,
die den Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertag befasste. Hier soll einerseits eine Lö-
sung gefunden werden, die sich in unsere Zivil-
prozessordnung harmonisch einfügt und ande-
rerseits erreicht werden, dass das Jus-Studium
als universelles berufsvorbildendes Studium
wieder jenen Stellenwert erhält, den es seiner-
zeit hatte.

Was die Öffentlichkeitsarbeit anlangt, ist vor
allem die Bewerbung der präventiven Rechts-
beratung durch Rechtsanwälte zu erwähnen.
Projekte wie Ehe- und Partnerschafts-Check
und Erbrechts-Check haben im Kollegenkreis
großen Anklang gefunden. Diese Linie wird
fortgesetzt werden. Dazu kam und kommt eine
aktive Pressearbeit, die den Rechtsanwalt und
seine Tätigkeit wieder mehr ins Licht der Öf-
fentlichkeit rücken soll.

Zuletzt sei die Homepage des Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertages www.
rechtsanwaelte.at genannt, die nicht nur für
die interessierte Öffentlichkeit ein immer grö-
ßeres Informationsanbot bietet und daher gut
besucht ist, sondern auch den Kollegen wich-
tige Informationen vermitteln soll und wird.
Wenn Sie Näheres über die Tätigkeit des
Österreichischen Rechtsanwaltskammertages
wissen wollen, besuchen Sie den Internen Be-
reich unserer Homepage. Dort finden Sie ins-
besondere auch einen ausführlichen Tätigkeits-
bericht.

All das wäre allerdings nicht ohne die Mithilfe
der vielen Kolleginnen und Kollegen möglich
gewesen, die sich in all den genannten Berei-
chen, aber auch in manchen Bereichen, die
hier nicht angeführt werden konnten, enga-
giert haben und wertvolle Beiträge und Arbeit
geleistet haben. Ihnen gebührt unser besonde-
rer Dank; ohne ihren Einsatz wäre dies alles
nicht möglich gewesen. Ich freue mich beson-
ders über diese fruchtbare Zusammenarbeit
und hoffe von Herzen, dass sie im Jahr 2006
aufrechterhalten werden kann. In diesem
Sinne wünsche ich Ihnen allen ein gesegnetes
Weihnachtsfest und ein erfolgreiches Jahr
2006.
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Inland
15. Dez.
2005

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Das Bundesver-
gabegesetz 2006 – Dr. Michael Fruhmann

10. Jän.
2006

Wien
Clubabend Justitia: „Rechtsanwaltsprüfung neu“ – In-
formationsveranstaltung und Diskussion zur Reform
der Rechtsanwaltsprüfung mit RA Dr. Heinke und an-
deren Prüfern

16. Jän. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Unternehmens-
strafrecht NEU – Hon.-Prof. Dr. Fritz Zeder, Univ.-Prof.
Dr. Marianne Hilf, Dr. Alexander Skribe

19. bis
21. Jän.

Klagenfurt
Universität Klagenfurt: Internationaler Kongress für

Projektmanagement und Mediation
19. bis
21. Jän.

Salzburg
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Forum: Familien-

recht – Referententeam
25. Jän. Wien

Akademie für Recht & Steuern (ARS): Kapitalmarkt-
Prospektrecht NEU – MR Dr. Heinrich Lorenz, OR
Dr. Erich Schaffer, Mag. Martin Wenzl, RA Dr. Ale-
xander Russ

1. Feb. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Kartellrecht
2006 – Dr. Stefan Keznickl, Dr. Theodor Taurer, RA
Mag. Rainer Roniger

23. bis
25. Feb.

Wien
Europäische Präsidentenkonferenz der Präsidenten

der nationalen Anwaltskammern und internationalen
Anwaltsorganisationen

15. März Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Die neuen Justiz-
verfahren – Präs. Dr. Harald Krammer, Dr. Hans Lan-
ger, Mag. Christian Pilnacek

18. bis
20. Mai

Wien
DACH-Frühjahrstagung 2006: Unternehmensnach-

folge

Ausland
25. Feb.
bis 3. März
2006

Beckenridge, Colorado
Internationale Anwaltsvereinigung (UIA): International
Civil Litigation and the USA

12. und
13. Mai

Warschau
Internationale Anwaltsvereinigung (UIA): UN Kauf-
recht/CISG

16. und
17. Juni

Dublin
Internationale Anwaltsvereinigung (UIA): Emerging
trends in cross border mergers and acquisitions –

corporate, tax and financial law aspects
22. bis
26. Aug.

Genf
Internationale Anwaltsvereinigung (UIA): 44th Annual

Congress of the International Association of Young
Lawyers (AIJA)

21. bis
23. Sept.

Ljubljana
DACH-Herbsttagung 2006: Grenzüberschreitende

Arbeitnehmer

31. Okt.
bis 4. Nov.

Salvador de Bahia
Internationale Anwaltsvereinigung (UIA): 1. Umwelt-

recht, 2. Globalisierung der Unternehmen, 3. Was
der Rechtsanwalt zumindest über Menschenrechte

wissen sollte

17. und
18. Nov.

Luxemburg
European Institute of Public Administration: EU security

policies: How can protection of society be reconciled
with safeguarding personal liberties

Termine
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§§ 16, 143, 148 HGB:

Mitwirkung bei FB-Anmeldungen mit Feststellungsurteil ersetzbar

Ungeachtet der Möglichkeit zur Erhebung einer Leistungsklage ist
eine Feststellungsklage nach § 16 Abs 1 HGB zulässig, um die er-

forderliche Mitwirkung an der FB-Anmeldung zu ersetzen.

OGH 16. 6. 2004, 7 Ob 126/04m, RdW 2004/613.

&

§§ 109, 128 HGB:

Haftung für Sozialverbindlichkeiten

Für Sozialverbindlichkeiten haftet nur das Gesellschaftsvermögen.
Bei anderen Ansprüchen (Drittansprüchen) eines Gesellschafters
können auch die persönlich haftenden Gesellschafter in Anspruch
genommen werden, wobei aber zunächst das Gesellschaftsvermö-
gen in Anspruch genommen werden muss (unter Abzug des auf
den klagenden Gesellschafter entfallenden Verlustanteils).

OGH 17. 5. 2004, 1 Ob 106/04a, RdW 2005/615.

&

§ 74 GmbHG:

Eigenkapitalersatz und Kleinstbeteiligungen

Die Grundsätze über Eigenkapital ersetzende Gesellschafterdarle-

hen kommen – auch vor Anwendung des Eigenkapitalersatzgeset-
zes – auf Kleinstanteile nicht zur Anwendung, zumindest dann,
wenn der Minderheitsgesellschafter keinen besonderen Einfluss
auf die Willensbildung der Gesellschaft hat.

OGH 16. 7. 2004, 8 ObS 12/04d, GeS 2004, 432.
(Im gegenständlichen Fall hatte der Gesellschafter einer GmbH le-
diglich einen Anteil von 4,5% am Stammkapital der Gesellschaft.
Es waren nach Ansicht des OGH auch sonst keine Umstände er-
sichtlich, aus denen abzuleiten wäre, dass er maßgeblichen Ein-
fluss auf die Willensbildung der Gesellschaft hatte. Saurer) Siehe
auch schon die einschlägige Entscheidung des OGH 21. 4. 2004,
9 ObA 124/03 f.

&

§ 24 FBG; § 17 GmbHG:

Beugestrafe gegen Geschäftsführer

1. Anmeldungspflichten sind zwar mit Zwangsstrafen gemäß § 24
FBG durchzusetzen, dies gilt aber dann nicht, wenn die zu erzwin-
gende Handlung vom Betroffenen nicht gesetzt werden kann, wenn
er wie hier als bisher nur kollektivvertretungsbefugter Geschäftsfüh-
rer nach dem Ausscheiden des zweiten Geschäftsführers nicht al-
leinvertretungsbefugt ist.

2. Dies gilt auch dann, wenn der Geschäftsführer die vorgelagerte
– nicht durch Zwangsstrafe durchsetzbare – Verpflichtung verletzt,

für die Installierung handlungsfähiger Gesellschaftsorgane zu sor-
gen.

OGH 27. 5. 2004, 6 Ob 64/04m, GesRZ 2004, 323 = RdW
2004/682.

&

§ 277 Abs 1 StGB (§§ 12, 15 Abs 2 StGB):

Der Begriff Ausführung wird in §§ 12 und 15 Abs 2 StGB gezielt
zur Bezeichnung von unmittelbarer Täterschaft (§ 12 erster Fall
StGB) im Unterschied zu Bestimmungs- und Beitragstäterschaft
(§ 12 zweiter und dritter Fall StGB) verwendet. Für ein davon ab-
weichendes Begriffsverständnis beim Vorbereitungsdelikt des
§ 277 Abs 1 StGB, das – an die Regelung der §§ 12 und 15
Abs 2 StGB anknüpfend – die Strafbarkeit über das Versuchssta-
dium hinaus erweitert, bietet das Gesetz keine Anhaltspunkte. Lau-
tet die Absprache dahin, dass der eine die Tat ausführen, der an-
dere hiezu aber nur auf sonstigeWeise beitragen soll, kommt dem-
nach kein Komplott zustande.

OGH 21. 4. 2005, 15 Os 36/05 s = ÖJZ-LSK 2005/154 = EvBl
2005/129.

POLEN  DEUTSCHLAND 

übernehme Substitutionen vor Gerichten &

Schiedsgerichten in Deutschland und Polen

Dr. Andrzej Remin 

-Rechtsanwalt & Mediator- 

 Neue Weltgasse 21; 1130 Wien; 

phone: 1/403 87 15,

mobile: 0676/ 670 49 54

e-mail: office@remin.at

Schon gelesen?

543AnwBl 2005/12



§ 25 StPO; Art 6 MRK; § 34 StGB:
Voraussetzungen und Folgen einer unzulässigen Tatprovokation

durch verdeckte Ermittler

Eine gemäß § 25 StPO unzulässige Tatprovokation durch einen
Organwalter des Staates ist nicht gegeben, wenn der Angeklagte
die in Rede stehende strafbare Handlung ihrer Art nach auch ohne
Intervention des verdeckten Ermittlers begangen hätte. Eine dem
Staat zurechenbare Bestimmung des Angeklagten zu seiner straf-
baren Handlung liegt diesfalls nicht vor.

Im Übrigen hindert Art 6 MRK nicht, dass der Angeklagte bei ge-
setzlichem Nachweis seiner Schuld selbst im Fall einer einem staat-
lichen Organwalter zurechenbaren Tatprovokation dennoch für
die Tat verurteilt wird. Denn aus dem in Rede stehenden Konventi-
onsverstoß ist für die provozierte Straftat weder ein materiellrecht-
licher Straflosigkeitsgrund noch ein Verfolgungshindernis abzulei-
ten. Das Vorliegen einer Tatprovokation durch einen Organwalter
des Staates ist aber bei der Sanktionsfindung angemessen zu kom-
pensieren.

OGH 11. 1. 2005, 11 Os 126/04 (LGSt Graz 26. 8. 2004, 12
Hv 128/04 y) = JBl 2005/531.

Trauerschmerz: Auch zwischen (erwachsenen) Geschwistern.
Maßgeblich ist die „intensive Gefühlsgemeinschaft“, wie sie zwi-
schen den nächsten Angehörigen typischerweise besteht. Beweis-
regeln dafür nachMaßgabe des Bestehens einer Haushaltsgemein-
schaft: OGH 21. 4. 2005, 2 Ob 90/05g; JBl 2005, 652 (Okto-
ber-Heft).
(Der Oberste Gerichtshof sprach entgegen beiden Unterinstanzen
zu, das OLG hat aber zur Frage „ob und inwieweit auch Geschwis-
ter zum Kreis der nahen Angehörigen zählten, die Anspruch auf
Trauerschmerzengeld hätten“, die ordentliche Revision zugelas-
sen. Aufzeigung der vergleichbaren Rechtslage anderer Länder.
Einzelausmittlung: E 9.000,–. Zinsen erst ab Klage, weil keine
außergerichtliche Mahnung! Bisanz).

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter der Mitwir-
kung von RA Dr. Manfred Ainedter, RA Dr. Harald Bisanz und
RA Dr. Ullrich Saurer.
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Univ.-Ass. Dr. Martin Mahrer, Wien

Überlegungen zur Bindungswirkung ausländischer Strafurteile in
österreichischen Zivilverfahren
Nach einer Ansicht des OGH sollen gem Art 54 SDÜ (Schengener Durchführungsübereinkommen) österreichische
Zivilgerichte an ausländische Strafentscheidungen von SDÜ-Mitgliedstaaten gebunden sein, wenn im Ursprungsland eine
derartige Bindung vorgesehen ist. Da aber Art 54 SDÜ lediglich das Verbot der „Doppelbestrafung“ regelt, erscheint die
Meinung des OGH fragwürdig. Folgt man nämlich der Ansicht des OGH, würden sich Schwierigkeiten bei der Ermittlung
ausländischen Rechts ergeben, da die Wirkungen von Strafentscheidungen in den einzelnen Mitgliedstaaten äußerst
unterschiedlich geregelt sind.

I. Einleitung

Die ständig stärker werdende Verflechtung der internationalen
Staatengemeinschaft macht das teilweise rechtliche Angewiesen-
Sein der einzelnen Staaten aufeinander immer deutlicher. Die ge-
nerelle Frage, ob Entscheidungen von Gerichten und Verwaltungs-
behörden Auswirkungen über das Hoheitsgebiet des jeweiligen
Staates hinaus haben können, mündet regelmäßig in die spezielle
Frage ein, ob es Normen gibt, wonach seine Entscheidungen in ei-
nem anderen Land anerkannt bzw vollstreckt werden können. Der-
artige Regelungen können in einem nationalen Normensystem, in
völkerrechtlichen bzw in supranationalen Rechtsvorschriften gefun-
den werden.

Die Wirksamkeit ausländischer Entscheidungen setzt regelmäßig
die Anerkennung und Vollstreckbarerklärung im Inland im Rahmen
eines gesonderten Verfahrens voraus. Kann es aber sein, dass aus-
ländische Entscheidungen im Inland Wirkungen entfalten, ohne
dass ein derartiges Anerkennungsverfahren von österreichischen
Behörden durchgeführt wird? Mit der Frage, ob bestimmteWirkun-
gen ausländischer Gerichtsentscheidungen auf innerstaatliche Ge-
richtsverfahren Einfluss haben, soll sich dieser Beitrag beschäfti-
gen.

II. Alte Rsp und Lit

Die mit der ZPO 1895 eingeführte Bestimmung des § 268 ZPO
sah zwar die Bindung des Zivilrichters an die rechtskräftige Ent-
scheidung eines (verurteilenden) Straferkenntnisses vor; die Frage,
ob unter derartigen strafgerichtlichen Entscheidungen auch solche
ausländischer Gerichte zu verstehen sind, blieb aber zunächst of-
fen.

Die Lehre hat diese Frage seinerzeit übereinstimmend mit der Be-
gründung abgelehnt, dass die Bindungswirkung eine Folge der
staatlichen Gerichtshoheit sei, die auf das österreichische Staatsge-
biet und vice versa beschränkt werden müsse.1)

In einer Entscheidung des OGH2) aus dem Jahr 1976 – dabei han-
delte es sich um die erste Entscheidung des OGH zu der Frage, ob
und inwiefern inländische Zivilrichter an Entscheidungen ausländi-

scher Strafgerichte gebunden sind – schlossen sich die Unterge-
richte und der OGH der herrschenden Meinung der Lehre an.
Der Gerichtshof verwies in seiner Begründung darauf, dass die Bin-
dungsvorschrift eine solche des Verfahrensrechtes sei, die auf den
Bereich des jeweiligen (Entscheidungs-)Staates beschränkt werden
müsse und daher nicht vom Ausland her auf inländische Zivilge-
richte einwirken könne.

Seit 1998 vertritt indes der OGH die Ansicht, dass österreichische
Zivilgerichte an ausländische Strafentscheidungen gebunden sind,
wenn diese aus einem Mitgliedsland des SDÜ3) (Schengener
Durchführungsübereinkommens) stammen und in ihm eine derar-
tige Bindung vorgesehen ist.4) Gestützt wird diese Ansicht auf
Art 54 SDÜ. Diese Bestimmung normiert das Doppelbestrafungs-
verbot wie folgt: „Wer durch eine Vertragspartei rechtskräftig ab-
geurteilt worden ist, darf durch eine andere Vertragspartei wegen
derselben Tat nicht verfolgt werden, vorausgesetzt, dass im Fall ei-
ner Verurteilung die Sanktion bereits vollstreckt worden ist, gerade
vollstreckt wird oder nach dem Recht des Urteilsstaates nicht mehr
vollstreckt werden kann.“

In seiner Begründung führte der Gerichtshof aus, dass sich die Ver-
tragsstaaten aufgrund des Art 54 SDÜ an die Entscheidungen ihrer
Partnerländer binden lassen und sie akzeptieren.5) Dieser Ansicht
zu Folge handelt es sich bei dieser Bestimmung um ein Anerken-

Abhandlungen

1) Fasching, Die Bindung des Zivilrichters an die Entscheidung des Strafge-
richtes (§ 268 ZPO) in der Rechtsprechung des letzten Jahrzehnts, ZVR
1983, 321; vgl L. Fuchs, Zur Bindungswirkung des verurteilenden Straf-
erkenntnisses im Bereich der Kfz-Haftpflichtversicherung (Teil Ia, Ib, II),
ÖJZ 2001, 821, 831, 880; I. Albrecht, Probleme der Bindung an straf-
gerichtliche Verurteilungen im Zivilverfahren oder § 268 ZPO – Der Ver-
such einer Reanimation, ÖJZ 1997, 201.

2) OGH 17. 12. 1976, 2 Ob 202/76, SZ 49/158.
3) Übereinkommen zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen

vom 14. 6. 1985 zwischen den Regierungen der Staaten der Benelux-
Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik Deutschland und der Französi-
schen Republik betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an
den gemeinsamen Grenzen: Beitritt Österreichs am 1. 12. 1997, BGBl
III 1997/90.

4) OGH 19. 5. 1998, 1 Ob 73/98m, ecolex 1998, 909 = JBl 1998,
665.

5) Vgl Schomburg, Das Schengener Durchführungsübereinkommen, JBl
1997, 553.

545AnwBl 2005/12



nungsübereinkommen, da eine strafrechtliche Entscheidung eines
Mitgliedstaates des SDÜ von den anderen Vertragspartnern akzep-
tiert wird. Diese Ansicht ist in der Lehre übereinstimmend auf Ableh-
nung gestoßen.6)

Rechtspolitisch ist der neuen Ansicht des OGH dennoch viel abzu-
gewinnen. Aufgrund der internationalen Kriminalität haben die
Mitgliedstaaten des SDÜ zweifellos ein berechtigtes Interesse an
der überstaatlichen bzw grenzüberschreitenden Verbrechensbe-
kämpfung. Ferner darf erwartet werden, dass die Staaten der EU
und des SDÜ – zumindest in der Zukunft – dazu übergehen wer-
den, die Willensbildung eines repräsentativen Organs eines Mit-
gliedstaates als Gesamtwillen der Gemeinschaft anzusehen; dies
alles im Lichte der Integration Europas und des Abbaus der zwi-
schenstaatlichen Barrieren.

Fraglich bleibt allerdings, ob das Ergebnis des OGH de lege lata
dogmatisch überzeugend begründet werden kann. Ausdrücklich
ist in Art 54 SDÜ jedenfalls keine Bindungswirkung normiert. Ob
das SDÜ dennoch von einer derartigen Entscheidungswirkung aus-
geht, kann – zumal es sich beim SDÜ um einen völkerrechtlichen
Vertrag handelt – nur unter Bedachtnahme auf die Auslegungsre-
geln der WVK (Wiener Vertragsrechtskonvention) herausgefunden
werden.

III. Auslegung des SDÜ

Der in früherer Zeit vorherrschende Streit zwischen der Methode
der „objektiven“ und jener der „subjektiven“ Auslegung völker-
rechtlicher Verträge wurde von der WVK insofern beigelegt, als
mit ihr eine pragmatisch modifizierte Form der „objektiven“ Theo-
rie als Auslegungsregel eingeführt worden ist. Ausgangspunkt
der Auslegung ist demnach die gewöhnliche Betrachtung der Be-
stimmungen in ihrem Zusammenhang. Neben diesem Kontext –
so die modifizierte Form der „objektiven“ Theorie – sollen neben
dem Wortlaut des Vertrages auch all jene Übereinkünfte oder ein-
seitigen Erklärungen einer Vertragspartei relevant sein, die von
den anderen Völkerrechtssubjekten angenommen wurden. Ferner
sind spätere Übereinkünfte zwischen den Vertragsparteien, Übun-
gen bei der Anwendung des Vertrages und alle einschlägigen Völ-
kerrechtsnormen zu berücksichtigen.7)

Unter Heranziehung dieser Interpretationsregeln lassen sich schon
nach dem Vertragstext keine Anhaltspunkte für die in Frage ste-
hende Bindungswirkung von Entscheidungen ausländischer Straf-
gerichte in Bezug auf inländische Zivilgerichte ableiten.

In keiner Vorschrift des SDÜ ist nämlich von einer Bindung die Re-
de. Im Titel III Kapitel 1 des SDÜ wird die polizeiliche Zusammen-
arbeit, im Kapitel 2 die Rechtshilfe in Strafsachen, im Kapitel 3
das Verbot der Doppelbestrafung, im Kapitel 4 die Auslieferung
und im Kapitel 5 die Übertragung der Vollstreckung von Strafurtei-
len geregelt. Sämtliche der in den zuvor genannten Unterteilungen

des SDÜ erwähnten Vorschriften haben lediglich verwaltungs- bzw
strafrechtlichen Charakter. Hinweise auf eine Bindung von Gerich-
ten und Verwaltungsbehörden eines Mitgliedstaates an eine rechts-
kräftig beurteilte Vorfrage eines anderen Mitgliedstaates sind nicht
erkennbar. Gebunden sind die einzelnen Behörden der Partnerlän-
der nur insoweit, als es der Grundsatz des „ne bis in idem“ ver-
langt.

Da es weder einen Erläuternden Bericht, Übereinkünfte oder sons-
tige Erklärungen der Vertragspartner zum SDÜ gibt, kann nicht er-
mittelt werden, ob die Vertragsteile beim Abschluss des Vertrages
an eine (grenzüberschreitende verfahrensrechtliche) Bindungswir-
kung gedacht haben. Mangels vorhandener Materialien kann
man – zumal auch in der Formulierung des Vertragstextes keine
sachbezogenen Nachweise vorhanden sind – unter Anwendung
der subjektiven Interpretationsmethode die Bindungswirkung nicht
bejahen.

Bereits aus der programmatischen Überschrift des Übereinkom-
mens „. . . betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an
den gemeinsamen Grenzen . . .“ ist erkennbar, dass die Vertrags-
staaten bei Abschluss des SDÜ vorwiegend verwaltungsrechtliche
und strafrechtliche Zielvorstellungen hatten. Der Zweck des SDÜ ist
somit eindeutig und primär der Abbau von Grenzkontrollen. Diese
Liberalisierung auf der einen Seite setzt die Intensivierung der Ko-
operation der Vertragspartner auf dem Gebiet der justitiellen Zu-
sammenarbeit – zur Bekämpfung der internationalen Kriminalität
– auf der anderen Seite voraus.

Das einzige Argument, das für die fragliche Bindungswirkung
spräche, ist die Erleichterung der Durchsetzung der zivilrechtlichen
Ansprüche für die Geschädigten, hätte das ausländische Strafurteil
Bindungswirkung auch im inländischen Zivilverfahren. Es wird De-
likte geben – insbesondere ist hier an dieWirtschaftskriminalität zu
denken –, bei denen eine derartige Bindungsvorschrift den poten-
tiellen Täter abhalten könnte, ein strafrechtlich relevantes Verhalten
zu setzen. Diesfalls wäre eine derartige Bindungsvorschrift geeig-
net, dem Zweck des SDÜ, nämlich der Abwehr von Kriminalität in-
nerhalb Europas gerecht zu werden. Es ist aber äußerst fraglich,
ob die einzelnen Mitgliedstaaten bei Abschluss des SDÜ auch
diese Rechtsfolge im Auge hatten. Schließlich handelt es sich bei
einer derartigen Entscheidungswirkung nicht mehr um rein straf-
rechtliche Konsequenzen, sondern vielmehr um die erleichterte Ab-
wicklung von Ansprüchen privater Personen untereinander, was
nicht der genuinen Zielvorstellung des SDÜ entspricht. Da sich im
gesamten Text des SDÜ kein einziger Hinweis darauf findet, kann
diese Frage nur ablehnend beantwortet werden.

Abhandlungen

6) Rechberger/Simotta, Zivilprozessrecht6 Rz 715/1; P. Oberhammer, eco-
lex 1998, 909.

7) Neuhold/Hummer/Schreuer, Handbuch des Völkerrechts I3 Rz 344 ff.
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Unter Bedachtnahme auf das zuvor Gesagte erscheint es in der Tat
zweifelhaft, ob die Vertragsstaaten bei Abschluss des SDÜ unter
der „ne bis in idem“-Regel des Art 54 leg cit auch eine länder-
übergreifende Bindungswirkung verstanden haben. Das Verbot
der Doppelbestrafung ist zwar ein Ausfluss der materiellen Rechts-
kraft; dennoch kann aus einer bloßen „ne bis in idem“-Vorschrift mE
nicht ohne weiteres darauf geschlossen werden, dass damit zu-
gleich auch alle anderen Wirkungen und Folgen der materiellen
Rechtskraft normiert sein sollen.

Auch imWege der Analogie lässt sich die behauptete Bindungswir-
kung nicht nachweisen. Die Bindung eines inländischen Gerichts
an die Beurteilung einer Vorfrage durch ein ausländisches Gericht
ist nämlich zweifellos eine erhebliche Einschränkung der Souverä-
nität eines Mitgliedstaates. Wenn eine derartige Bindung seitens
der Vertragspartner erwünscht gewesen wäre, dann hätte dies
im Regelwerk des SDÜ gewiss einen entsprechenden Niederschlag
gefunden; dies ist aber gerade nicht der Fall.

IV. Andere Staatsverträge

Darüber hinaus eröffnet sich die Frage, warum der OGH erst nach
Erlassung des SDÜ die Ansicht vertritt, eine Regelung über das
Doppelbestrafungsverbot auf eine Bindungsregel „auszudehnen“.
In diesem Zusammenhang ist nämlich zunächst vor allem auf das
Europäische Übereinkommen über die internationale Geltung
von Strafurteilen, unterzeichnet am 28. 5. 1970, BGBl 1980/
248, hinzuweisen. In einem Abschnitt dieses völkerrechtlichen Ver-
trages wird das Verbot des „ne bis in idem“ gleich wie in Art 54
SDÜ geregelt. Dennoch gelangte der OGH8) im Jahre 1976 nicht
zu der Erkenntnis, dass aufgrund dieser Norm eine Bindung inlän-
discher Zivilgerichte an die Entscheidung ausländischer Strafge-
richte existiere. Im Gegenteil; er lehnte eine solche (prozessuale)
Bindungswirkung dezidiert ab.

Art 9 Europäisches Auslieferungsübereinkommen (EuAlÜbk), BGBl
1969/320 idF BGBl 1985/309 regelt Auslieferungsverbote für
den Fall der Anwendung der „ne bis in idem“-Regel. Österreich
hat zwar zu Art 9 EuAlÜbk einen Vorbehalt abgegeben. Der
OGH hätte aber an sich auch auf Grund dieses Staatsvertrages
dieselbe Ansicht vertreten müssen, die er zu Art 54 SDÜ in Bezug
auf die Bindungswirkung entwickelt hat.

Ferner regelt Art 4 der 7. ZPEMRK (Zusatzprotokoll zur Europäi-
schen Menschenrechtskonvention) – ratifiziert am 14. 5. 1986,
BGBl 1988/628 idF BGBl III 1998/30 – das Prinzip des „ne bis
in idem“. Es ist nicht klar ersichtlich, warum sich der OGH bei
der Beantwortung der Frage der Bindungswirkung ausländischer
Strafurteile für innerstaatliche Zivilgerichte ausschließlich auf
Art 54 SDÜ – und auf das darin verankerte Doppelbestrafungsver-
bot – stützt, wenn auch in mehreren anderen und insbesondere äl-

teren Rechtsvorschriften ebenfalls ein Verbot der Doppelbestrafung
nahezu gleichartig geregelt wird.

V. Souveränität

In diesem Zusammenhang spielt auch die Souveränität der Staaten
und damit auch jene Österreichs eine erhebliche Rolle. Die souve-
räne Staatsgewalt umfasst die Gebiets- und Personalhoheit, worun-
ter man das Recht zur Ausübung der höchsten völkerrechtsunmittel-
baren Gewalt über Menschen und Sachen versteht. Diese Souverä-
nität ist durch die Abhängigkeit der Staaten untereinander – dh
ihre wechselseitige „Interdependenz“ – begrenzt. ME müsste die-
ser Souveränitätsbegriff heute beweglich ausgelegt werden, zumal
Europa immer stärker zusammenrückt und es auf Gebieten, die eu-
roparechtlich nicht geregelt sind, uU auch zu unterschiedlichen Ge-
schwindigkeiten des Einigungsprozesses kommen kann. Jedenfalls
ist die Souveränität der Mitgliedstaaten der EU mE noch so stark,
dass eine grenzüberschreitende Rechtskrafterstreckung – vertrags-
unabhängig – derzeit noch nicht begründet werden kann.
Zu berücksichtigen ist, dass strafrechtliche Entscheidungen auf-
grund des umfassenden Untersuchungsgrundsatzes und der
schwerwiegenden Folgen für den Angeklagten einen qualitativ
stärkeren hoheitlichen Charakter aufweisen als zivilgerichtliche
Entscheidungen, was ebenfalls für eine Verneinung einer Rechts-
krafterstreckung von Strafurteilen auf Mitgliedsländer des SDÜ
spricht. Das territoriale Gewaltmonopol des von der Entscheidung
betroffenen Staates wäre andernfalls beeinträchtigt.
Grundsätzlich sind aufgrund der Souveränität von Völkerrechtssub-
jekten hoheitliche Akte auf fremdem Territorium verboten. Dies trifft
beispielsweise zu für die aktive und die passive Anwesenheit eines
Richters bei der Rechtshilfe, bei Zeugeneinvernehmungen, die Ab-
nahme von Prüfungen sowie die Verleihung von Zeugnissen.9)
Die Erstreckung der Rechtskraft auf einen anderen Staat ist mit Si-
cherheit ein weit stärkerer Eingriff als die zuvor angeführten Bei-
spiele. Das bedeutet nicht, dass sich die Völkerrechtssubjekte nicht
zu einer derartigen Einschränkung ihrer Souveränität verpflichten
dürften. Der Rechtsanwender sollte aber bei der Interpretation völ-
kerrechtlicher Verträge die Einschränkungen der Souveränitäts-
rechte nicht extensiv auslegen.
Für den Fall, dass die Gerichts- bzw Behördenpraxis eines Staates
die Anerkennung bestimmter ausländischer Entscheidungen quasi
automatisch vorsieht, kann aufgrund dieses Verhaltens – sofern
die Staatengemeinschaft darin über längere Zeit eine Rechtsüber-
zeugung erblickt – Völkergewohnheitsrecht abgeleitet werden.
Dies hätte zur Folge, dass die österreichischen Behörden nach meh-
reren bejahenden Entscheidungen zur Rechtskrafterstreckung nicht
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8) OGH 17. 12. 1976, 2 Ob 202/76.
9) J. Bertele, Souveränität und Verfahrensrecht 85 mwN; vgl auch Bajons in

Fasching2 I § 38 JN Rz 4 ff.
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mehr behaupten können, dass sie künftig an die ausländischen Ent-
scheidungen nicht mehr gebunden seien.

VI. Probleme aus der Ansicht des OGH

Erwähnt sei die Tatsache, dass Österreich in allen Fällen des
Art 55 Abs 1 lit a bis c SDÜ (Territorial-, Sicherheits- sowie Beam-
tenvorbehalt) eine Erklärung abgegeben hat, nicht an Art 54 SDÜ
gebunden zu sein. Folgt man der Ansicht des OGH zur Bindungs-
wirkung, so müsste man daraus erschließen, dass in allen Ausnah-
mefällen des Art 55 SDÜ keine Bindungswirkung in Betracht
kommt, da bei ihnen die Regel über das Doppelbestrafungsverbot
nicht gilt. Dies deshalb, weil der einzige Anknüpfungspunkt für die
behauptete Bindungswirkung das Prinzip des „ne bis in idem“ ist.
Greift es nicht ein, so muss konsequenterweise im betreffenden Fall
auch die Bindungswirkung entfallen.

Es muss zwischen der (materiellen) Rechtskraft iSd Feststellungswir-
kung und der Einmaligkeitswirkung und dem daraus resultierenden
Doppelbestrafungsverbot strikt unterschieden werden. Die bloße
Statuierung des Doppelbestrafungsverbotes ist nicht geeignet, da-
rüber hinausgehende – nicht normierte – Folgen der materiellen
Rechtskraft abzuleiten.

Man wird sich in weiterer Folge freilich noch überlegen müssen, ob
sich nicht aus anderen Rechtsvorschriften eine derartige Bindungs-
wirkung ergibt. Völkerrechtliche Verträge sowie Völkergewohn-
heitsrecht bzw allgemeine völkerrechtliche Rechtsgrundsätze, die
für eine übernationale Bindungswirkung sprechen, sind indes nicht
bekannt.

Der Zweitrichter ist grundsätzlich weder an die rechtlichen noch an
die tatsächlichen Feststellungen des Erstrichters gebunden. Eine
Ausnahme gilt nur dann, wenn ein Staatsvertrag eine Bindung an-
ordnet.10)

Anderes gilt allerdings für die Erkenntnisse des Internationalen
Strafgerichtshofes. Allgemein anerkannt ist, dass es im Völkerrecht
– anders als im angloamerikanischen Recht – keine „stare deci-
ses“11) gibt und dass Judikate internationaler Gerichtshöfe nur für
die Parteien des Verfahrens – und zwar nur für den Fall, über
den entschieden worden ist12) – verbindlich sind. Durch das Römi-
sche Statut des Internationalen Strafgerichtshofs, BGBl III 2002/
180, werden aber Agenden des klassischen nationalen Strafrech-
tes an den Internationalen Strafgerichtshof abgegeben. Gem
Art 86 des Statuts sind die Mitgliedstaaten zur allgemeinen Zusam-
menarbeit und Rechtshilfe verpflichtet, Personen müssen gem
Art 89 leg cit an den Internationalen Strafgerichtshof ausgeliefert
werden und gem Art 103 des Vertrages sind die Staaten auch
zur Vollstreckung der vom Internationalen Strafgerichtshof verhäng-
ten Strafen verpflichtet. Es ist daher davon auszugehen, dass eine
Entscheidung des Internationalen Strafgerichtshofs Bindungswir-
kung in anderen Verfahren entfaltet. Überlegenswert ist, ob dies

für Österreich nur dann Bedeutung hat, wenn es sich um ein Verfah-
ren vor dem Internationalen Strafgerichtshof handelt, worin über
eine Person eine Entscheidung ergeht, über die grundsätzlich –

wäre das Römische Statut des Internationalen Strafgerichtshofs
durchÖsterreich nicht ratifiziert worden – ein österreichisches Straf-
gericht zu befinden hätte, oder ob sämtliche Entscheidungen des In-
ternationalen Strafgerichtshofs im Inland dieselben Wirkungen ent-
falten, als hätte ein österreichisches Strafgericht entscheiden.

Gegen eine umfassende Entscheidungswirkung – mit allen Konse-
quenzen der materiellen Rechtskraft innerhalb der einzelnen Mit-
gliedstaaten – spricht zunächst, dass es im Statut des Internationa-
len Strafgerichtshofs keine explizite Anordnung einer solchen gibt.
Es findet sich lediglich in Art 20 leg cit das Verbot des „ne bis in
idem“, welches aber mE nicht dafür ausreicht, sämtliche anderen
Wirkungen einer Entscheidung anzunehmen. Andererseits steht
der Internationale Strafgerichtshof als internationales Gericht über
den Rechtsordnungen der einzelnen Mitgliedstaaten.

An dieser Stelle ist vergleichend die Frage des Umfanges der Ur-
teilswirkungen der Entscheidungen des EuGH zu prüfen. Der Ge-
richtshof geht in seiner Judikatur von der Bindungswirkung seiner
Vorabentscheidungsurteile für den Ausgangsrechtsstreit aus.13)
Ein Urteil, in dem der Gerichtshof imWege der Vorabentscheidung
über die Auslegung oder die Gültigkeit einer Handlung eines Ge-
meinschaftsorgans befindet, entscheidet mit Rechtskraft über eine
oder mehrere Fragen des Gemeinschaftsrechts und bindet das na-
tionale Gericht bei seiner Entscheidung des Ausgangsrechts-
streits.14) Die meisten Autoren lehnen eine strikte Bindungswirkung
der Erkenntnisse des EuGH ab, wobei in diesem Zusammenhang
auch der Begriff der „gelockerten erga omnes-Bindungswirkung“
gebräuchlich ist.15) Hinweise auf eine – wenn auch nur einge-
schränkte – „erga omnes-Bindungswirkung“ finden sich unter ande-
rem in der Entscheidung Costa,16) in welcher der EuGH ausspricht,
dass eine Vorlagepflicht unter bestimmten Voraussetzungen nicht
besteht, wenn bereits eine gleichgelagerte Rechtssache Gegen-
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stand eines Vorabentscheidungsverfahrens war und somit eine ge-
sicherte Judikatur vorliegt. Die nationalen Gerichte sind daher –
nach dem Selbstverständnis des EuGH – an die Rechtsansicht in frü-
heren Entscheidungen des EuGH gebunden.

Im Statut des Internationalen Strafgerichtshofs gibt es keine Bestim-
mung über den Umfang der Urteilswirkungen. Fest steht, dass der
Internationale Strafgerichtshof keine supranationale, sondern le-
diglich eine „schlicht“ völkerrechtliche Institution ist. Für eine „gelo-
ckerte erga omnes-Bindungswirkung“, wie sie beim EuGH aner-
kannt wird, bleibt mE beim Internationalen Strafgerichtshof kein
Raum. Abzulehnen ist auch die Festlegung des Wirkungsumfanges
durch die Gerichte selbst ohne vertragliche Grundlage dafür, weil
dadurch nicht nur in die Souveränität der Mitgliedstaaten einge-
griffen, sondern auch die demokratische Legitimation dieser Ein-
richtung in Frage gestellt würde. Dies deshalb, weil ohne Willen
der Mitgliedstaaten durch das internationale Gericht verbindliches
generelles Recht geschaffen werden könnte.

Zu erwägen ist noch, ob nicht im Regelwerk der EU eine wechsel-
seitige Bindung an die rechtskräftige Beurteilung von Vorfragen
normiert ist. Wäre doch ein aufeinander abgestimmtes Vorgehen
der einzelnen Behörden aller Mitgliedstaaten wünschenswert.
Zwar sieht der EG-Vertrag – insbesondere die Art 94 ff EGV über
die Angleichung der Rechtsvorschriften – Bestimmungen vor, die
zu einer Harmonisierung und Vereinheitlichung der Rechtsvorschrif-
ten der einzelnen Mitgliedstaaten führen sollen. Eine Vorschrift, aus
der sich eine Bindungswirkung auch nur indirekt folgen ließe, ist in-
des auch in diesen Vorschriften nicht zu erblicken.

Da nach alldem aus dem europäischen Rechtsbestand die hier un-
tersuchte wechselseitige Bindung der einzelnen Mitgliedstaaten
nicht abgeleitet werden kann, müssen im nächsten Schritt die inner-
staatlichen Rechtsvorschriften überprüft werden.

VII. § 73 StGB

In Betracht käme primär die Bestimmung des § 73 StGB. Demnach
steht eine ausländische Verurteilung der inländischen gleich, wenn
sie den Rechtsbrecher wegen einer Tat schuldig spricht, die auch
nach österreichischem Recht gerichtlich strafbar ist, und in einem
den Grundsätzen des Art 6 EMRK entsprechenden Verfahren er-
gangen ist, sofern das Gesetz nicht ausdrücklich auf die Verurtei-
lung durch ein inländisches Gericht abstellt.

Liest man den Wortlaut dieser Gesetzesstelle, so könnte man zu-
nächst vertreten, dass sämtliche verurteilenden Entscheidungen aus-
ländischer Gerichte unter den Voraussetzungen des § 73 StGB die-
selben (inländischen) Rechtsfolgen entfalten wie österreichische
strafgerichtliche Entscheidungen. Gilt das aber auch für eine et-
waige Bindungswirkung im Hinblick auf ein Zivilverfahren? Aus
der Systematik des Gesetzes ist eine derartige Regelung nicht abzu-
leiten; zumal es aus dem Zusammenhang gerissen erscheint, dass

eine derartige Bindungsregel gerade im StGB – und somit im mate-
riellen Strafrecht – getroffen worden sein soll. Hinzuweisen ist auch
darauf, dass die Normen des Allgemeinen Teils II des StGB – § 73
StGB ist diesem Regelungskonvolut zuzuordnen – die Folgen der
Straftat regeln. Darunter werden jedoch lediglich all jene Vorschrif-
ten verstanden, die das Strafausmaß und die Art der Bestrafung nor-
mieren. Demnach handelt es sich ausschließlich um die strafrechtli-
chen, nicht aber auch um die zivilrechtlichen Folgen der Tat.

Die ratio dieser Bestimmung geht mE daher eher in die Richtung,
dass der Gesetzgeber Vorverurteilungen durch ausländische Ge-
richte in die Strafbemessung durch das inländische Strafgericht mit-
einbeziehen wollte. Nur das kann unter den strafrechtlichen Folgen
einer (weiteren) Auslandstat verstanden werden. Es ist mE unwahr-
scheinlich, dass der Gesetzgeber bei Erlassung dieser Bestimmung
darüber hinaus auch noch an eine Bindung des Zivilrichters dach-
te. Zwar handelt es sich dabei auch um eine Folge, die durch eine
Straftat ausgelöst werden kann, sicherlich aber nicht um die mate-
riell strafrechtliche Konsequenz einer Verurteilung. Außerdemweist
die Voraussetzung im ersten Satz des § 73 StGB – „. . . Sofern das
Gesetz nicht ausdrücklich auf die Verurteilung durch ein inländi-
sches Gericht abstellt . . .“ – darauf hin, dass bei bestimmten Delik-
ten keine Gleichstellung mit ausländischen Strafentscheidungen
normiert worden ist.

§ 73 StGB ist daher lediglich für die Beurteilung der Vorfrage
durch den Strafrichter von Bedeutung, welche und wie viele Vor-
strafen der Angeklagte im Ausland hat, um die Strafhöhe des im In-
land zu Verurteilenden ausmessen zu können.

VIII. Ansicht des VfGH

In Bezug auf die Anerkennung ausländischer Scheidungsurteile
nahm der VfGH folgende Position ein: Im Lichte des völkerrechtli-
chen Souveränitätsgedankens entfalten Hoheitsakte eines Staates
grundsätzlich nur Wirkung auf dem Gebiet dieses (Erst-)Staates.
Erst die Anerkennung der ausländischen Entscheidung durch den
Zweitstaat erstreckt deren Wirkungen auch auf das Hoheitsgebiet
dieses Staates. Es liege überdies im rechtspolitischen Gestaltungs-
spielraum jedes Gesetzgebers – aus sachlichen Erwägungen –, sei-
nen Gerichten die ausschließliche Entscheidungskompetenz vorzu-
behalten. Der Gesetzgeber könne aber auch eine Anerkennung mit
den Mitteln des internationalen Zivilverfahrensrechts vorsehen, die
die prozessuale Gleichstellung mit einer inländischen Entschei-
dung bewirkt, und der ausländischen Entscheidung so die formelle
und materielle Rechtskraft eines inländischen Urteils zuerkennen
(Exequaturverfahren – iSd formell verbürgten Gegenseitigkeit)
oder eine implizite Anerkennung (im Zuge der Vorfragenbeurtei-
lung) ohne ein Anerkennungsverfahren zu ermöglichen.17)
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Zur Frage, ob der Wegfall des Exequaturverfahrens und die auto-
matische Anerkennung des Titels und der Vollstreckbarkeit mit dem
österreichischen Verfassungsrecht vereinbar ist, hat sich der VfGH
mit diesem Erkenntnis freilich nicht festgelegt. Verfassungsrechtlich
bedenklich ist dabei mE, dass durch den Wegfall des Anerken-
nungsverfahrens Wirkungen ausländischer hoheitlicher Akte auf
das Inland ohne jede Überprüfung österreichischer Behörden er-
streckt werden. Da aber Österreich gem Art 9 B-VG die anerkann-
ten Regeln des Völkerrechts zum Bestandteil des Bundesrechtes er-
klärt und zudem Österreich auf Grund der „Interdependenz“ der
Staaten in das internationale Staatengefüge eingebunden ist und
darüber hinaus zu erwarten ist, dass durch den politischen Eini-
gungsprozess – jedenfalls der europäischen Staaten – weitere
rechtliche Schranken und Barrieren abgebaut werden, ist derWeg-
fall des Exequaturverfahrens wohl dann verfassungsrechtlich unbe-
denklich, wenn die ausländische Entscheidung nicht gegen die
Menschenrechte bzw die in Österreich verfassungsgesetzlich ge-
währleisteten Rechte und nicht gegen den österreichischen ordre
public verstößt, sofern nicht dieser Versagungsgrund durch andere
Rechtsnormen – wie zB durch die Europäische Vollstreckungstitel-
verordnung (EuVTVO) – grundsätzlich ausgeschlossen ist.

IX. § 411 ZPO

Der OGH18) vertrat 1999 die Ansicht, dass Entscheidungen aus-
ländischer Gerichte im Inland Feststellungs- und damit Rechtskraft-
wirkung iSd § 411 ZPO entfalten, wenn sie in Österreich auf
Grund einer staatsvertraglichen Regelung auch vollstreckt werden
können. Ob Entscheidungen ausländischer Gerichte überhaupt
Rechtskraft zu entfalten vermögen, richtet sich nach dem Verfah-
rensrecht des Entscheidungsstaates; welche Wirkungen sie in
Österreich haben, aber nach dem österreichischen Verfahrens-
recht.19)

Die prozessrechtlichen Wirkungen ausländischer Entscheidungen
sind denen inländischer Richtersprüche gleich, wenn die Entschei-
dung des ausländischen Gerichtes in Österreich anzuerkennen ist.
So wurden zB nach dem Vertrag zwischen der Republik Österreich
und der Bundesrepublik Deutschland über die gegenseitige Aner-
kennung und Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen, Ver-
gleichen und öffentlichen Urkunden in Zivil- und Handelssachen,
BGBl 1960/105, die in Zivil- und Handelssachen ergangenen Ent-
scheidungen der Gerichte des einen Staates, durch die im streiti-
gen Verfahren oder im Verfahren außer Streitsachen (in einem Ver-
fahren der streitigen oder der freiwilligen Gerichtsbarkeit) über An-
sprüche der Parteien erkannt wird, im anderen Staat anerkannt
(Art 1 Abs 1 leg cit). Entscheidungen deutscher Gerichte in Zivil-
und Handelssachen sind daher in Österreich anzuerkennen. Damit
sind sie in ihren prozessrechtlichen Wirkungen einer inländischen
Entscheidung vollkommen gleichgestellt.20)

X. Tatbestandswirkung

Von der Bindungswirkung und damit einer Wirkungsweise der ma-
teriellen Rechtskraft ist die Tatbestands- oder Reflexwirkung zu un-
terscheiden. Unter diesem Begriff werden alle Wirkungen zusam-
mengefasst, die gerichtliche Entscheidungen außerhalb des Zivil-
prozesses auf andere als die im Rechtsstreit verfangenen Ansprü-
che äußern. Der im Urteil eines Zivilgerichtes getroffene
Ausspruch kann Bestandteil eines anderen materiellrechtlichen Tat-
bestandes sein. Während die materielle Rechtskraft eine prozes-
suale Folge einer Entscheidung darstellt, handelt es sich bei der Tat-
bestandswirkung um eine rein materiellrechtliche Folge.

Auch ausländische Urteile entfalten im Inland potenziell Tatbe-
standswirkung. Da es sich um eine materiellrechtliche Wirkung
handelt, muss unter Heranziehung des internationalen Privatrech-
tes geprüft werden, welches Sachrecht zur Anwendung kommt.
Kommt inländisches Recht zur Anwendung und kennt dieses eine
solche Rechtsfolge, dann ist auch dem ausländischen Urteil grund-
sätzlich eine Tatbestandswirkung zuzuerkennen. Kommt ausländi-
sches Sachrecht zur Anwendung, ist eine Tatbestandswirkung die-
ser Entscheidung nur dann gegeben, wenn das fremde Recht eine
derartige Wirkung vorsieht.

Dabei ist zu untersuchen, ob der Gesetzgeber des jeweiligen Staa-
tes, wenn er an den Erlass einer Entscheidung eine bestimmte ma-
terielle Rechtsfolge geknüpft hat, nur eine inländische Entscheidung
im Auge hatte, oder ob er diese Rechtsfolge auch dann anordnen
wollte, wenn die Entscheidung im Ausland ergangen ist.21) Ferner
ist es möglich, dass die in einem fremden Recht normierte Tatbe-
standswirkung aufgrund der statuierten Vorbehaltsklausel (des or-
dre public) im Inland nicht anzuerkennen ist. Der europäische Ge-
setzgeber tendiert aber zunehmend dazu, in manchen Bereichen
derartige Vorbehalte abzuschaffen.22)

XI. LGVÜ/EuGVÜ/EuGVVO

1988 sprach der EuGH23) aus, dass eine gem Art 26 EuGVÜ aner-
kannte ausländische Entscheidung grundsätzlich dieselbe Wir-
kung im Zweitstaat entfaltet wie im Urteilsstaat. Die Anerkennung
erfolgt gem Art 26 Nr 1 LGVÜ/EuGVÜ ipso iure. Im Bericht Je-
nard24) wird das als automatische Anerkennung bezeichnet; sie er-
fordert im Anerkennungsstaat keine gerichtliche Entscheidung.
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Die Wirkungen von ausländischen Entscheidungen innerhalb der
innerstaatlichen Rechtsordnung sind im Anwendungsbereich des
LGVÜ/EuGVÜ bzw der EuGVVO aber von der Anerkennung –

mag sie auch quasi automatisch erfolgen – abhängig. Liegt einer
der Versagungsgründe für die Anerkennung gem Art 27 LGVÜ/
EuGVÜ bzw Art 34 EuGVVO vor, dann können ausländische Ur-
teile keine Wirkungen in inländischen Verfahren entfalten.

Zu einer automatischen Anerkennung kommt es aber dann nicht,
wenn die ausländische Entscheidung im Inland einer Vollstreckbar-
keit nicht zugänglich ist. Kann die Entscheidung eines anderen Mit-
gliedstaates im Inland nicht vollstreckt werden – man denke nur an
Rechtsgestaltungs- und Feststellungsurteile –, dann kann die auslän-
dische Entscheidung im Inland ihre Wirkungen nicht automatisch
entfalten. Um dennoch einer solchen Entscheidung im Inland Wir-
kung zukommen zu lassen, bedarf es der speziellen Anerkennung
iSd Art 33 Nr 2 EuGVVO.

XII. Art 33 Nr 1 EuGVVO

Wird die ausländische Entscheidung im Inland anerkannt, so er-
strecken sich nach überwiegender Meinung im Bereich des
LGVÜ/EuGVÜ bzw der EuGVVO die Urteilswirkungen des Ur-
sprungsstaates auf den anerkennenden Staat.25) Jedenfalls wer-
den die Wirkungen der materiellen Rechtskraft durch die Anerken-
nung im Ausmaß der Urteilswirkungen des Ursprungsstaates er-
streckt. Dies tritt dann nicht ein, wenn ein Anerkennungshindernis
vorliegt.

Gem Art 32 EuGVVO ist unter „Entscheidung“ im Sinne dieser Ver-
ordnung jede von einem Gericht eines Mitgliedstaates erlassene
Entscheidung zu verstehen, ohne Rücksicht auf ihre Bezeichnung.
Der Rechtsbegriff „Entscheidung“ ist dabei autonom auszulegen.
Da die Verordnung in Zivil- und Handelssachen anzuwenden ist,
ohne dass es auf die Art der Gerichtsbarkeit ankommt (Art 1
EuGVVO), ist es rechtlich irrelevant, welche Behörde eines Mit-
gliedstaates zur Behandlung der Rechtssache zuständig ist. Viel-
mehr sind die materiellen zivil- und handelsrechtlichen Beziehun-
gen der Parteien zu beachten. Unter Berücksichtigung des Art 5
Nr 4 EuGVVO werden darunter auch alle schadenersatzrechtli-
chen Ansprüche zu verstehen sein, die im Rahmen eines Strafver-
fahrens abgehandelt werden, sofern das Strafgericht auch über
die privatrechtlichen Ansprüche entscheidet.

Für Strafurteile kommt daher eine Anerkennung im Bereich des
LGVÜ/EuGVÜ bzw der EuGVVO nur dann in Betracht, wenn pri-
vatrechtliche Ansprüche miterledigt werden.26) Nur in diesem Fall
werden ausländische Entscheidungen so anerkannt, dass ihre Ur-
teilswirkungen auf das Inland erstreckt werden. Andernfalls greifen
lediglich die Einmaligkeitswirkung und die Wirkung des § 73
StGB ein.

XIII. Art 33 Nr 2 EuGVVO

Bildet die Frage, ob eine Entscheidung anzuerkennen ist, als solche
den Gegenstand eines Streites, so kann jede Partei, welche die An-
erkennung geltend macht, gem Art 33 Nr 2 EuGVVO bzw Art 26
Nr 2 LGVÜ/EuGVÜ beantragen, dass die Entscheidung anzuer-
kennen ist.

Das gilt für all jene Entscheidungen, die einer Vollstreckbarerklä-
rung nicht zugänglich sind, wie Feststellungs- und Gestaltungsurtei-
le.27)

Insbesondere kann daher eine Vorfrage, die unter Umständen Ge-
genstand (Hauptfrage) eines künftigen Zivilprozesses werden
könnte, vorab auf Antrag der Streitteile mit dem Anerkennungsfest-
stellungsverfahren abgeklärt werden. Dadurch ersparen sich die
„künftigen“ Parteien unter Umständen einen kostspieligen Zivilpro-
zess in der Hauptsache.

XIV. Art 33 Nr 3 EuGVVO

Art 33 Nr 3 EuGVVO und Art 26 Abs 3 LGVÜ/EuGVÜ sehen vor,
dass dann, wenn die Entscheidung eines Rechtsstreits von der An-
erkennung einer ausländischen Entscheidung abhängt, das Pro-
zessgericht selbst in Vorfragebeurteilung (incidenter), also bloß im-
plizit über die Anerkennung „entscheiden“ kann.28) Wenn nicht
schon vorher gemäß Art 33 Nr 2 EuGVVO über die Anerkennung
entschieden worden ist, muss sich das Gericht selbständig über die
Frage der Anerkennung schlüssig werden. Vorausgesetzt ist dabei,
dass die Entscheidung des Gerichtes von der Anerkennung ab-
hängt. Die Anerkennung muss für die Entscheidung des Gerichtes
also erheblich (präjudiziell) sein.29)

Diese Form der Anerkennung betrifft Entscheidungen, deren Haupt-
frage in einem Verfahren im Anerkennungsstaat bloß als Vorfrage
relevant wird. Das mit der Hauptsache befasste Gericht ist dann
auch für die Anerkennung zuständig. Die Anerkennung der Ent-
scheidung für diesen Fall kann dann aber nach demWillen der Ver-
tragsstaaten keine bindende Wirkung für ein nachfolgendes Ver-
fahren entfalten.30)
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XV. § 236 Abs 3 ZPO

Nach nationalem Recht kann diese Inzidentanerkennung auch mit
Wirkung über den Rechtsstreit hinaus erfolgen. Gerade dies ist
nach den Bestimmungen des LGVÜ/EuGVÜ und der EuGVVO
aber unzulässig.31) Eine über den konkreten Rechtsstreit hinauswir-
kende Anerkennung ist nur in einem Verfahren gem Art 34 ff
EuGVVO bzw Art 31 ff LGVÜ/EuGVÜ vor den dort hierzu berufe-
nen Gerichten erreichbar (Art 26 Abs 2 LGVÜ/EuGVÜ). § 236
Abs 3 ZPO ist daher im Geltungsbereich dieser Übereinkommen
bzw dieser Verordnung nur in konventions- bzw gemeinschafts-
rechtskonformer Auslegung anzuwenden.

XVI. Europäischer Vollstreckungstitel

Am 21. 1. 2005 ist die Verordnung des Rates der Europäischen
Union über den Europäischen Vollstreckungstitel – sie gilt ab dem
21. 1. 2005 mit Ausnahme der Artikel 30, 31 und 32, die ab
dem 21. 10. 2005 gelten – in Kraft getreten.32) In diesem Bereich
entfällt das Anerkennungs- und Vollstreckbarerklärungsverfahren
durch den Zielstaat, was zur Folge hat, dass aus dem Titel unmittel-
bar die Zwangsvollstreckung in jedemMitgliedstaat betrieben wer-
den kann.33)

Diese Verordnung ist – ähnlich wie die EuGVVO – auf Zivil- und
Handelssachen anzuwenden. Darunter fallen meiner Ansicht nach
auch die Verfahren in Strafsachen, sofern von einer Partei in einem
solchen privatrechtliche Ansprüche erfolgreich geltend gemacht
werden, da es beim Begriff „Entscheidung“ keinen Unterschied
macht, ob sie von einem Straf- oder Zivilgericht gefällt wurde oder
wie diese Entscheidung bezeichnet wird. Allerdings gilt die Verord-
nung nur für Entscheidungen, gerichtliche Vergleiche und öffentli-
che Urkunden in Bezug auf unbestrittene Forderungen.

Die Einführung eines europäischen Vollstreckungstitels führt nur un-
ter folgenden Voraussetzungen auf dem Gebiet des Straf(verfah-
rens)rechtes zu einer staatenübergreifenden Bindung auch in inlän-
dischen Zivilverfahren: Der Geschädigte muss sich zunächst im
ausländischen Strafprozess – sofern dies die ausländischen Rechts-
vorschriften vorsehen – als Privatbeteiligter anschließen. Weiters
muss die Forderung des Geschädigten unbestritten sein. Das be-
deutet, dass der Angeklagte im Strafprozess die privatrechtliche
Forderung anerkennt, ihr im gesamten Strafverfahren nie wider-
spricht oder dass der Schuldner zum Strafprozess nicht erscheint,
was zur Folge hat, dass ein Abwesenheitsurteil gegen ihn erlassen
wird. Zur Erfüllung der Voraussetzungen der Anwendung der
EuVTVO ist es notwendig, dass das Strafgericht über die Forde-
rung des Geschädigten abspricht oder – falls dies die Prozessord-
nung vorsieht – ein gerichtlicher Vergleich zwischen den Parteien,
dh dem Angeklagten und dem durch die verfolgte Straftat zivil-
rechtlich nachteilig Betroffenen, abgeschlossen wird. Eine weitere

Voraussetzung ist, dass eine derartige Beteiligung im Strafprozess
des Ursprungsstaates gesetzlich eingeräumt ist. Auch Abwesen-
heitsurteile sind nicht in allen Verfahrensordnungen vorgesehen.

Da nun das Exequaturverfahren im Vollstreckungsstaat durch Ein-
führung der EuVTVO entbehrlich ist und sein Entfall durch einen Ti-
tel ersetzt wird, der europaweit unverzüglich vollstreckt werden
kann, so müssen sämtliche Wirkungen der materiellen Rechtskraft
des Titels in jedem Mitgliedstaat eintreten, und zwar das im selben
Ausmaß jener Wirkungen, welche die Entscheidung im Urteilsstaat
hat. Dies trifft dann auch für die Auswirkungen ausländischer Straf-
urteile in ihrem Ausspruch über zivilrechtliche Ansprüche auf inlän-
dische Zivilverfahren zu, wenn die Voraussetzungen für den euro-
päischen Vollstreckungstitel – wie zuvor ausgeführt – erfüllt sind.

XVII. Urteilswirkungen fremder Staaten

1. BRD

Ein Blick über die Grenzen zeigt, dass fremde Rechtssysteme die
Wirkungen von Strafurteilen in Zivilverfahren unterschiedlich re-
geln.34) Gem § 406 Abs 3 dStPO wirkt die materielle Rechtskraft
des Strafurteils gegenüber dem Zivilrichter nur, soweit im Adhäsi-
onsverfahren35) eine Entschädigung zugesprochen wird.36) Eine
generelle Bindungswirkung wurde in Deutschland37) – wie sie in
einzelnen Partikularrechten38) verankert war (ob iSd materiellen
Rechtskraft oder einer formalisierten Beweiskraft) – mit Art 14
Abs 2 Nr 1 EG zur dZPO abgeschafft.39) Derzeit wird indes über
dieWiedereinführung einer solchen nachgedacht.40) Das deutsche
Strafurteil hat aber für den deutschen Zivilrichter die Funktion einer
Beweisurkunde gem §§ 415, 417 f dZPO, wenn sie von einer Par-
tei in den Prozess eingebracht wird.41)

Abhandlungen

31) Vgl Rechberger/Frauenberger in Rechberger Rz 10 zu § 236 ZPO, er-
neut darin unausgesprochen Bajons, Stellungnahme zum Ministerialent-
wurf der EO-Nov 1995, 11 ff, folgend.

32) Verordnung Nr 805/2004 des Europäischen Parlamentes und des Rates
vom 21. 4. 2004 zur Einführung eines europäischen Vollstreckungstitels
für unbestrittene Forderungen, ABl L 143 vom 30. 4. 2004; vgl Rechber-
ger/Kodek, Überlegungen zu einem europäischen Mahnverfahren, FS-
Oberhammer, 151 ff.

33) Schollmeyer, Europäisches Mahnverfahren, IPRax 2002, 478.
34) Einen eingehenden Überblick bietet Fasching, Gutachten zum III. Öster-

reichischen Juristentag 1967, I, Teil 1, 11–22.
35) Schönke, Beiträge zur Lehre vom Adhäsionsprozess (Abhandlungen des

kriminalistischen Instituts an der Universität Berlin (1935), 30); Jauernig,
Zivilprozessrecht27, 13 f.

36) Gottwald in Münchener Komm Rz 70 zu § 322dZPO.
37) BGH 15. 3. 2004, BB 2004, 1248.
38) Gaul, Die Grenzen der Bindung des Zivilgerichts an Strafurteile, FS Fa-

sching (1988) 157 ff.
39) Knauer/Wolf, 2. Hannoveraner ZPO-Symposion 20. 9. 2003, NJW-

Sonderheft 2004, 33 f; Hahn, Materialien zur deutschen Zivilprozessord-
nung II/1 280 f.

40) Gesetzesentwurf eines § 415a dZPO (Beweiskraft rechtskräftiger Straf-
urteile).

41) Wolf in Münchener Komm Rz 4 zu § 14dEGZPO.
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2. Schweiz

Ähnlich ist die Rechtslage in der Schweiz, da Art 53 schwOR
(schweizer Obligationenrecht) normiert, dass bei der Beurteilung
der Schuld oder Nichtschuld, Urteilsfähigkeit oder Urteilsunfähig-
keit der (Zivil-)Richter an die Bestimmungen über die strafrechtli-
che Zurechnungsfähigkeit oder an eine Freisprechung durch
das Strafgericht nicht gebunden ist. Ebenso ist gem Abs 2 leg
cit das strafgerichtliche Erkenntnis in Bezug auf die Beurteilung
der Schuld und die Bestimmung des Schadens für den Zivilrichter
nicht verbindlich. Auch im Fall des Schuldspruches bleibt der Zi-
vilrichter grundsätzlich in seiner Würdigung frei. Aus dem
Schweigen des Art 53 schwOR hinsichtlich Kausalität, Kausali-
tätszusammenhang, Adäquanz, Tatbestandsmäßigkeit und
Rechtswidrigkeit kann nicht e contrario auf eine Bindung des Zi-
vilrichters geschlossen werden. Was Art 53 schwOR nicht regelt,
kann aber durch kantonale Prozessrechtsvorschriften oder durch
die kantonale Rsp ausgestaltet werden. Beispielsweise ist im Tes-
sin die Bindung an die „Tatbestandsfragen“ gesetzlich angeord-
net, während in Zürich und zwischenzeitlich im Aargau durch
die Rsp eine Bindung festgelegt wurde. Hinsichtlich der Bindung
betreffend die im Strafverfahren festgestellte Rechtswidrigkeit gibt
es nur in Zürich eine entsprechende Rsp. Im Übrigen kann sich
der Schweizer Zivilrichter nicht willkürlich über das Strafurteil hin-
wegsetzen, was oft dazu führt, dass sich die Gerichtspraxis auf
die Ergebnisse des Strafverfahrens abstützt. Manche E des
schwBG (schweizerischen Bundesgerichtes) begnügen sich mit
der Feststellung, dass sich der Zivilrichter an die Auffassung
des Strafrichters anlehnen könne. Andere E des schwBG gestat-
ten es dem Zivilrichter nicht, „ohne Not“ oder „ohne zureichende
Gründe“ bzw „ohne sehr gewichtige Gründe“ vom Strafurteil ab-
zuweichen.42)

3. Frankreich

In Frankreich gilt der Grundsatz, dass das Urteil des Strafrichters
(sowohl Schuld- als auch Freispruch) den Zivilrichter bindet.43)
Die Cour de Cassation sprach 1912 aus, dass das strafrechtliche
Verschulden mit dem zivilrechtlichen identisch ist. Folglich ist es
grundsätzlich unzulässig, nach einem Freispruch im strafgerichtli-
chen Verfahren ein zivilrechtliches Verschulden der gleichen Person
auszusprechen. Dieser Grundsatz der Identität wurde sowohl von
der strafrechtlichen als auch von der zivilrechtlichen Kammer der
Cour de Cassation bestätigt.44) Seit langem gilt in Frankreich der
Grundsatz vom Vorrang der Straf- vor der Ziviljustiz.45) Dieser soll
vermeiden, dass in derselben Sache ein dem Strafurteil widerspre-
chendes Zivilurteil ergehen kann.46) Die Bindungswirkung umfasst
mithin in weitem Umfang die rechtlichen und tatsächlichen Feststel-
lungen des Strafrichters bezüglich der Strafsache, sofern Identität
des Prozessgegenstandes und der Parteien besteht.47) Das Prinzip

der Solidarität der Entscheidung in der Straf- und der Zivilsache
zielt auf die zeit- und deckungsgleiche Entscheidung beider Fragen
ab.48) Es gibt allerdings Durchbrechungen dieses Prinzips. Wird
die Schuld des Angeklagten vom Strafgericht bejaht, kann ein Mit-
verschulden des Opfers dazu führen, dass die Adhäsionsklage
oder ein gesondertes Begehren im Zivilprozess unbegründet ist.49)
Wird die strafrechtliche Schuld verneint, ist eine gegenteilige Ent-
scheidung des Zivilgerichtes aufgrund des unterschiedlichen Ver-
schuldensbegriffs in engen Grenzen möglich. Der Grundsatz „in
dubio pro reo“ beschränkt sich auf das Strafverfahren. Zwingt die-
ser zu einem Freispruch in der Strafsache, so kann das weiterhin
zuständige Strafgericht – das auch über den zivilrechtlichen An-
spruch des Geschädigten zu entscheiden hat – dennoch eine Ent-
schädigung zusprechen, wenn es sich hierfür auf einen zivilrechtli-
chen Grund stützt, der nicht vom Freispruch konsumiert ist.50) Der
Geschädigte kann sich am Strafprozess beteiligen, wobei diesbe-
züglich zwischen der „plainte avec constitution de partie civile“ –
Klagseinbringung beim Untersuchungsrichter –, der „citation di-
recte“ – Klagseinbringung beim erkennenden Strafrichter – und
der „intervention“ – Klagseinbringung in der Hauptverhandlung
– unterschieden werden muss.51) Die Adhäsionsklage kann aber
nur dann erhoben werden, wenn der geltend gemachte Schaden
in der zu verfolgenden Straftat seine Grundlage hat, was bei einem
anderen Grad des Verschuldens oder einer Gefährdungshaftung52)
nicht der Fall ist.53)
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42) Brehm in BernerKomm VI/1/3/12 Rz 1 ff zu Art 53 schwOR; Vogel,
Grundriss des Zivilprozessrechts5 38 f; Habscheid, Schweizerisches Zivil-
prozessrechts- und Gerichtsorganisationsrecht2 Rz 149 ff, teilweise aA
für das beschleunigte Verfahren, Rz 633 ff; Guldener, Schweizerisches
Zivilprozessrecht3, 590; Burgstaller, Zur Bindungswirkung von Säumnis-
entscheidungen, JBl 1999, 563 ff; OGH 17. 10. 1995, 1 Ob 612/
95, ZVR 1996/2.

43) Art 4 Code de procédure pénale lautet: „Abs 1: Der zivilrechtliche An-
spruch kann auch unabhängig vom strafrechtlichen Anspruch durchge-
setzt werden. Abs 2: Dennoch muss das Zivilgericht, bei dem der zivil-
rechtliche Anspruch durchgesetzt wird, mit seiner Entscheidung innehal-
ten, bis über den strafrechtlichen Anspruch rechtskräftig entschieden wur-
de, sofern dieses Verfahren in Gang gesetzt wurde.“

44) Cour de Cassation 18. 11. 1996 pour la chambre criminelle; 3. 3.
1993 pour la chambre civile.

45) Esmein, Histoire de la Procédure Criminelle en France et spécialement de
la procédure inquisitoire depuis le XIIIe siècle jusqu´ à nos jours 242.

46) Ferid/Sonnenberger, Das Französische Zivilrecht II2 Rz 2.
47) Pradl, Droit Pénal II: Procédure pénale5 Rz 675 ff.
48) Faivre, Action civile, in: Guide Juridique Dalloz (1997) Rz 6 –8.
49) Stefani/Levasseur/Bouloc, Procédure pénale16 Rz 731.
50) Karl August Prinz von Sachsen Gessaphe, Das kränkelnde deutsche Ad-

häsionsverfahren und sein französischerWiderpart der action civile, ZZP
1999, 3 ff, 12 ff.

51) Gewaltig, Die action civile im französischen Strafverfahren (1990) (Euro-
päische Hochschulschriften II/1013), 59 –65.

52) Ferid/Sonnenberger, Das Französische Zivilrecht II2 Rz 2.
53) Stefani/Levasseur/Bouloc, Procédure pénale16 Rz 216 ff.
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4. Italien

Die in Italien bis 1989 geltende itStPO von 193054) ging in ihrer
ursprünglichen Konzeption von einer umfassenden Bindungswir-
kung der Zivilgerichte an Straferkenntnisse aus, denen allseitige
Rechtskraftwirkung zukam. Das Strafverfahren hatte grundsätzlich
Vorrang. Der Zivilrichter war daher gezwungen, das Verfahren bis
zur rechtskräftigen Erledigung des Strafprozesses zu unterbrechen.
Schloss sich der Geschädigte – uzw selbst nach Einleitung des Zivil-
verfahrens – dem Strafverfahren als Privatbeteiligter an, so konnte
nur noch der Strafrichter unter Ausschluss des Zivilrechtsweges –

nachträglich eingetretene Schäden ausgenommen – über den zivil-
rechtlichen Anspruch entscheiden.55) Der Zivilrichter war – ähnlich
wie heute noch in Frankreich – sowohl an das freisprechende als
auch an das verurteilende Erkenntnis des Strafrichters gebunden.
Die Urteilswirkungen erstreckten sich sogar auf nicht am Strafver-
fahren beteiligte Personen, wobei diese Bestimmungen in den sieb-
ziger Jahren des zwanzigsten Jahrhunderts vom itVfGH wegen des
Verstoßes gegen das rechtliche Gehör aufgehoben wurden.56)

Die am 24. 10. 1989 in Kraft getretene neue itStPO 1988 unter-
scheidet in ihren Bestimmungen über die Rechtskraft (Art 648 ff
itStPO) zwischen der Wirksamkeit eines verurteilenden
(Art 651 itStPO) und eines freisprechenden (Art 652 itStPO) Er-
kenntnisses in Zivil- und in Verwaltungsverfahren wegen Schaden-
ersatzes einerseits und der Wirksamkeit eines Strafurteils in ande-
ren Zivil- oder Verwaltungsverfahren (Art 654 itStPO) andererseits.

Gem Art 651 Abs 1 itStPO kommt dem auf Grund einer Hauptver-
handlung gefällten unwiderruflichen, auf Verurteilung lautenden
Strafurteil im Zivil- oder im Verwaltungsverfahren wegen Wieder-
herstellung und Schadenersatzes, das gegen den rechtskräftig Ver-
urteilten und den sonst zivilrechtlich Haftenden eingeleitet worden
ist – sofern letzterer zum Strafverfahren geladen worden ist oder
diesem beigetreten ist (Art 86 Abs 2 itStPO) –, die Wirksamkeit ei-
ner rechtskräftigen Entscheidung insoweit zu, als es sich um die
Feststellung des Vorliegens der Tat, ihrer Strafrechtswidrigkeit und
um den Ausspruch handelt, dass der Angeklagte sie begangen hat.

Gem Art 652 Abs 1 itStPO kommt dem auf Grund einer Hauptver-
handlung gefällten unwiderruflichen, auf Freispruch lautenden
Strafurteil im Zivil- oder im Verwaltungsverfahren wegen Wieder-
herstellung und Schadenersatzes – das vom Geschädigten einge-
leitet worden ist, der sich im Strafverfahren als Zivilpartei eingelas-
sen hat oder in die Lage versetzt worden war, sich als solche einzu-
lassen – die Wirksamkeit einer rechtskräftigen Entscheidung hin-
sichtlich der Feststellung zu, dass die Tat nicht vorliegt oder dass
der Angeklagte sie nicht begangen hat oder dass die Tat in Erfül-
lung einer Pflicht oder in Ausübung einer rechtmäßigen Befugnis
begangen worden ist; dies allerdings dann nicht, wenn der durch
die strafbare Handlung Geschädigte die Klage beim Zivilgericht
gem Art 75 Abs 2 itStPO eingebracht hat.

In anderen – nicht auf Schadenersatz oder Wiederherstellung ge-
richteten – Zivil- oder Verwaltungsverfahren (Art 654 itStPO) ent-
faltet das verurteilende gleich wie das freisprechende Strafer-
kenntnis gegenüber dem Angeklagten, der Zivilpartei und dem
zivilrechtlich Haftenden – der sich in das Strafverfahren eingelas-
sen hat oder diesem beigetreten ist (Art 86 Abs 2 itStPO) – die
Wirksamkeit einer rechtskräftigen Entscheidung, sofern in dem
eingeleiteten Zivil- oder Verwaltungsverfahren ein Recht oder
rechtlich geschütztes Interesse strittig ist, dessen Anerkennung
von der Feststellung derselben Tatsachen abhängt, die Gegen-
stand des Strafverfahrens waren, sofern die festgestellten Tatsa-
chen als für die strafrechtliche Entscheidung erheblich erachtet
worden sind und das Zivilgesetz nicht Beschränkungen für die
Beweisführung hinsichtlich der strittigen subjektiven Ansprüche
vorsieht.

Besonders interessant ist die fortdauernde Unterscheidung der Ur-
teilswirkungen strafgerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und in Ver-
waltungsverfahren betreffend Wiederherstellung bzw Schadener-
satz einerseits und in anderen Zivil- bzw Verwaltungsverfahren an-
dererseits. Ferner kann sich der durch eine Straftat Geschädigte
der Bindungswirkung eines Strafurteils – hinsichtlich seiner privat-
rechtlichen Wirkungen – dadurch entziehen, dass er rechtzeitig
eine Zivilklage gegen den Angeklagten oder den sonst zivilrecht-
lich Haftenden einbringt.

In Art 732 itStPO wird die Anerkennung ausländischer Strafurteile
hinsichtlich ihrer zivilrechtlichen Wirkung wie folgt normiert: Wer
ein Interesse daran hat, vor Gericht die strafrechtlichen Anordnun-
gen eines ausländischen Urteils geltend zu machen, um Wieder-
herstellung oder Schadenersatz oder andere zivilrechtliche Wir-
kungen zu erlangen, kann beim Oberlandesgericht, in dessen
Sprengel das für die Eintragung zuständige Strafregisteramt seinen
Sitz hat, die Anerkennung des Urteils beantragen.

Somit sieht das italienische Strafprozessrecht ein eigenes Exequa-
turverfahren hinsichtlich der zivilrechtlichen Wirkungen ausländi-
scher Strafurteile vor.

XVIII. Ergebnis

Eine Bindungswirkung ausländischer Strafurteile in inländischen Zi-
vilverfahren würde zu komplizierten Einordnungsproblemen im
österreichischen Rechtssystem führen. Das österreichische Gericht
müsste – wenn es der Judikatur des OGH zu Art 54 SDÜ folgt – zu-
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54) Giannini, L´azione civile per il risarcimento del danno e il nuovo codice
di procedura penale (1990) 1 ff.

55) Bajons, Schadensersatz für gesundheitliche Beeinträchtigungen nach ita-
lienischem Recht, ZVglRWiss 92 (1993) 76 –114.

56) Corte costituzionale 22. 3. 1971n 55, Giur it 1971, I, 1, 784 (hinsicht-
lich Art 28 Codice di procedura penale); 27. 6. 1973 n. 99, Giur it
1973, I, 1, 14 (Art 27 cpp); 26. 6. 1975n 165, Giur it 1976, I, 1,
28 (Art 25 cpp).
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nächst Art und Umfang der Urteilswirkungen im Ursprungsstaat un-
tersuchen. Die entsprechenden ausländischen Rechtsnormen samt
dazugehöriger Rechtsprechung könnten in vielen Fällen nur schwer
erforscht werden. Dennoch sind die Rechtsordnungen fremder
Staaten aus völkerrechtlichen Perspektiven jedenfalls zu berück-
sichtigen. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, inwieweit
die Verweisungsnormen des Internationalen Privatrechts – direkt
oder analog – für die Frage der Wirkungen von Urteilen des Ur-
sprungsstaates herangezogen werden könnten. Zweifellos handelt
es sich bei der Frage der Urteilswirkungen um eine verfahrensrecht-
liche und somit öffentlich-rechtliche Vorfrage. Da gem § 1 Abs 1
IPRG Sachverhalte mit Auslandsbezug nur in privatrechtlicher Hin-
sicht57) zu beurteilen sind, kommt das IPR hierfür nicht zur Anwen-
dung, selbst wenn die bezughabende ausländische Bestimmung
eine solche des materiellen (ausländischen) Rechts ist.58) Es ist mE
grundsätzlich nicht die Aufgabe des Internationalen Privatrechtes,
auf fremde Verfahrensrechte bzw auf ausländische strafprozes-
suale Normen zu verweisen, da derartige Vorschriften – gemessen
am inländischen Recht – weder systematisch noch funktional einen
privatrechtlichen Charakter aufweisen. Die Beschränkung der Ver-
weisungsnormen auf privatrechtliches materielles Recht unter-
streicht den Willen des österreichischen Gesetzgebers, grundsätz-
lich nicht auf fremde öffentlich-rechtliche Vorschriften zurückzugrei-
fen. Nur ausnahmsweise – zB bei Fragen der Staatsangehörigkeit
einer Person – wird auf ausländische öffentlich-rechtliche Normen
zurückgegriffen.59)

Am Rande ist im gegenständlichen Zusammenhang auch die Beur-
teilung einer negativen Prozessvoraussetzung auf Grund eines aus-
ländischen Strafurteils in einem inländischen Zivilverfahren interes-
sant. Freilich wird die Frage, inwiefern ausländische Prozesshin-
dernisse im Inland zu beachten sind, nicht lückenlos von Art 54
SDÜ geregelt, da angenommen werden kann, dass das im SDÜ
verankerte Verbot des „ne bis in idem“ nur die straf-, nicht aber
auch die zivilrechtlichen Konsequenzen einer rechtskräftigen Straf-
entscheidung normiert. In jenen Staaten, die in ihrer Rechtsordnung
von einer Einheit der strafrechtlichen und der zivilrechtlichen
Schuld ausgehen, würde nach einem rechtskräftigen Freispruch ei-
ner Zivilklage – sofern Identität von Prozessgegenstand und Par-
teien gegeben ist – die negative Prozessvoraussetzung der bereits
rechtskräftig entschiedenen Sache entgegenstehen. Das österrei-
chische Recht anerkennt die Rechtskraftwirkung von ausländischen
Entscheidungen, sofern diese im Inland vollstreckbar sind.60) Zu
den prozesshindernden Einreden, die in allen Instanzen auch
von Amts wegen wahrzunehmen sind und deshalb schlichtweg
als Prozesshindernisse bezeichnet werden, gehört auch die Rechts-
kraft eines die Sache betreffenden Urteiles, somit auch einer aus-
ländischen Entscheidung.61) Die Rechtskraft einer ausländischen
Entscheidung entfaltet aber – wie bereits erwähnt – im Inland nur

dann die Wirkung einer negativen Prozessvoraussetzung, wenn
sie im Inland vollstreckbar ist.62)

Die zuvor zitierte Spruchpraxis des OGH bezieht sich aber nur
auf im Inland vollstreckbare ausländische Zivilurteile. Bei einer
ausländischen Strafentscheidung kann es in der Frage der Erstre-
ckung der negativen Prozessvoraussetzung „Rechtskraft“ auf ein
inländisches Zivilverfahren nicht auf die Vollstreckbarkeit der Ent-
scheidung ankommen, da diese regelmäßig nur im Urteilsstaat
vollstreckt wird. Dennoch könnte darüber nachgedacht werden,
ob man einem Geschädigten, dem aufgrund eines Freispruches
im Strafverfahren der Zugang zu den Zivilgerichten im Ur-
sprungsstaat verwehrt ist, den weiteren Rechtsschutz vor inlän-
dischen Zivilgerichten versagen kann. Immerhin erscheint auf-
grund der Interdependenz der Staaten und der wechselseitigen
Verpflichtung zur Achtung der Souveränität fremder Staaten63)
die Pflicht zur Respektierung ausländischer Prozesshindernisse
geboten. Diese Verpflichtung steht aber dem Rechtsschutzinte-
resse des Rechtssuchenden entgegen. Ausländische negative Pro-
zessvoraussetzungen – aufgrund eines ausländischen freispre-
chenden Strafurteils, das einen Zugang zum Zivilgericht des Ur-
sprungsstaates versperrt – sind mE mangels Übereinstimmung
mit dem ordre public im Inland nicht als Prozesshindernisse zu
behandeln.

Grundsätzlich löst somit eine ausländische Entscheidung eines
Strafgerichtes – ohne im Inland in einem gesonderten Verfahren
anerkannt worden zu sein – keine Bindungswirkung für ein inländi-
sches Zivilgericht aus. Im Bereich des LGVÜ/EuGVÜ und der
EuGVVO kann die Entscheidung eines ausländischen Strafgerich-
tes nur dann Wirkungen in einem inländischen Zivilverfahren ent-
falten, wenn das ausländische Strafgericht über den privatrechtli-
chen – idR schadenersatzrechtlichen –Anspruch des Geschädigten
entschieden hat. Die Befürwortung einer Bindungswirkung in dem
Ausmaß, wie es der OGH postuliert, ist auch vom zuvor ausgeführ-
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Rz 2/12; J. Schulze, Das öffentliche Recht im internationalen Privatrecht,
1 ff; Schwimann in Rummel, ABGB2 Rz 38 f vor § 1 IPRG.

59) Schwimann in Rummel, ABGB2 Rz 4 vor § 1 IPRG; VwGH 26. 9. 1996,
95/19/0552; VwGH 12. 7. 1990, 89/16/0069; der VwGH zieht in
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log heran.

60) OGH 14. 12. 1979, 1 Ob 781/79 = EFSlg 35.103.
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62) OGH 14. 12. 1949, 2 Ob 223/49 = SZ 22/198; OGH 12. 11.

1979, 1 Ob 754/79 = EFSlg 35149; OGH 14. 12. 1979, 1 Ob
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23. 6. 1999, 7 Ob 139/99p; OGH 25. 6. 2002, 5 Ob 131/02d =
SZ 2002/89.

63) Neuhold/Hummer/Schreuer, Österreichisches Handbuch des Völker-
rechts4 I Rz 2086.
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ten Souveränitätsgedanken her verfassungsrechtlich höchst be-
denklich. Eine Preisgabe dieser Souveränität – die allenfalls mit ei-
nem Staatsvertrag bzw einem supranationalen Akt der EU verbun-
den sein könnte – ist aus den Bestimmungen des SDÜ gerade nicht
abzuleiten.

Die Respektierung ausländischer Entscheidungen darf aber ohne
entsprechende Rechtsgrundlagen nicht zu einer umfassenden Aner-
kennung aller Urteilswirkungen fremder Strafurteile ausufern, wes-
halb der hier kritisch erörterten Meinung des OGH nicht gefolgt
werden kann.

Abhandlungen
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RA Mag. Eva Maierhofer, RAA Dr. Günther Woschank, Klagenfurt

Flächenwidmung und Kostentragung
Gängige Praxis ist die Überwälzung von Kosten für die Erstellung von Entscheidungsgrundlagen zur Abänderung von
Flächenwidmungsplänen. Das steht im klaren Widerspruch zum Prinzip der Selbstträgerschaft nach § 2 F-VG und begründet
Amtshaftung.

I. Flächenwidmung eine Aufgabe der Gemeinden

Durch Artikel 118 B-VG und die entsprechenden Landesgesetze
der einzelnen Bundesländer im Bereich der Gemeindeorganisation
sind den Gemeinden die Aufgaben der örtlichen Raumplanung,
bestehend im Wesentlichen aus örtlichem Entwicklungskonzept,
Flächenwidmungsplan und Bebauungsplan zur Erfüllung im eige-
nenWirkungsbereich übertragen. Jede Gemeinde hat kraft gesetz-
lichen Auftrages im speziellen für die Erlassung eines Flächenwid-
mungsplanes zu sorgen und, sofern nichts Gegenteiliges normiert
ist, auch den dafür anfallenden Personal- und Sachaufwand zu tra-
gen.

Es ist in der Vergangenheit bei Planungsentscheidungen immer
wieder unter dem Gesichtspunkt des Legalitätsprinzips zu Beden-
ken gekommen über die dürftigen inhaltlichen gesetzlichen Deter-
minanten. Der VfGH hat diese Bedenken stets ausgeräumt, unter
der Voraussetzung, dass ein gesetzmäßiges Verfahren eingehalten
wird, die gesetzmäßigen Raumordnungsziele bei der Erarbeitung
der Entscheidungsgrundlagen eingesetzt, allenfalls gebotene Inte-
ressensabwägungen zwischen öffentlichen Interessen und Grund-
eigentümern vorgenommen werden und alles ausreichend und
nachvollziehbar dokumentiert wird.1)

Die Kostentragung war noch kein Gegenstand rechtlicher Erörte-
rung.

II. Kostenproblem bei der Abänderung von
Flächenwidmungsplänen

Die Frage der Kostentragung ist solange unproblematisch als es um
die Erlassung von Flächenwidmungsplänen geht. Wesentlich an-
ders sieht das aus, wenn Flächenwidmungspläne abgeändert wer-
den sollen. Mit geringen Abweichungen enthalten die jeweiligen
Raumplanungsgesetze der Bundesländer bestimmte, strenge Vo-
raussetzungen, unter denen eine Abänderung eines Flächenwid-
mungsplanes zulässig ist. Allen gemeinsam ist aufgrund der Geset-
zeslage und gestützt auf die langjährige einheitliche Rechtspre-
chung des VfGH, dass eine ausreichende Grundlagenforschung
vorliegen muss, in der die bestimmungsgemäße Eignung der
Grundstücke geprüft wird, hinsichtlich ausreichender Größe, Lage
an einer Aufschließungsstraße, Möglichkeit der Aufschließung
überhaupt sowie über das Fehlen negativer Auswirkungen auf an-
dere Grundstücke.2)

Wenn Grundeigentümer Widmungsänderungen beantragen, geht
es auch darum, auf wessen Kosten die Entscheidungsgrundlagen
zu erstellen sind. Es hat sich die Praxis von der Rechtslage weit ent-
fernt, wenn es um die Finanzierung dieser Entscheidungsgrundla-
gen geht. Eine Vielzahl von Gemeinden in Österreich praktiziert
seit Jahren, abweichend vom Prinzip der gesetzmäßigen Selbstträ-
gerschaft der Kosten, das Prinzip der Umwälzung auf die antrag-
stellenden Grundeigentümer. Im Regelfall wird den Antragstellern
von Abänderungsbegehren, zB für eine Widmungsänderung von
Grünland auf Bauland-Wohngebiet oder Bauland-Industriegebiet
zugesichert, und zwar nicht nur von Gemeindevertretern, auch
von Organen der Aufsichtsbehörden (Genehmigungsbehörde),
dass im Falle der Vorlage ganz bestimmter Entscheidungsgrundla-
gen, zum Teil auch bei Vorlage detaillierter Bebauungspläne, dem
Umwidmungsantrag nichts mehr im Wege stehe. In Einzelfällen
kommt es, meist zurückzuführen auf bestimmte politische Konstella-
tionen oder inzwischen eingetretene Veränderungen dazu, dass
derartige Zusagen über Widmungsänderungen nicht mehr einge-
halten werden (können) und der Antragsteller auf einem massiven,
frustrierten Planungsaufwand „sitzen bleibt“.

Die Fragen, die sich stellen, lauten: „Sind Gemeinden berechtigt,
von Antragstellern auf Abänderung der Flächenwidmungspläne
Entscheidungsgrundlagen einzufordern?“ und/oder „. . . die für
Entscheidungsgrundlagen anfallenden Kosten den Antragstellern
aufzubürden?“ sowie weiters „Haben Antragsteller gegenüber
den Gemeinden Schadenersatzansprüche im Rahmen der Amts-
haftung?“.

III. Rechtsgrundsätze

Der VfGH hat in einer jahrzehntelangen Rechtsprechung eine Viel-
zahl allgemeiner Grundsätze entwickelt, die für die Erstellung und
Änderung von Flächenwidmungsplänen maßgebend sind. Dazu
gehören ua, dass es sich bei Flächenwidmungsplänen um Verord-
nungen handelt, die raumordnungsrechtlichen Bestimmungen über
Flächenwidmungspläne zu den Schutzgesetzen gemäß § 1311
ABGB gehören, jede Änderung der Flächenwidmungspläne nur
aufgrund einer ausreichenden Grundlagenforschung und Interes-
sensabwägung stattfinden kann, das Gleichheitsgebot zu beach-
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1) Erk 14. 10. 1999, B 1323/97.
2) Slg 15639.
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ten ist und eine Änderung nur zufolge rechtlich relevanter Tatsa-
chenänderung genehmigungsfähig ist.

Die Flächenwidmung als Bestandteil der örtlichen Raumordnung
wird definiert als die planmäßige und vorausschauende Gestal-
tung eines bestimmten Gebietes in Bezug auf seine Verbauung ei-
nerseits und für die Erhaltung von imWesentlichen unbebauten Flä-
chen andererseits. Flächenwidmungsentscheidungen haben auf-
grund objektiver nachvollziehbarer Grundlagen zu geschehen.
Der Sinn und Zweck der Raumordnung ist gerade darin gelegen,
daß ein Eigentümer sein Grundstück nicht so nützen darf, wie er
es für am wirtschaftlichsten hält, sondern nur so, dass sich die Nut-
zung im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen in die vorgese-
hene Raumordnung einfügt.

Die Praxis sieht teilweise anders aus.

IV. Prinzip der Selbstträgerschaft

Nach § 2 F-VG 1948 tragen der Bund und die übrigen Gebietskör-
perschaften, sofern die zuständige Gesetzgebung nichts anderes
bestimmt, den Aufwand, der sich aus der Besorgung ihrer Aufga-
ben ergibt. Der VfGH hat diese Bestimmung des Finanzverfas-
sungsgesetzes in mehreren Entscheidungen dahin ausgelegt, dass
unter „ihren Aufgaben“ der Bereich der Vollziehung des Bundes
und der Länder zu verstehen sei und daher der Aufwand für die
Aufgaben, die nach der Kompetenzverteilung des Bundesverfas-
sungsgesetzes in die Vollziehung des Bundes fallen, grundsätzlich
vom Bund, der Aufwand für die Aufgaben, die in der Vollziehung
Landessache sind grundsätzlich von den Ländern zu tragen seien.
Diese Ansicht des VfGH wurde dahingehend erweitert, dass unter
den in § 2 F-VG 1948 neben dem Bund erwähnten übrigen Ge-
bietskörperschaften, nicht nur die Länder, sondern auch die Ge-
meinden verstanden werden müssen. Die Zuteilung von Besteue-
rungsrechten und Abgabenerträgen, auch auf die Gemeinden,
führt dazu, dass auch den Gemeinden Aufgaben zukommen, die
sie als „ihre Aufgaben“ zu besorgen haben.3) Die Aufgaben der
Gemeinden ergeben sich zunächst aus Art 118 B-VG im Zusam-
menhalt mit einzelnen spezifischen Materiengesetzen. Nachdem
die örtliche Raumplanung zu den Angelegenheiten der Gemeinden
im eigenen Wirkungsbereich zählt und von den Gemeinden kraft
eigenen Rechts und unter eigener Verantwortung zu besorgen sind,
handelt es sich also in jeder Hinsicht um „ihre Aufgaben“ und sind
daher nach dem Grundsatz des § 2 F-VG 1948 zur Gänze aus ei-
genen Mitteln zu finanzieren; die Gemeinde trifft der gesamte da-
raus entstehende Aufwand, sei es der Personalaufwand und/oder
der Sachaufwand. Eine Gemeinde die zu Unrecht, also unter Miss-
achtung der finanzverfassungsgesetzlichen Vorschrift des § 2 F-VG
andere Rechtspersonen mit der Kostentragung im Zusammenhang
mit der Erstellung von Entscheidungsgrundlagen für eine Flächen-
widmungsplanänderung belasten, sind daher iSd § 1042 ABGB

als bereichert zu betrachten und daher zur Rückzahlung der aufge-
wendeten Kosten verpflichtet.

V. Ausnahmen vom Prinzip der Selbstträgerschaft

Der § 2 F-VG selbst schränkt das allgemeine Prinzip über die
Selbstträgerschaft des Aufwandes, der sich aus der Besorgung
der Aufgaben der einzelnen Gebietskörperschaften ergibt, dahin-
gehend ein, „. . . sofern die zuständige Gesetzgebung nichts ande-
res bestimmt . . .“.4)

Einzelne Bundesländer haben im Aufgabenbereich der örtlichen
Raumplanung „Aufweichungen“ geschaffen. Einerseits dahin,
dass die jeweilige Landesregierung zu den Kosten der örtlichen
Raumplanung den Gemeinden im Verhältnis zu ihrer Finanzkraft
unter gewissen Voraussetzungen Zweckzuschüsse gewähren kann.
Das gilt beispielsweise für das Burgenland und die Steiermark;
aber auch andere Bundesländer gewähren den Gemeinden
Zweckzuschüsse aufgrund unterschiedlicher Titel. Verfassungskon-
form, wenn auch äußerst kurios, sind jene Bestimmungen in den
Raumordnungsgesetzen des Burgenlandes und Tirols, worin die
Möglichkeit eröffnet wird, bei Änderung eines Flächenwidmungs-
planes die Eigentümer der betroffenen Grundstücke zu belasten
und zur Kasse zu bitten.

Nach § 19 Abs 5 des Burgenländischen Raumplanungsgesetzes
LGBl 1969/18 in der geltenden Fassung kann die Gemeinde die
Tragung der Kosten, die im Rahmen einer Flächenwidmungspla-
nänderung entstehen, zum Gegenstand einer privatrechtlichen Ver-
einbarung mit den betroffenen Grundeigentümern machen, wenn
die Umwidmung im privaten Interesse gelegen ist. Es steht das pri-
vate Interesse als alleiniges Tatbestandsmerkmal für eine privat-
rechtliche Vereinbarung da. Kurios ist diese Bestimmung deshalb,
weil der Leitgedanke für eine Flächenwidmungsplanänderung kei-
nesfalls das private Umwidmungsinteresse sein darf. Vo-
raussetzung für eine Widmungsplanänderung im Burgenländi-
schen Raumplanungsgesetz ist, dass eine solche nur dann erfolgen
darf, wenn sich die Planungsgrundlagen infolge Auftretens neuer
Tatsachen oder die Planungsabsichten in der Gemeinde – objektiv
gesehen – wesentlich geändert haben. Das kann, muss aber nicht,
mit den privaten Umwidmungsinteressen übereinstimmen. Es gibt
so gesehen eigentlich keinen praktisch denkbaren Fall, wo der Ab-
schluss einer derartigen privatrechtlichen Vereinbarung zulässig
wäre.

Nach § 29 Abs 6 des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2001 haben
die Eigentümer der betroffenen Grundstücke, im Falle des Beste-
hens eines Baurechtes der Bauberechtigte, einen Beitrag zu den
Kosten der Ausarbeitung der Änderung des Flächenwidmungspla-
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nes zu leisten. Dieser Beitrag richtet sich nach Durchschnittssätzen
und darf durchschnittlich 50 vH der Kosten nicht übersteigen. Der
Kostenbeitrag ist vom Bürgermeister mit schriftlichem Bescheid vor-
zuschreiben. Hier werden also Grundeigentümer zur Kasse gebe-
ten, unabhängig davon, ob die Flächenwidmungsänderung mit
den Grundeigentümerinteressen korrespondiert oder nicht.

Die beschriebenen Ausnahmeregelungen vom Prinzip der Selbst-
trägerschaft bei den Kosten für die Flächenwidmungsänderung
sind allesamt, egal, ob sie auf einer privatrechtlichen Vereinbarung
oder auf einem hoheitlichen Bescheid beruhen, mehr als unbefrie-
digend. Wie kann sich eine nach rein objektiven Kriterien vorzu-
nehmende Raumplanung von der Leistung der Kostenbeiträge ein-
zelner Grundeigentümer abhängig machen? Die burgenländi-
schen und Tiroler Kostenbeitragsregelungen würden effektiv zur
Folge haben:

Gibt es keinen Kostenbeitrag, gibt es auch keine Flächenwid-
mungsplanänderung.

Das ist unvereinbar mit gesetzlicher Determination und Legalitäts-
prinzip im Raumordnungsrecht. Die gegenwärtige Praxis bedeutet
das Ende objektiver Raumordnung und ist unverzüglich abzustel-
len.

VI. Amtshaftung

Zu überlegen bleibt, inwieweit die Belastung von Grundeigentü-
mern mit Kosten für die Erstellung von Entscheidungsgrundlagen
bei der Flächenwidmungsplanänderung nach dem Prinzip der
Selbstträgerschaft, also ohne gesetzliche Sonderregelungen, wie

im Burgenland und Tirol iSd § 1 Amtshaftungsgesetzes haftungsbe-
gründend sind.
Die Änderung eines Flächenwidmungsplanes erfolgt in Vollziehung
des Gesetzes. Es handelt sich um Maßnahmen der Hoheitsverwal-
tung. Auch die Erlassung genereller Verwaltungsakte, wie Flächen-
widmungsplanverordnungen, gelten als Verwaltungshandlungen,
die in Vollziehung der Gesetze aus dem Amtshaftungsansprüche
abgeleitet werden können. Durch die Überwälzung der von Amts
wegen zu tragenden Kosten durch den Verordnungsgeber Ge-
meinde auf die Grundeigentümer, tritt bei den Grundeigentümern
ein finanzieller Schaden ein. Ein solcher Vermögensschaden macht
die Gemeinde ersatzpflichtig. Der OGH hat wiederholt ausgespro-
chen, dass die subjektiven öffentlichen Rechte der Grundeigentü-
mer vom Schutzzweck der Raumordnungsgesetze umfasst sind.
Durch die Umlegung der Kosten auf die Grundeigentümer, handeln
Gemeindeorgane rechtswidrig und schuldhaft iSd § 1 Amtshaf-
tungsgesetz. Ihr Verhalten steht im absoluten Widerspruch zu § 2
F-VG.5)
Über die Ersatzleistung für aufgewendete Geld- und Sachleistun-
gen haben im Streitfall die ordentlichen Gerichte zu entscheiden.
Materialien:
* B-VG
* F-VG
* Raumordnungsgesetze der Bundesländer
* Judikatur VfGH und OGH (siehe FN). Sowie die dort angeführten

Erkenntnisse AnwBl 2004/Heft 10.
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Bessere Rechtsetzung:
Vereinfachung der
EU-Rechtsvorschriften

Die Kommission hat im März 2005 im Kontext der neu ausgerich-
teten Lissabon-Strategie eine Mitteilung über „Bessere Rechtset-
zung für Wachstum und Arbeitsplätze in der Europäischen Union“
(KOM [2005] 97) vorgelegt. Mit dieser Initiative, die auf einer
Kommissionsinitiative für bessere Rechtsetzung aus 2002 aufbaut,
will die Kommission die europäischen und nationalen Vorschriften
verbessern, um die europäische Wettbewerbsfähigkeit zu fördern
und damit Wachstum und Beschäftigung anzukurbeln.

Im Rahmen dieses Vorhabens hat die Kommission ihre Rechtset-
zungsvorschläge, die vor dem 1. 1. 2004 vorgelegt, jedoch bis
dato noch nicht verabschiedet wurden (183 Vorschläge), einer
Überprüfung unterzogen. Untersucht wurde, ob die Vorhaben mit
den Wachstums- und Beschäftigungszielen der Lissabon-Strategie
vereinbar sind, ob im Rechtsetzungsverfahren wesentliche Fort-
schritte erzielt wurden und ob sie den Richtlinien zur Folgen-
abschätzung entsprechen. Ende September 2005 hat die Kom-
mission schließlich eine Liste von 68 Rechtsetzungsvorschlägen
vorgelegt, die zurückgezogen werden sollen (KOM [2005] 462).
Darunter befinden sich unter anderem Verordnungs- und Richt-
linienvorschläge zum europäischen Verein und zur europäischen
Gegenseitigkeitsgesellschaft, der Verordnungsvorschlag zur Ver-

kaufsförderung im Binnenmarkt und der Richtlinienvorschlag über
die Angleichung der Rechtsvorschriften betreffend den Schutz
von Erfindungen durch Gebrauchsmuster.

Am 25. 10. 2005 hat die Kommission ferner im Rahmen ihrer Ini-
tiative zur besseren Rechtsetzung eine Mitteilung (KOM [2005]
535) veröffentlicht, mit der sie einen Drei-Jahres-Plan zur Vereinfa-
chung des acquis, der mittlerweile tausende von Seiten füllt, vor-
legt. Sie kündigt darin an, die bereits bestehenden EU-Rechtsvor-
schriften innerhalb der nächsten drei Jahre auf ihre Effizienz hin
zu überprüfen, um überflüssige Regelungen aufzuheben bzw zu
kodifizieren. Ferner sollen eine Reihe von Vorschriften überarbeitet
bzw neu gefasst werden. Überlegt wird auch, Richtlinien in Verord-
nungen umzuwandeln, da Verordnungen unmittelbar anwendbar
sind und dadurch abweichende nationale Umsetzungsmaßnah-
men verhindern würden. In ihrer Mitteilung weist die Kommission
auch darauf hin, dass Koregulierung, wie beispielsweise die Nor-
mung durch unabhängige Stellen, in bestimmten Fällen eine Alter-
native oder Ergänzung zur Gesetzgebung sein kann. Im Anhang
der Mitteilung sind über 200 Rechtsakte aufgelistet, die die Kom-
mission überprüfen und bewerten möchte. Betroffen sind insbeson-
dere auch Regelungen des Gesellschaftsrechts, die einer umfassen-
den Neufassung unterzogen werden sollen. Auch bei den Regelun-
gen im Verbraucherschutzbereich kündigt sie eine umfassende
Rationalisierung und Vereinfachung an. Betroffen sind ferner Rege-
lungen in den Bereichen Finanzdienstleistungen, Verkehrsdienst-
leistungen, Arbeitsrecht und Urheberrecht.

Mag. Silvia Tsorlinis, ÖRAK

Europa

Freshfields Bruckhaus Deringer
Austrian Business Law
14. Ergänzungslieferung

Austrian Business Law ist eine umfassende und praxisbezogene
Darstellung des österreichischen Wirtschafts- und Steuerrechts in
englischer Sprache. Das Werk hat einen wirtschaftsrechtlichen
Schwerpunkt, enthält aber auch eine ausführliche Darstellung des
im Wirtschaftsleben relevanten allgemeinen Zivil-, Verwaltungs- und
Prozessrechts. Es ist daher für die Kommunikation mit auslän-
dischen Geschäftspartnern und Mandanten ein unentbehrliches
Hilfsmittel. Mit der vorliegenden Ergänzungslieferung wurden nach den
ersten neun Kapiteln nun die Kapitel X bis XIX aktualisiert.
Bedeutende gesetzliche Änderungen in den letzten Jahren in den

Bereichen des Vertragsrechts, Gesellschaftsrechts, Arbeitsrechts, Steuerrechts und Umweltrechts
machten die Überarbeitung des gesamten Werkes notwendig.

Loseblattwerk inkl. 14. Erg.-Lfg 2005. 676 Seiten. EUR 198,– ISBN 3-214-13130-3
Im Abonnement zur Fortsetzung vorgemerkt.
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Terminübersicht – Seminare

Jänner 2006

10. und 24. 1. Seminarreihe Steuerrecht:
1. Persönliche Einkommensteuer (ESt)
Seminar-Nr: 20060110/8 WIEN

13. bis 14. 1. Der Liegenschaftsvertrag
Seminar-Nr: 20060113/3 ST. GEORGEN I. A.

13. bis 14. 1. Baurecht
Seminar-Nr: 20060113/8 WIEN

20. bis 21. 1. Allgemeines Verwaltungsrecht,
Verwaltungsverfahrensrecht, Gewerberecht,
insbesondere Betriebsanlagenrecht
Seminar-Nr: 20060120/6 INNSBRUCK

20. bis 21. 1. Abgabenrecht
Seminar-Nr: 20060120/8 WIEN

20. bis 21. 1. Anwalt als Vertragsverfasser
Seminar-Nr: 20060120A/8 WIEN

20. bis 21. 1. Be up to date! Die neueste
Rechtsentwicklung im Liegenschafts-
und Wohnrecht
Seminar-Nr: 20060120/3 LINZ

20. bis 21. 1. Sieben Schritte zum erfolgreichen
Rechtsmittel
Seminar-Nr: 20060120/7 BREGENZ

27. 1. Update „Verlassenschaftsverfahren“
Seminar-Nr: 20060127/7 BREGENZ

27. 1. Die Behandlung eines Verkehrsunfalles
Seminar-Nr: 20060127/5 GRAZ

27. bis 28. 1. Strafverfahren I
Seminar-Nr: 20060127/8 WIEN

Februar 2006

3. 2. Update „Verlassenschaftsverfahren“
Seminar-Nr. 20060203/3 LINZ

3. bis 4. 2. Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 20060203/5 GRAZ

3. bis 4. 2. Zivilverfahren II
Seminar-Nr: 20060203/3 ST. GEORGEN I. A.

24. bis 25. 2. Versicherungsvertragsrecht
Seminar-Nr: 20060224/8 WIEN

28. 2. und
14. 3.

Seminarreihe Steuerrecht: 2.
Unternehmenssteuerrecht
Seminar-Nr: 20060228/8 WIEN

Seminarreihe Steuerrecht: 1. Persönliche
Einkommensteuer (ESt)
series

Persönliche Steuerpflicht; Einkunftsarten; Einkünfte-(Gewinn-)ermitt-
lung; Einkommensermittlung: Abzugsverbote, Sonderausgaben;
Absetzbeträge, Tarif; Veranlagung; Lohnsteuer; Kapitalertragsteu-
er; Besteuerung von Privatstiftungen.

Termin: Dienstag, 10. Jänner 2006 und Dienstag, 24. Jänner
2006 = 2 Halbtage

Planung: Hon.-Prof. DDr. Hellwig Torggler, LL.M., RA in Wien

Referenten: Mag. Dr. Bernhard Huppmann, Wirtschaftsprüfer in
Wien

Dr. Roland Rief, Wirtschaftsprüfer und Steuerberater, Ernst &
Young

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 20060110/8

Abgabenrecht
basic

Dieses Basisseminar führt in die Grundbegriffe des Abgabenrechts
ein. Insbesondere werden jene Steuerbereiche beleuchtet, die für
den Anwalt von Bedeutung sind, sei es als Parteienvertreter, sei
es als Vertragsverfasser oder auch als Steuerzahler.

Termin: Freitag, 20. Jänner 2006 bis Samstag, 21. Jänner 2006 =
3 Halbtage

Planung: VPräs. Dr. Norbert Nagele, RA in Linz

Referenten: Dr. Christian Huber, Wirtschaftsprüfer und Steuerbera-
ter in Linz

MMag. Thomas Gaigg, Steuerberater in Gmunden

Seminarort: Wien

Seminar-Nr: 20060120/8

Be up to date! Die neueste Rechtsentwicklung
im Liegenschafts- und Wohnrecht
update

Gegenstand des Seminars ist die wesentliche Rechtsprechung im
Liegenschafts-Vertragsrecht, im Mietrecht, im WE-Recht, im Bauträ-
gervertragsrecht, im Grundbuchsrecht und im Grundverkehrsrecht
in der letzten Zeit, vor allem im letzten Jahr vor dem Seminar.

Besonders besprochen werden dabei die Inhalte des Vorhabens ei-
ner Wohnrechtsnovelle 2006, welche nach derzeitigem Kenntnis-
stand für das Frühjahr vorgesehen ist; im Bereich „Besonderes Lie-
genschaftsvertragsrecht“ plant Herr Univ.-Prof. Dr. Hoyer zwei
Schwerpunkte, und zwar einen zum Thema Baurecht und einen
zum Thema der Vormerkung im Grundbuchsrecht.

Dieses Seminar unterstützt alle Kolleginnen und Kollegen, die trotz
unerlässlicher Spezialisierungen als Allrounder in einem übergrei-

fenden Informationsstand auf dem Laufenden bleiben wollen.
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Wir bitten um rechtzeitige Anmeldung, da die Teilnehmerzahl auf
80 Personen beschränkt ist.

Termin: Freitag, 20. Jänner 2006 bis Samstag, 21. Jänner 2006 =
3 Halbtage
Tagungsleitung: VPräs. Dr. Max Urbanek, RA in St. Pölten
Referenten in zeitlicher Reihefolge: Dr. Andreas Kletecka,
ao. Univ.-Prof. in Wien
Hon.-Prof. Dr. Helmut Würth, Hofrat des Verwaltungsgerichtsho-
fes i. R.
Dr. Hans Hoyer, em o. Univ.-Prof. in Wien
Seminarort: Linz
Seminar-Nr: 20060120/3

Sieben Schritte zum erfolgreichen Rechtsmittel
special

Seminarziel ist die schrittweise Verfassung von Rechtsmitteln bei
gleichzeitiger Optimierung der Erfolgsaussichten. Durch die aufge-
zeigte systematische Vorgangsweise bei der Abfassung der Rechts-
mittel sollen einerseits Lücken in der Argumentationskette und Feh-
ler vermieden und andererseits die für den eigenen Standpunkt
sprechenden Argumente optimal dargestellt werden. Die theoreti-
schen Ausführungen werden durch praktische Übungen anhand
von Rechtsprechungsbeispielen vertieft.
Es wird empfohlen, Gesetzesausgaben (StGB, StPO, ZPO) und ei-

nen Kodex „Arbeitsrecht“ mitzubringen.

Termin: Freitag, 20. Jänner 2006 bis Samstag, 21. Jänner 2006 =
3 Halbtage
Planung: Dr. Christian Hopp, RA in Feldkirch
Referenten: Dr. Franz-Michael Adamovic, Hofrat des OGH i. R.
Hon.-Prof. Dr. Kurt Kirchbacher, Hofrat des OGH
Seminarort: Bregenz
Seminar-Nr: 20060120/7

Die Behandlung eines Verkehrsunfalles
basic

Den Seminarteilnehmern soll schwerpunktmäßig die Behandlung
eines Verkehrsunfalles vor Augen geführt werden: Welche Maß-
nahmen zu ergreifen sind, welche Informationen an Geschädigte
zu gelangen haben, wie allfällige Spuren zu sichern sind und wel-
che Ansprüche letzten Endes und in welcher Form geltend gemacht
werden können.
Termin: Freitag, 27. Jänner 2006, 14.30 –18.00 Uhr = 1 Halbtag
Planung: Dr. Peter Bartl, RA in Graz
Referenten: Dr. Peter Bartl, RA in Graz
DI Dr. Harald Weinländer, Gerichtlich beeideter Sachverständi-
ger
Seminarort: Graz
Seminar-Nr: 20060127/5

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr nach ihrer
Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“ den Seminarbeitrag,
welcher für Rechtsanwaltsanwärter Gültigkeit hat. Der Veranstal-
tungstermin dieser vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis
zum Ablauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der Anmel-
dung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunktes beigelegt
werden. Mit dieser Maßnahme sollen Rechtsanwälte nach ihrer
Eintragung eine finanzielle Unterstützung erhalten, sich nach ihrer
Ausbildung weiterhin fortzubilden.

Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder E-Mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich schriftlich
Gültigkeit haben!
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Sehr geehrte Kolleginnen!

Sehr geehrte Kollegen!

Das Jahr geht seinem Ende entgegen, so sei es erlaubt, einen kur-
zen Jahresrückblick zu tätigen.

Viel Unmut gab es am Anfang dJ in der Kollegenschaft über die Ein-
führung der verpflichtenden sechs Halbtage „Mediation und kon-
sensorientiertes Verhandeln I und II“. Die AVM hat versucht, durch
ein ausgefeiltes und vielfältiges Seminarprogramm und durch gute
Vortragende diesem Unmut zu begegnen, was ihr zwischenzeitig
auch gelungen ist. Die AVM hat im heurigen Jahr bereits mehr
als 30 Seminare auf diesem Gebiet veranstaltet und zeigen die Be-
notungen der Seminare schon in den vergangenen Monaten, dass
die TeilnehmerInnen mit diesen Seminaren, sowohl was den Inhalt
als auch die Performance der Vortragenden betrifft, sehr zufrieden
sind. Tatsächlich eröffnet sich hier für viele ein neues Gebiet und
neue Ansätze für ihre berufliche Tätigkeit. Wir gehen daher davon
aus, dass diese Seminarreihe bereits im nächsten Jahr als ein fixer
Bestandteil der Konzipientenausbildung angesehen und akzeptiert
wird.

Wir haben im heurigen Jahr auch die verschiedenen Mediatoren-
listen, die bislang geführt wurden, auf eine einzige Liste vereinheit-
licht, die jetzt auf unserer Homepage abfragbar ist und die mit ei-
nem Blick alle wichtigen Informationen gibt, die ein Kunde benö-
tigt. Auch wurde die Suche nach geeigneten Mediatoren durch
diese neue Datenbank wesentlich erleichtert. Dazu kommt, dass
wir die Liste der AnwaltsmediatorInnen in einer Broschüre festge-
halten haben und diese sämtlichen Bezirksgerichten österreichweit
zur Verfügung gestellt wurde. Wir werden diese Liste in Zukunft je-
des Jahr neu herausbringen und aktualisieren. Es soll dies ein wei-
terer Beitrag dafür sein, die Bedeutung der Anwaltschaft auch im
Rahmen der Mediation bei Gericht zu unterstreichen und die Ge-
richte zu veranlassen, vermehrt RechtsanwältInnen als Mediatoren
einzusetzen bzw vorzuschlagen.

Unsere Homepage ist auch in die Jahre gekommen und haben wir
die bei uns eingehenden Anregungen insofern aufgegriffen, als wir

mit Beginn des kommenden Jahres mit einem neuen Erscheinungs-
bild nach außen auftreten werden. Wir glauben und hoffen, dass
die neue Homepage eine breite Akzeptanz findet und wesentlich
bedienungsfreundlicher als unsere alte bzw derzeit noch verwen-
dete Homepage sein wird. Anregungen in diese Richtung sind je-
derzeit willkommen.

Erfreulich war das gute Ergebnis und die gute Resonanz auf die
von uns heuer erstmals angebotene Kommunikations- und Collabo-
rative Law Ausbildung. Wir hoffen, dass sich dieser Trend auch
nächstes Jahr fortsetzen wird und laden Sie ein, von diesem Ange-
bot ausgiebig Gebrauch zu machen.

ImOktober dJ haben wir erstmals eine Informationsveranstaltung in
Wien abgehalten, bei welcher die Einsatzmöglichkeiten von Su-
pervision für RechtsanwältInnen dargetan wurden. Über die Home-
page der AVM ist auch bereits eine Liste von SupervisorInnen abruf-
bar, die bereit sind, gerade für RechtsanwältInnen als Supervisoren
zur Verfügung zu stehen. Wir glauben, dass Supervision in vielen
Fällen unseren Berufsalltag erleichtern kann und uns hilft, die uns
gestellten Aufgaben effizienter und mit weniger Mühe zu verwirk-
lichen. Für nähere Informationen zur Supervision steht Ihnen unser
Büro jederzeit zur Verfügung.

Letztlich wollen wir noch auf eine neue Seminarreihe aufmerksam
machen, die unter dem Motto „Clienting“ angeboten wird. Diese
Seminarreihe bezieht sich vornehmlich auf Kanzleien, zu deren
Klienten eben größere Unternehmen gehören. Hier wird das sensi-
ble Verhältnis zwischen Kanzlei und Unternehmen durchleuchtet
und werden wichtige Anregungen gegeben, wie dieses Verhältnis
aufgebaut werden kann, um eine starke Bindung des Klienten zur
Kanzlei und umgekehrt zu bewirken. Auch diese Seminarreihe
wird nächstes Jahr fortgesetzt und wird voraussichtlich ein voller Er-
folg werden.

Die AVM darf Ihnen daher einen angenehmen Jahreswechsel wün-
schen und hofft, Sie nächstes Jahr bei den einen oder anderen von
uns angebotenen Kursen als TeilnehmerIn begrüßen zu dürfen.

Dr. Michael Czinglar, Generalsekretär
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Ordentliche
Plenarversammlung der
Vorarlberger Rechtsanwalts-
kammer am 12. 10. 2005
An der ordentlichen Plenarversammlung der Vorarlberger Rechts-
anwaltskammer in Feldkirch (Schattenburg) nahmen 83 Rechtsan-
wälte teil. Nach der Begrüßung würdigte der Präsident Dr. Sepp
Manhart die Verdienste der verstorbenen Kollegen Dr. Wilhelm
Winkler und Dr. Theodor Peschaut. Nach Feststellung der Be-
schlussfähigkeit folgte die einstimmige Genehmigung des letztjäh-
rigen Protokolls.
Der Tätigkeitsbericht des Präsidenten Dr. Sepp Manhart gab eine
informative Übersicht über die abgelaufene Periode mit den wich-
tigsten standesrechtlichen Entwicklungen. Die anschließenden Be-
richte des Präsidenten des Disziplinarrates, Dr. Andreas Oberbich-
ler, sowie des Referenten für Aus- und Fortbildung, Dr. Christian
Hopp, wurden zustimmend zur Kenntnis genommen.
Intensiv diskutiert wurden die Werbemaßnahmen für das Jahr
2006. Nach Abstimmung ist im kommenden Jahr das Anwaltsver-
zeichnis als Printmedium neu aufzulegen. Aufgrund des begrenz-
ten Budgets sind weitere Werbemaßnahmen nicht vorgesehen.
Dem Bericht der Vizepräsidentin Dr. Birgitt Breinbauer über den
Rechnungsabschluss 2004 folgte der Bericht des Präsidenten über
den Voranschlag 2006. Nach Berichterstattung des Rechnungsprü-
fers Dr. Walter Derganz wurde der Rechnungsabschluss 2004 und
der Voranschlag für 2006 einstimmig genehmigt.
Die anschließenden Zusatzwahlen in den Disziplinarrat gem § 5
DSt sowie die Neuwahlen der Prüfungskommissäre für Rechtsan-
waltsprüfungen (2006 –2011) erfolgten mit den erforderlichen
Mehrheiten.
Der Vorschlag, die Leistungen (Teil A der Satzung) im Jahr 2006 um
2% zu erhöhen, wurde angenommen. Die Basisalterrente beträgt so-
mit E 2.082,–. Die Grundrente nach der alten Satzung beträgt so-
mit E 1.571,50 und die Mindestrente E 2.043,–. Der Todfallsbei-
trag wurde auf eine gerade Zahl gerundet und beträgt für das Jahr
2006 E 10.900,–. Genehmigt wurden auch die geringfügigen Än-
derungen der Leistungsordnung für das Jahr 2006 bei der Zusatz-
pension Teil B. Des Weiteren genehmigt wurde der Kammerbeitrag
für das Jahr 2006 sowie die Umlagenordnung für das Jahr 2006.
Der Antrag, den Kammerausschuss zu ermächtigen, Kammeraus-
gaben für humanitäre Standeswecke zu genehmigen und eventuell
erforderliche Nachwahlen der Prüfungskommissäre sowie für fach-
kundige Laienrichter der Arbeits- und Sozialgerichte durchzufüh-
ren, wurde einstimmig angenommen.

RA Dr. Sepp Manhart,
Präsident der Vorarlberger Rechtsanwaltskammer

33. DACH-Tagung in
Düsseldorf
Die diesjährige Herbsttagung der Europäischen Anwaltsvereini-
gung e.V. fand vom 29. 9. bis 1. 10. in Düsseldorf und damit
am Kanzleisitz des im Mai neu gewählten Präsidenten, Rechtsan-
walt Dr. Peter Zimmermann, statt. Tagungsthema war: „Betriebliche
Expansion ins Ausland – praktische Hinweise“. Trotz des für Ver-
hältnisse der DACH bereits sehr weit nördlich gelegenen Tagungs-
ortes nahmen weit über 50 Mitglieder an der Tagung teil.

Das Rahmenprogramm der Veranstaltung begann mit einem
Abendempfang im Tagungshotel, dem gerade neu eröffneten Hotel
InterContinental an der Königsallee. Dieser Empfang wurde ge-
sponsert durch die Deutsche Bank, Niederlassung Düsseldorf, die
neue deutsche Hausbank der Vereinigung. Bei dem anschließen-
den feierlichen Abendessen im Ballsaal konnten die Teilnehmer be-
reits die kulinarischen und die visuellen Annehmlichkeiten des
neuen Düsseldorfer Luxushotels genießen.

Der erste Arbeitstag begann nach der Begrüßung durch den neuen
Präsidenten mit den Referaten zu den drei Kernländern der Vereini-
gung, Deutschland, Österreich und Schweiz. Diese wurden gehal-
ten von den Herren Rechtsanwälten Dr. Christoph F.Wetzler, Frank-
furt, Dr. Roland Grilc, Klagenfurt, und Dr. Bruno Derrer, Zürich. Bei
allen drei Referaten kristallisierte sich als Schwerpunkt der betrieb-
lichen Expansion ins Ausland dieGründung von Tochtergesellschaf-
ten in der Rechtsform einer GmbH heraus. Schnell wurde deutlich,
welche Gleichheiten insoweit bestehen (zB notarieller Gründungs-
akt, Zulässigkeit vonGeld- und Sacheinlagen etc) undwelche Unter-
schiede zu beachten sind (zB Höhe des Mindeststammkapitals und
der Einzahlung bei Anmeldung etc). Für alle drei Länder rieten die
Referenten grundsätzlich davon ab, die Expansion durch den Er-
werb von Vorratsgesellschaften einzuleiten. Die damit verbundenen
Risiken stehen in keinem vernünftigen Verhältnis zu dem möglichen
minimalen Zeitgewinn. Auch bei der anschließenden lebhaften Dis-
kussionwurde deutlich, dass zB für einenmöglichenHaftungsdurch-
griff auf die ausländische Muttergesellschaft in allen drei behandel-
ten Ländern vergleichbare – enge – Voraussetzungen gelten.

Bei den am Nachmittag präsentierten Länderberichten zum Fürs-
tentum Liechtenstein (Rechtsanwalt Rudolf Schächle, Vaduz), zu
Frankreich (Rechtsanwältin Monique Stengel, Paris), zu den Nie-
derlanden (Rechtsanwalt Sip van Dijk, Apeldoorn), zu Italien
(Rechtsanwältin Susanne Hein, Mailand) und zu Tschechien
(Rechtsanwalt Dr. Karel Cermák jr., Prag) wurden zum Teil andere
Schwerpunkte einer möglichen betrieblichen Expansion ins Aus-
land beleuchtet. Zu nennen sind insoweit neben der bereits am Vor-
mittag behandelten Gründung von Zweigniederlassungen die Ein-
bindung von Handelsvertretern und Vertragshändlern sowie gene-
rell der grenzüberschreitende Lieferverkehr.

Berichte
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Das abendliche Rahmenprogramm wurde mit einem Empfang im
Rathaus der Landeshauptstadt Düsseldorf eröffnet. Herr Bürger-
meister Elbers hat es dabei hervorragend verstanden, die Vorzüge
Düsseldorfs insbesondere im internationalen Wirtschaftsleben mit
der bekannten rheinischen Gastfreundschaft zu verknüpfen, die
sich insbesondere in Form von Altbier und deftigen Häppchen do-
kumentierte. Das anschließende Galadiner in den Rheinterrassen
rundete den Veranstaltungstag würdevoll ab.

Bei den Referaten am Samstagvormittag zeigte sich der österrei-
chische Rechtsanwalt Dr. Roland Grilc als profunder Kenner auch
der Rechtsordnungen von Slowenien und Kroatien. Als Besonder-
heit wurde insbesondere in Bezug auf Slowenien hervorgehoben,
dass bei der Gründung einer Gesellschaft mit beschränkter Haf-
tung die Tätigkeit dieser Gesellschaft präzise in den Anmeldedoku-
menten aufgeführt sein muss. Dabei kann jedoch auf vorformulierte
und chiffrierte Tätigkeitsblöcke Bezug genommen werden. Den
letzten Länderbericht zu Polen präsentierte Herr Rechtsanwalt
Ryszard Armatowski, Posen, in dem er insbesondere auf die Vor-
und Nachteile der einzelnen Rechtsformen, die für die Gründung
von Tochtergesellschaften in Polen in Frage kommen, einging. Ei-
nen Gesamtüberblick verschaffte im Übrigen eine synoptische Ge-
genüberstellung zu den Themen GmbH-Gründung, Publizitätserfor-
dernisse und Organisationsverfassung sowie zu der Gründung
und rechtlichen Behandlung von Zweigniederlassungen, die die
Teilnehmer neben den schriftlichen Referaten in ihren Tagungsunter-
lagen vorfanden.

In der anschließenden 19.Mitgliederversammlungwurde insbeson-
dere die Verlegung des Sitzes der Vereinigung von München, dem
Kanzleisitz des bisherigen Präsidenten Dr. Peter Wieland, nach
Düsseldorf, dem Kanzleisitz des neuen Präsidenten Dr. Peter Zim-
mermann, beschlossen. Weiterhin wurde auf die im nächsten Jahr
stattfindenden Tagungen der Vereinigung wie folgt hingewiesen:

Vom 18. bis 20. 5. 2006 findet im Hotel Sacher in Wien die Früh-
jahrstagung zu dem Thema „Unternehmensnachfolge“ und vom
21. bis 23. 9. 2006 findet im Best Western Premier Hotel Slon in
Ljubljana die Herbsttagung zu dem Thema „Personenfreizügigkeit“
statt.

Den angenehmen Ausklang fand die Tagung bei einem Empfang in
den Kanzleiräumen der Sozietät Hölters & Elsing in Düsseldorf, zu
dem der neue Präsident zusammen mit seinen Partnern eingeladen
hatte. Dazu fanden sich auch die Mitglieder des Vorstands der be-
freundeten Belgisch-Deutsche Juristenvereinigung ein.

Weitere Informationen über die DACH Europäische Anwaltsverei-
nigung e. V. sind erhältlich bei der Mitgliederverwaltung, c/o Frau
Rechtsanwältin Dr. Susanne Hüppi, Klosbachstraße 10, CH-8032
Zürich, Tel: (0041) 44 252 6688, Fax: (0041) 44 252 6390,
E-Mail: sh@interlaw.ch oder im Internet unter www.dach-ra.de.

Dr. Peter Zimmermann, Rechtsanwalt, Düsseldorf

ABA – Bekämpfung des
Terrorismus
Beim diesjährigen Jahreskongress der American Bar Association
(ABA) in Chicago fand am 6. 8. 2005 im Rahmen des Programms
des Präsidenten der ABA für internationale Gäste ein Gespräch
über derzeit aktuelle, internationale rechts- und gesellschaftspoliti-
sche Fragen statt.

Der Präsident der ABA, Robert Julius Grey, wandte sich hierbei spe-
ziell an die Vertreter ausländischer Anwaltschaften mit der Bitte um
Einbringung von Diskussionsbeiträgen, Denkanstößen und Vor-
schlägen.

Dies veranlasste mich zu einer Wortmeldung im Zusammenhang
mit Terrorismusbekämpfung, die ich im Folgenden zusammenge-
fasst wiedergebe:

Ich möchte der American Bar Association einen Vorschlag unter-
breiten. Wir alle wissen, dass nach dem Terror vom 11. 9. 2001,
nach dem Terroranschlag in Madrid und nach dem Terroranschlag
in London unsere Zeit gekennzeichnet ist durch den Krieg gegen
den Terrorismus („the war against terrorism“).

Dieser Krieg hat jedoch bisher keinen Sieg über den Terrorismus
gebracht.

Im Gegenteil, in den Kriegen in Afghanistan und im Irak wurden
bisher 20.000 bis 30.000 unschuldige Opfer getötet.

Während die getöteten oder erniedrigten Männer, Frauen und Kin-
der in der westlichen Welt nicht individuell mit Namen registriert
werden, hat in Afghanistan und im Irak jede Person einen persön-
lichen Verlust für ihre Familien und ihre Freunde bedeutet. Und als
Konsequenz daraus sind die Familien und die Freunde oft bereit,
den Terroristen behilflich zu sein oder sich ihnen anzuschließen.
Das ist die Folge des Hasses, den sie durch den Tod der Familien-
angehörigen oder der Freunde gegen die westlicheWelt entwickelt
haben. Ich möchte nicht missverstanden werden: Nichts rechtfertigt
Terrorismus.

Aber einfach nur den Krieg gegen den Terrorismus zu verstärken,
wird keine Hilfe bei der Bekämpfung des Terrorismus sein. Das
ist so ähnlich, wie wenn jemand, der krank ist und der täglich eine
Tablette schlucken muss und der, weil dies nicht das erwartete Re-
sultat bringt, dann täglich zehn Tabletten schluckt. Das wird ihn
nicht gesund machen!

Ich glaube, es gibt drei Fragen, die gestellt und beantwortet wer-
den müssen, um im Kampf gegen den Terrorismus erfolgreicher vor-
zugehen.

Mein Vorschlag an die American Bar Association ist deshalb, dass
sie, als der Welt größte Anwaltsorganisation, ein Programm initi-
iert und startet, damit in einem rechtlichen und kreativen Rahmen
gegen den Terrorismus gekämpft wird. Dieses Programm hat drei

Berichte
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Fragen als Grundlage, um den Terrorismus mit besseren Resultaten
bekämpfen zu können. Die drei Fragen sind:
* Was sind die Ursachen für die Bereitschaft junger Menschen, ihr

eigenes Leben und das anderer Menschen in terroristischen Aktivi-

täten zu vernichten?
* Was wurde bisher getan, um diese Gründe und Ursachen zu erar-

beiten?
* Was wurde bisher getan und was muss in der Zukunft getan wer-

den, um diese Gründe und Ursachen zu beseitigen?

Ich wiederhole es noch einmal – nichts rechtfertigt Terrorismus.
Aber um den Terrorismus zu beseitigen, müssen wir auch wissen,
was die Ursachen dafür sind. Entweder wir können dann diese Ur-
sachen beseitigen oder nicht. Aber in jedem Fall wird der Kampf
gegen den Terrorismus einfacher und mit Sicherheit erfolgreicher
sein, wenn wir die Hintergründe für den Terrorismus konkret ken-
nen. Die Suche nach den Gründen beinhaltet in keinem Fall eine
Rechtfertigung des Terrorismus. Die Kenntnis der Gründe macht
es aber erheblich einfacher, erfolgreich gegen den Terrorismus
zu kämpfen. Die American Bar Association war sehr erfolgreich
in ihrer Arbeit für Freiheit und Demokratie, zB in den Ländern

von Zentral- und Osteuropa. Man muss nur an das äußerst erfolg-
reiche CEELI-Programm (Central European and Eurasian Law Initia-
tive) denken.
Ich mache deshalb den Vorschlag, die American Bar Association
möge diese drei Fragen aufgreifen und ein Programm daraus ge-
stalten, um auch zu demonstrieren, dass es Zeit ist, zusätzliche an-
dere Wege zu finden, um den Terrorismus zu reduzieren und letzt-
lich zu stoppen, und zwar in einem Weg, der hilft, Menschenrech-
te, Bürgerrechte und den Frieden zu sichern.
Dies würde auch genau dem Schwerpunktprogramm der Ame-
rican Bar Association entsprechen, das wir auch bei diesem Jah-
reskongress auf allen Papieren und Veröffentlichungen finden:
Verteidigung der Freiheit und Durchsetzung der Gerechtigkeit
(„Defending Liberty, Pursuing Justice“). Danke für Ihre Aufmerksam-
keit!
Wie mir der Präsident der American Bar Association mitgeteilt
hat, wird in den zuständigen Komitees überlegt werden, eine der-
artige Initiative für die American Bar Association in die Wege zu
leiten.

Dr. Ivo Greiter, Rechtsanwalt in Innsbruck

Berichte
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Muzak, Christian Nowotny, Bettina Perthold-Stoitzner, Ingrid Pucher, J. Michael Rainer, Gottfried Schellmann,
Walter Schrammel, Karl Stöger, Franz Strehl
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Goldenes Ehrenzeichen der
Stadt Wien für
Dr. Gerhard Benn-Ibler

Am 28. Oktober 2005 wurde ÖRAK-Präsident Dr. Gerhard Benn-
Ibler imWiener Rathaus von Frau Stadträtin Mag.a Sonja Wehsely
das Goldene Ehrenzeichen für Verdienste um das Land Wien ver-
liehen.

In ihrer Ansprache hob Frau Mag.a Sonja Wehsely vor allem die
Bedeutung des freien Mandats für den Rechtsstaat hervor und be-
tonte, dass nur eine starke Interessensvertretung der Rechtsanwalt-
schaft das freie Mandat garantieren kann.

Die Redaktion des Österreichischen Anwaltsblattes gratuliert
Dr. Gerhard Benn-Ibler zu dieser Auszeichnung von ganzem Her-
zen.

Aus dem juristischen Leben

2005, 256 Seiten, kart.
ISBN 3-7073-0813-8
EUR 38,–

 Die Kartellrechtsreform 2005
 Das Verhältnis zwischen österreichischem 

Kartellrecht und EG-Wettbewerbsrecht
 Anwendungsbereich, ökonomische Aspekte 
 Wettbewerbsbeschränkende Vereinbarungen
 Behörden und Verfahren

Tel.: (01) 24 630-0
Fax: (01) 24 630-23

office@lindeverlag.at
www.lindeverlag.at

Das neue Handbuch 
für Praktiker

2005, 468 Seiten, Ln.
ISBN 3-7073-0766-2
EUR 78,–

 Äquivalenz- und Effektivitätsgebot aus Sicht des
Gemeinschaftsrechts

 Aufhebung gemeinschaftsrechtswidriger Bescheide
 Rechts- und Vertrauensgrundsätze
 Konkurrentenklage
 Gemeinschaftsrechtliche Interpretation und 

Zuständigkeit im Verfahren

Das Verhältnis des 
Abgabenverfahrensrechtes
zum Gemeinschaftsrecht

Topaktuell!
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Botschaftsviertel

Repräsentatives, saniertes Jugendstilhaus:

1040 Wien,
Nähe Schwarzenbergplatz-Karlskirche.
Flächen von 200 m2 –300 m2 zur Miete,

Top-Ausstattung.

www.schmidt-immobilien.at,
Tel. 01/817 94 94
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Verkehrsunfall in Ungarn
Aufgrund einer persönlichen beruflichen Erfahrung als Rechtsan-
walt in Wien möchte ich dieses Wissen den Kollegen in einer An-
waltsblattausgabe zukommen lassen.
Folgende Situation:
Ein österreichischer PKW-Lenker ist in einen Verkehrsunfall in Un-
garn mit gegnerischem PKW, ungarisches Kennzeichen, involviert.
Der schuldlose österreichische PKW-Lenker macht seine Ansprüche
über einen Rechtsvertreter inWien beim Versicherungsverband der
österr Versicherungsunternehmen geltend. Der Schaden wird auch
anerkannt und zur Gänze nach Rechnungslegung durch die KFZ-

Werkstätte bezahlt. Nicht jedoch bezahlt werden Spesen von
E 43,– für den Mandanten. Auch nicht bezahlt wird das Honorar
des Rechtsvertreters nach österr Tarif. Tatsächlich wird für die au-
ßergerichtliche Erledigung das Honorar nach ungarischem Recht
mit 2,5% vom Streitwert pauschaliert bezahlt. Dies bedeutet, dass
der österr Rechtsvertreter im Vorhinein bereits mit seinem Mandan-
ten oder dessen Rechtsschutzversicherung unbedingt eine Verein-
barung hinsichtlich des nicht bezahlten Honorardifferenzbetrages
zu treffen hat, da ansonsten mangels Vereinbarung das restliche
Honorar strittig sein könnte.

RA Mag. Dieter Ebner, Wien

Nachrichten

ZAS

Jetzt in ZAS 5/2005
Bestellen unter 01/531 61-100�

05/05

immer am Puls der Zeit ...

� Rechtsfragen des Mindestlohntarifes
Das Verhältnis zur kollektiven Rechtssetzung wirft eine Reihe von 
Problemen auf, die in diesem Beitrag von Walter Schrammel beleuchtet werden.

� Satzung eines Kollektivvertrages nach Betriebsübergang
und Verbandswechsel des Arbeitgebers
Im Zusammenhang mit dem vor kurzem erfolgten Ausscheiden einer Sparkasse 
aus dem Sparkassenverband und deren Wechsel zum Verband der Banken und 
Bankiers stellte sich die Frage, ob der Sparkassenkollektivvertrag für die ausge-
schiedene Sparkasse im Wege einer Satzung weiterhin Geltung bewahren kann. 
Mit dieser Konstellation als Ausgangspunkt soll den Voraussetzungen für die 
Satzung eines Kollektivvertrages insb nach Verbandswechsel und Betriebsüber-
gang und den Konsequenzen einer fehlerhaften Satzungserklärung nachgegangen
werden. Von Franz Marhold

Jetzt bestellen: Einzelheft EUR 13,–

Schwerpunkt:

Substitutionsformen des Kollektivvertrages
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Quo vadis, EU – was tun?
Der Aufsatz Rudolf Machaceks in der Oktobernummer erfasst die
verfassungsrechtliche und rechtspolitische Problematik der EU nur
zu einem eher geringen Teil. Zuzustimmen ist, dass die EU nicht
nur dringend „positive Impulse“, sondern echte Gestaltungsrefor-
men benötigt. Damit ist aber eine Ergänzung des Aufsatzes not-
wendig, weil in ihm nur unzureichend dargelegt wird, was darun-
ter zu verstehen ist.

1. Die 6 Gründerstaaten waren im Zeitpunkt der Gründung der
Vorläuferorganisationen der EU in ihren sozialen, wirtschaftlichen
und rechtlichen Strukturen bereits weitgehend homogen. Damit
konnten die noch bestehenden Unterschiede durch zentralistisch
angeordnete Regeln, die besonders den Wirtschaftsbereich betra-
fen, beseitigt und gleichgerichtete Strukturen geschaffen werden.
Durch die Erweiterung der EU auf derzeit 25 Staatsgesellschaften
mit höchst differenzierten Sozial-, Wirtschafts- und Rechtsordnun-
gen ist diese Homogenität nicht mehr gegeben. Durch die noch ge-
planten Erweiterungen (Rumänien, den Balkanstaaten, Türkei oder
auch Ukraine) würden die Unterschiede in den Strukturen der EU
noch weiter anwachsen. Der ursprüngliche Gestaltungsplan müsste
dem angepasst oder eben grundlegend geändert werden. Dies
wäre auch dann notwendig, wenn es beim Endziel möglichst glei-
cher sozialer, wirtschaftlicher und rechtlicher Strukturen in allen EU-
Gesellschaften bleiben soll (was durchaus richtig wäre). Die Über-
windung der bereits jetzt in der EU bestehenden sozialen, wirt-
schaftlichen und rechtlichen Unterschiede ist aber ein schwieriger
und vor allem langfristiger Prozess, für den verfassungsrechtlich
nur die Weichen gestellt werden können, dessen Endstadium aber
nicht legistisch vorweg angeordnet und durchgesetzt werden kann.

2. Die ursprüngliche zentralistische Organisation der EU müsste
daher in eine föderalistische abgeändert werden, deren Ziel eben
die möglichst weitgehende Angleichung der sozialen, wirtschaftli-
chen und rechtlichen Strukturen in allen EU-Gesellschaften sein
müsste. Bei 25 und mehr in Jahrhunderten gewachsenen Staatsge-
sellschaften gibt es aber Unterschiede, die nicht völlig und vor al-
lem nicht kurzfristig beseitigt werden können und auch nicht dür-
fen, wenn man die europäische Stärke, nämlich die Vielfalt und
die sich daraus ergebenden Entwicklungsimpulse nicht ersticken
will.

Dies gilt auch für die derzeit als „heilige Kühe“ angesehenen
Grundfreiheiten (insbesondere die Niederlassungs- und Gewerbe-
freiheit für alle EU-Bürger), die elastisch gestaltet und damit

notwendigenfalls auch beschränkt werden müssten. Dies gilt
aber auch für die Zentralorgane der Union (Kommission, Rat
und Parlament), die demnach ebenfalls föderalisiert werden müss-
ten. Dafür reichen „Ombudsmanneinrichtungen“ mit Sicherheit
nicht aus.
3. All dies hat der Verfassungsentwurf nicht einmal in Ansätzen be-
rücksichtigt. Er war lediglich die Zusammenfassung und Vertiefung
der Verträge von Maastricht und Nizza, welche die Fortsetzung
und Erweiterung der Gründerverträge zwischen den 6 weitgehend
bereits gleichgerichteten Gründerstaaten festlegten. Die Ableh-
nung des Entwurfes in Frankreich und Holland (die sich bei weite-
ren Volksabstimmungen mit Sicherheit wiederholen würde!) ergibt
sich aus den Bürgerängsten vor einer zentralistisch angeordneten
Gleichrichtung in allen Lebensbereichen und damit vor der Beseiti-
gung der eigenen gewachsenen Identität und damit aus der Angst
vor einem neuen gigantisch aufgeblähten Planungs- und Überwa-
chungsstaat, der diese Gleichrichtung nicht nur anordnen, sondern
ständig kontrollieren müsste.
Diese Entwicklung war durchaus voraussehbar – allerdings bisher
nicht für die „Sozialtechniker“ der EU, die nicht mit „kleinen Schrit-
ten“ (man lese dazu bei Karl Popper nach!) eine europäische Sozi-
al-, Wirtschafts- und Rechtsordnung schaffen, sondern diese sofort
dekretieren und durchsetzen wollen. Der Einfluss dieser „Sozial-
techniker“ müsste daher ebenfalls bei den künftigen Gestaltungs-
planungen der EU eingeschränkt werden.
Diese Ängste vieler EU-Bürger könnten auch nicht durch eine ver-
besserte Informationspolitik beseitigt werden. Diese könnte sich so-
gar als kontraproduktiv erweisen: Wenn die Ziele der europäi-
schen Sozialtechniker und des Verfassungsentwurfes wirklich er-
klärt würden, so würden die Bürger erst recht begreifen, dass ihre
engsten Lebensbereiche künftig nicht mehr von ihnen selbst gestal-
tet werden können, sondern von Institutionen dominiert würden, in
denen ihre Belange jederzeit durch Majorisierungen vom Tisch ge-
fegt werden könnten. Ein neuer Verfassungsentwurf müsste daher
das Entstehen solcher Ängste verhindern, und zwar ohne das Ziel
einer gemeinsamen europäischen Wirtschafts-, Sozial- und Rechts-
ordnung aus den Augen zu verlieren, aber auch ohne die bestehen-
den nationalen und lokalen Strukturen völlig zu zerschlagen. Damit
wird aber noch viel organisatorische und legistische Arbeit notwen-
dig sein, wenn das gewiss erstrebenswerte, ja durchaus notwen-
dige Ziel einer „Union“ der europäischen Staatsgesellschaften
nicht scheitern soll.

em RA Dr. Karl Claus, Mistelbach

Resonanz
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Zum Recht, sofort (s)einen
Rechtsanwalt einzuschalten

Konkret hier: Bei unerbetener SMS-Werbung,
die gemäß Telekommunikationsgesetz verbo-
ten und strafbar ist

Nach Erhalt einer gemäß § 107 Abs 2 TKG1) unzulässigen SMS-
Werbung hat der Belästigte rechtsfreundliche Vertretung in An-
spruch genommen. Der Störer gab daraufhin eine Unterlassungser-
klärung ab, verweigerte aber eine Kostenzahlung. Die daraufhin
eingebrachte Kostenklage war in beiden Instanzen erfolgreich.2)

In einer längeren Anmerkung zu diesem Urteil schreibt RAA Mag.
Dr. Florian Horner, der am Verfahren als Beklagtenvertreter betei-
ligt war, unter anderem:3)

Die Entscheidung trage „mit zur ,Grundsicherung

,

beruflichen Aus-
kommens der Rechtsanwälte bei, indem sie . . . sogar einem Akade-
miker (!) nicht einmal mehr zumuten will, auch einfachste Wünsche
(aus natürlichem Rechtsempfinden) selbst an seinen Vertragspart-
ner heranzutragen, sondern aus dem ,umfassenden Vertretungs-
recht

,

des Rechtsanwaltes (§ 8 RAO) offenbar einen ,umfassenden
Vertretungsanspruch

,

des Publikums folgert (jeweils auf Kosten des
Anderen, versteht sich).

Völlig außer Acht bleibt bei dieser – offenbar rein ,monetären

,

–

Sichtweise allerdings, dass zur Rechtsberatung in derartigen Ange-
legenheiten zahlreiche Stellen (Arbeiterkammer, Verein für Konsu-
menteninformation etc) zur Verfügung stehen, die darauf speziali-
siert sind und nichts kosten‚ . . .“.

Diesen Ausführungen von Horner muss entschieden widersprochen
werden.

In Österreich wie in allen zivilisierten Rechtsstaaten ist es ein selbst-
verständlicher Grundkonsens, dass jedermann berechtigt ist, sich
bei Verletzung seiner Rechte ohne weiteres und sofort um Hilfe
an (s)einen Rechtsanwalt zu wenden. Dieses Recht für welchen
wie immer gearteten Anlass einschränkend in Frage zu stellen,
noch dazu wie hier mit leicht anzüglich-spöttischen Nebenbemer-

kungen, ist indiskutabel. Wobei mich besonders betroffen macht,
dass der Autor Rechtsanwaltsanwärter ist.

Ebenso abzulehnen, weil standespolitisch unverständlich ist dem-
gemäß die Bemerkung von Horner, dass man sich zur Kostener-
sparnis gefälligst an nicht-anwaltliche Stellen wenden sollte.

In casu übersieht Horner auch, dass der Gesetzgeber dem Verbot
unerbetener Werbung (per Telefon, Fax, SMS, E-Mail) berechtigter-
weise erhebliche Bedeutung beimisst: Dies zeigt § 109 Abs 3
Z 19 und 20 TKG, wo für derartige Tatbestände Strafen bis
E 37.000,– vorgesehen sind, also gewiss kein Pappenstiel!

Der Vollständigkeit halber dazu noch Folgendes:

Horner scheint zu vermeinen, bei einem derartigen Tatbestand sei
es ausreichend, dass der Störer, entsprechend aufgefordert, eine
(einfache) Unterlassungserklärung abgebe.

Dies trifft nicht zu. Von einer bloßen sanktionslosen Unterlassungs-
erklärung hat der unzulässig Beworbene nämlich praktisch nichts,
weil hiedurch ja nur der ohnedies geltende Gesetzesinhalt wieder-
holt würde. Vielmehr kann in einem solchen Fall der unzulässig Be-
worbene gemäß dem grundlegenden Urteil des OGH SZ 70/227
= JBl 1998, 322 vom Störer den Abschluss eines gerichtlichen, voll-
streckbaren Unterlassungsvergleiches verlangen. Horner scheint
diese Entscheidung, die damals auch ich in den JBl, aaO bespro-
chen habe, nicht zu kennen. Dazu siehe überdies auch die weitere
Entscheidung des OGH EvBl 1999/186 (803), worin auf die Vor-
entscheidung SZ 70/227 und auf meine Glosse zu JBl 1998, 322
ausdrücklich verwiesen wird.

Im Sinne dieser Judikatur bin übrigens auch ich schon mehrmals
vorgegangen, zuletzt zB gegen eine renommierte Großbank we-
gen unzulässiger Telefonwerbung.4)

RA Dr. Hans Pfersmann, Wien

Resonanz

1) Telekommunikationsgesetz BGBl I 2003/70.
2) Berufungsurteil LG ZRS Wien 19. 8. 2004, 36 R 147/04 s, AnwBl

2005, 470.
3) AnwBl 2005, 472.
4) Kostenpflichtiger Unterlassungsvergleich BG Innere Stadt Wien 1. 3.

2005, 21 C 429/05d.
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Disziplinarrecht
8017

§ 33 FinStrG – Abgabenhinterziehung durch RA

Ein verwaltungsstrafrechtlich relevantes Fehlver-
halten – hier: ein von den FinStrBehörden zu ahn-
dendes Finanzvergehen – ist grundsätzlich geeig-
net, Ehre und Ansehen zu verletzen.

Wenn rechtliche Überlegungen der Einleitung ei-
nes DisVerfahrens nicht entgegenstehen, kann
die Verdachtslage nur in mündlicher DisVerhand-
lung geklärt werden. Auch auf die Frage einer all-
fälligen Verjährung kann erst auf Grund entspre-
chenden Sachverhaltssubstrates eingegangen
und daher nicht (schon) mit Einstellungsbeschluss
des DR vorgegangen werden.

OBDK 26. 9. 2005, 14 Bkd 1/05

Aus den Gründen:

Mit einem Einstellungsbeschluss darf der DR in nichtöffentlicher Sit-
zung nur dann vorgehen, wenn nicht einmal der Verdacht eines
standeswidrigen Verhaltens des angezeigten RA vorliegt (AnwBl
1988, 697). Bestehen aber auch nur Zweifel, ob die gegen den
RA erhobenen Vorwürfe geeignet sind, seine disziplinäre Verant-
wortung zu begründen, hat der erk Sen darüber in mündlicher Ver-
handlung zu entscheiden. Eine vorgreifende Beweiswürdigung im
Einstellungsbeschluss ist unzulässig (RIS-Justiz RS0056969; RS
0057005).

Es sollte eigentlich keiner Erörterung bedürfen, dass – wie die Gen-
Prok in ihrer Stellungnahme zutreffend ausführt – die Verwirkli-
chung des verwaltungsrechtlichen Tatbestands der Abgabenhinter-
ziehung, somit die Missachtung zwingender gesetzlicher Vorschrif-
ten, wohl nur in Ausnahmefällen aus disziplinärer Sicht vernachläs-
sigt werden könnte; dies jedenfalls aber nicht bei fortgesetzter
Begehung, um sich erhebliche finanzielle Vorteile zu verschaffen.
Insoweit ist der angefochtene Beschluss mit seiner nicht weiter be-
gründeten Behauptung, ein derartiges Verhalten sei nicht geeignet,
Ehre und Ansehen des Standes zu verletzen, nicht nachvollziehbar,
zumal auch sonst verwaltungsstrafrechtlich relevantes Fehlverhal-
ten auch in weniger schwer wiegenden – nicht auf vorsätzliche
Schädigung der Allgemeinheit gerichteten – Fällen und bei bloß
einmaliger Begehung disziplinär geahndet wird (AnwBl 1998,
329 [bewusst wahrheitswidrige Lenkerauskunft]; AnwBl 1994,
283 [Verkehrsunfall mit erhöhtem Blutalkoholgehalt], Bkd 39/75
[Täuschungsmanöver gegenüber den die Einhaltung des Parkver-

bots überwachenden Organen]). Die Rechtsansicht des DR steht
in diametralem Gegensatz zu § 10 Abs 2 RAO, wonach der RA
auch in seinem Privatleben verpflichtet ist, durch Redlichkeit und Eh-
renhaftigkeit in seinem Benehmen die Ehre undWürde des Standes
zu wahren. Verletzt er diese Verpflichtung, so begeht er unbescha-
det, ob er wegen dieses Verhaltens auch strafrechtlich oder verwal-
tungsstrafrechtlich zur Verantwortung zu ziehen ist bzw gezogen
werden kann, ein DisVergehen (Bkd 36/88; RIS-Justiz
RS0056396).

Diese grundsätzliche disziplinäre Vorwerfbarkeit wird auch nicht
durch eine lediglich gegenüber den Finanzbehörden und dem Ge-
richt gem § 29 Abs 1 FinStrG die Straffreiheit bewirkende Selbst-
anzeige beseitigt, weil der Schuldvorwurf – wie sich aus dem Ge-
setz ergibt – bestehen bleibt. Nach der Aktenlage, deren Richtig-
keit allerdings derzeit noch nicht beurteilt werden kann, war – wo-
rauf die GenProk zutreffend verweist – zudem Motiv der
Selbstanzeige die aus dem gegen den Mittäter bereits anhängigen
Strafverfahren gewonnene Erkenntnis der unmittelbar bevorstehen-
den Einleitung von Verfolgungsschritten.

Entgegen dem RM-Vorbringen des DB besteht keine Rsp der OBDK,
dass zur Amtsverschwiegenheit verpflichtete Beamte, die sich mit
der Sache zu befassen hatten, nicht dem – allerdings nur bei nicht
schwerwiegenden Delikten (RIS-Justiz RS0054927) – zur Verwirk-
lichung des Tatbestandes erforderlichen größeren Personenkreis
zuzurechnen seien. Vielmehr wurde zu 1 Bkd 11/99 ausgespro-
chen, dass die Annahme der Verletzung von Ehre und Ansehen
des Standes auch dann gerechtfertigt ist, wenn die Personen, de-
nen der Sachverhalt zur Kenntnis gelangt ist oder gelangen hätte
können, der Amtsverschwiegenheit unterliegen.

Rechtliche Überlegungen stehen und standen somit der Einleitung
eines DisVerfahrens nicht entgegen. Ob und in welchem Umfang
der sich aus der Anklageschrift vom 30. 12. 2003 ergebende
Sachverhalt über die bestehende Verdachtslage hinaus dem DB
konkret vorzuwerfen ist, wird in mündlicher DisVerhandlung zu klä-
ren sein. Erst aufgrund entsprechenden Sachverhaltssubstrates
wird auch auf die Frage allfälliger Verjährung, jeweils unter Be-
rücksichtigung von § 2 Abs 2 Z 1 und Abs 4 DSt, eingegangen
werden können.

Der Beschwerde ist Folge zu geben. Zugleich ist gem § 56 DSt in
Verbindung mit § 54 Abs 3 DSt in der Sache selbst der Einleitungs-
beschluss zu fassen.

Anmerkung:

In Finanzstrafverfahren (beim FA oder bei Gericht) kann die Öffent-
lichkeit auf Antrag aller Besch ausgeschlossen werden (§ 127
FinStrG). Die Untersuchungsbehörden und der Einzelbeamte, die
Mitglieder des Spruchsenates, des UVS und des Schöffensenates
(auch die Schöffen oder sonstige Laienbeisitzer) unterliegen nicht

Rechtsprechung
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nur der gewöhnlichen Verschwiegenheitspflicht des § 48a BAO,
sondern auch den im Übertretungsfall gerichtlich strafbaren Bestim-
mungen der §§ 251 f FinStrG; diese Bestimmungen haben sich am
Ende des FinStrG in dieses hineingeschlichen, obwohl sie keine Fi-
nanzvergehen sind; es sind leges speciales zu § 310 StGB. Auch
Dritte („Nichtbeamte“), wie Gerichts-SV, Hilfskräfte der FinStrBe-
hörde oder des Gerichtes, unterliegen der Geheimhaltungspflicht
und machen sich strafbar, wenn durch sie die Information anderer
aus den Akten und nicht über Mittelspersonen erfolgt. Das „Steuerge-
heimnis“ ist jedenfalls gut abgefedert.

Bezahlte Kostenforderungen auch eines RA führen zu steuerbarem
Umsatz und Gewinn. Wenn diese in USt-Voranmeldungen oder in
Steuererklärungen verheimlicht werden, löst dies bei Verschulden
des vorsätzlichen Abgabenirrtums ein FinStrVerfahren aus, für wel-
ches bei einem E 75.000,– übersteigenden strafbestimmenden
Wertbetrag nicht mehr das FA als Finanzstrafbehörde, sondern
das Gericht zuständig ist (§ 53 FinStrG). In diesem Fall entscheidet
immer ein Schöffensenat. Bei geringerem Wertbetrag und bei allen
fahrlässigen Abgabenhinterziehungen (§ 34 FinStrG) entscheidet
immer die Finanzstrafbehörde, und zwar in gewissen Fällen durch
Spruchsenat, dh mit einem Laienbeisitzer. Alle Finanzbeamten und
Laienbeisitzer sind ebenso wie alle Richter und Schöffen, die in ei-
nem FinStrVerfahren mitwirken, zu strenger Amtsverschwiegenheit
verpflichtet, deren Verletzung zu einer Bestrafung führen kann (s
oben).

Es trifft zu, dass die standesrechtlich verpönte Beeinträchtigung von
Ehre und Ansehen der RA-schaft voraussetzt, dass der Akteninhalt
(Sachverhalt) und das gegen den RA anhängige FinStrVerfahren
grundsätzlich nur den erwähnten Amtspersonen (Beamten, Richtern)
und den in die Entscheidungsfindung eingebundenen Laienbeisit-
zern zur Kenntnis gelangt; es trifft auch zu, dass bei einem schweren
Delikt die Kenntnis schon eines kleineren Personenkreises genügt, um
eine disziplinäre Strafbarkeit auszulösen. Freilich fragt man sich:
Was nützt dem Beamten oder Laienbeisitzer seine Kenntnis vom kon-
kreten FinStrFall des RA Dr. X, wenn er davon niemandem, auch nicht
seiner Ehegattin, etwas erzählen darf? Oder: Kann die Kenntnis des
Finanzbeamten von steuerunredlichem Verhalten der RAin Y eine
Auswirkung auf den Stand haben, wenn der Beamte bei der Beweis-
würdigung im nächsten FinStrFall gegen RA Dr. Z nicht von der
Schuld der Täterin im früheren Akt („alle Anwälte sind gleich“, ge-
meint: als Steuerhinterzieher) ausgehen darf? Tucholsky schrieb,
dass jeder Stand es sich gefallen lassen muss, dass er nach dem mie-
sesten Mitglied beurteilt wird, das er noch in seinen Reihen duldet.
Genau besehen ist dies aber eine von einer unzulässigen Verallge-
meinerung ausgehende und bewusst überzogene, ja falsche Inter-
pretation. Ein Spruch- oder Schöffensenat in FinStrSachen darf im
Fall der Verurteilung eines Friseurs oder eines RA wegen eines Fi-
nanzvergehens nicht im nächsten ähnlichen Fall davon ausgehen,

dass „alle“ Friseure oder RAe Steuerhinterzieher sind. Ob dann den-
noch das Ansehen des betreffenden Standes durch einen jeweiligen
Präzedenzfall untergraben wird, wenn ihn außer den „schweige-
pflichtigen“ Beamten niemand kennt, ist eine philosophische Frage.

Honorarangelegenheiten – und demgemäß auch aus ihnen resultie-
rende Finanzvergehen – sind nach ständiger Judikatur keine Berufs-
pflichtenverletzung; es mehren sich Anzeichen, dass hier einWandel
der Anschauungen einsetzen könnte: Wenn ein RA Eingänge mit da-
rin enthaltenen Kosten gegenüber dem Klienten nicht abrechnet, ist
dies Berufspflichtenverletzung; wenn er abrechnet, dh die Kosten be-
ziffert, kassiert und dann nicht voll oder nur teilweise versteuert, aber
nicht? Und wenn der Klient die (überhöhte) Abrechnung nicht aner-
kennt und nicht bezahlt oder wenn ein RA den Fremdgeldeingang
als Kosten aus einer anderen Sache verrechnen will und nach Protest
den strittigen Betrag bei Gericht erlegt (§ 19 Abs 3 RAO) und die
Kostenklage einbringt: Gehört das noch zum Ende der Abrechnung
und ist es daher, je nach Ergebnis, allenfalls Berufspflichtenverlet-
zung oder schon „Honorardelikt“ und daher nur E + A-Beeinträchti-
gung?

Unmittelbar vor seiner Eintragung in die Liste der RAe gelobt ein
ReAA ua, dass er die „Grundgesetze sowie alle anderen Gesetze
und gültigen Vorschriften unverbrüchlich beobachten“ werde. Ge-
meint ist nicht die Betrachtung aus der Ferne, sondern die Erfüllung
aus der Nähe. In § 10 Abs 2 RAO ist dem RA die Verpflichtung auf-
erlegt, „durch Redlichkeit und Ehrenhaftigkeit in seinem Benehmen
die Ehre und Würde des Standes zu wahren“. All das sind Auffang-
und Rahmentatbestände, die einerseits die Pflicht zur Erfüllung der
gesetzlichen Vorschriften als selbstverständlich unterstreichen wol-
len. Die Beeinträchtigung von Ehre und Ansehen des Standes ist be-
kanntlich durch die generelle Klausel in § 1 DSt als DisVergehen be-
zeichnet, aber nicht näher definiert. Trotz jahrzehntelangen Anren-
nens von Generationen von DisBesch gegen diese Rahmenbestim-
mung und Generalklausel als entgegen Art 18 B-VG nicht genau
bestimmte Norm, deren Verletzung eine disziplinäre Bestrafung aus-
löst, hat der VfGH bisher keinen Anlass gefunden, hier Bedenken zu
äußern. Nach der Judikatur des OBDK ist jeweils auf den Einzelfall
Bedacht zu nehmen (14 Bkd 1/91, 16 Bkd 10, 11/93 ua). Nach
der Judikatur des OBDK genügt – abstrakt gesehen – die Kenntnis-
nahme durch einen kleinen oder größeren Personenkreis allein nicht,
sondern mit dieser Kenntnisnahme muss einerseits die Gefahr einer
Minderung der Wertschätzung des Ansehens, das der RA-Stand
als solcher genießt, verbunden sein. Wenn andererseits eine Publizi-
tät zur Gänze fehlt, kann eine Verletzung des Ansehens nicht vorlie-
gen und daher kommt auch ein Schuldspruch wegen Beeinträchti-
gung von Ehre und Ansehen des Standes begrifflich nicht in Frage.

In Abgabesachen kommt einem RA – dem als PV bei Beratung oder
Vertretung auf Grund seiner falschen Rechtsansicht ansonsten fahr-
lässige Abgabenhinterziehung vorzuwerfen wäre – das strafaus-
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schließende Privileg des § 34 Abs 3 FinStrG zugute, wenn ihn kein
schweres Verschulden trifft; wenn ein RA aber in eigener Sache auf
Grund derselben falschen Rechtsansicht abgabeunredlich gehandelt
hätte, ist er nach den allgemeinen Grundsätzen (§ 32 StGB) zu
bestrafen (VwGH 83/13/0177), jedenfalls bei gerichtlicher
Ahndung sogar strenger zu bestrafen, aber nicht nur, weil er sich
besser als der durchschnittliche Abgabenpflichtige auskennen muss
(oder weil er Unkenntnis geradezu vorschützt), sondern weil er
nicht nur ethisch, sondern auch beruflich ein „mit den rechtlich ge-
schützten Werten verbundener Mensch“ ist (§ 32 Abs 2 StGB) und
daher dieser vom Gesetzgeber erfundenen Idealfigur möglichst
nahe kommen muss, jedenfalls näher als der unbedarfte Durch-
schnittstäter, der blauäugig einen abgaberechtlichen Rechtsirrtum
behauptet und der bei wohlgesonnener Beurteilung infolge eines ent-
schuldbaren Rechtsirrtums (auch bei entschuldbarer Fehlleistung –

§ 9 FinStrG) das Vergehen oder das darin liegende Unrecht nicht er-
kannt hat.

In 1 Bkd 4/92, AnwBl 1993, 681, hat die OBDK entschieden, dass
in Honorarsachen und daher auch in den eigenen Abgabesachen
des RA eine Berufspflichtenverletzung nicht in Frage kommt, daran
ändert auch das Gelöbnis des § 7 RAO nichts; nach diesem Erkennt-
nis stellen abgaberechtliche Verfehlungen des RA, die im Zuge eines
verwaltungsbehördlichen FinStrVerfahrens den damit befassten Be-
amten und Laienbeisitzern zur Kenntnis gelangen, nur dann eine Be-
einträchtigung von Ehre und Ansehen des Standes dar, wenn diese
auf wenige Personen beschränkte Kenntnis von keinem schwerwie-
genden Verschulden des abgabepflichtigen RA begleitet ist. Daraus
folgt: Die sinngemäß „wenigen“ Personen, auf deren Kenntnis es an-
kommt, können auch die Beamte und Laienbeisitzer sein; ob ein
schwerwiegendes Verschulden vorliegt – man darf hinzufügen: auch
andere Umstände, welche zur subjektiven Tatseite gehören –, kann
nur in mündlicher DisVerhandlung geklärt und entschieden werden.
In der damaligen Entscheidung war ein finanzstrafrechtlicher
Spruchsenat (1 Richter, 1 Finanzbeamter, 1 Laienbeisitzer) tätig;
die OBDK hat das damalige Verhalten des besch RA als „gerade
noch nicht als so schwerwiegend …“ bezeichnet, dass die Grenze
des DisVergehens überschritten wird.

Auch im vorliegenden Fall sind Verdachtslage und Verschulden zu
prüfen. Auch hier ist die Grenze für die Gerichtszuständigkeit (früher
ATS 1 Mio, jetzt E 75.000,–) nicht überschritten. Das könnte das
Zünglein an der Waage dafür sein, dass im Ergebnis kein DisVer-
gehen vorliegt, wenn der DisSenat zum Ergebnis kommt, dass das
Verschulden des Besch höchstens „an der Grenze zum schweren“
liegt.

Im Übrigen bindet der Einleitungsbeschluss den DR-Senat, der über
diesen Gegenstand nach mündlicher Verhandlung entscheidet, in
keiner Weise (s zuletzt 16 Bkd 4/05, AnwBl 2005, 410; VfGH
B 1123/04, OBDK 14 Bkd 15/03, AnwBl 2005, 343).

Zur Frage, ob in Honorarfragen außer E + A des Standes auch Be-
rufspflichten verletzt sein könnten, bleibt abzuwarten, wie sich die Ju-
dikatur weiter entwickeln wird.

Strigl

8018

§ 9 Abs 1 RAO: Vorwurf des Doppelverkaufs

Der von einem RA gegen einen Kollegen erhobene
Vorwurf des Doppelverkaufs (bei Hausverkauf) ist
ohne ausreichend sichere Anhaltspunkte vor Erhe-
bung eines solchen Vorwurfs äußerst schwerwie-
gend.

OBDK 20. 6. 2005, 12 Bkd 3/05

Aus den Gründen:

Der gegenüber einem RA erhobene Vorwurf des Doppelverkaufs ist
äußerst schwerwiegend. Vor Erhebung eines solchen Vorwurfs
muss der Anwalt ausreichend sichere Anhaltspunkte dafür haben,
dass sein Vorwurf berechtigt ist. Derartige Anhaltspunkte lagen
dem DB jedenfalls nicht vor.

Der Vorwurf des Doppelverkaufs kann auch keineswegs als wer-
tende Äußerung gesehen werden, die von Art 10 MRK gedeckt
wäre, handelt es sich bei diesem Vorwurf doch geradezu um den
Vorwurf einer strafbaren Handlung.

Nicht zielführend ist auch der Hinweis des DB, er habe nicht als
Anwalt, sondern als Privatperson in Verteidigung seiner Miet-
rechte gehandelt. Dem ist entgegenzuhalten, dass ein RA auch
in der Ausübung nicht rein anwaltlicher Tätigkeit den Standesvor-
schriften unterliegt. Zu berücksichtigen ist, dass der DB den Vor-
wurf der Doppelveräußerung ja nicht gegenüber RA Dr. X in ei-
nem an diesen gerichteten, von ihm persönlich zu öffnenden
Schreiben erhoben hat, sondern in einem Schreiben an einen drit-
ten Kollegen.

Entgegen der Meinung des DB stellt es auch keineswegs einen Wi-
derspruch dar, dass der DB vom Vorwurf der mutwilligen Prozess-
führung freigesprochen, hinsichtlich des Vorwurfs des Doppelver-
kaufs aber verurteilt wurde. Der DB übersieht, dass der DR in der
Begründung seines Freispruchs lediglich zugunsten des DB feststell-
te, dass Schlechtgläubigkeit des DB beim Abschluss der Mietver-
träge nicht unterstellt werden könne. Dies ändert aber nichts daran,
dass der Vorwurf des Doppelverkaufs, der ein Monat nach Ab-
schluss der genannten Mietverträge erhoben wurde, jedenfalls un-
zulässig war, da zum damaligen Zeitpunkt dem DB jedenfalls mas-
sive Zweifel an der Berechtigung des Z zum Abschluss von Mietver-
trägen gekommen sein mussten.
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Rechtsprechung

Anmerkung:

Ein „Doppelverkauf“ einer Liegenschaft schafft außer Rechtsstreitig-
keiten regelmäßig auch Ärger bei den Betroffenen und deren
Rechtsvertretern. Ein RA darf aber nicht so weit gehen, einen sol-
chen Vorwurf ohne präzise, womöglich belegte Information und
sachliches Substrat zu erheben. Die Schuldkomponente wurde
von der OBDK als „äußerst schwerwiegend“ bewertet, was den all-
gemeinen Grundsätzen der Strafbemessung (§ 32 Abs 3 StGB)
deswegen entspricht, weil bei RAen, Notaren, Bankiers etc die
Pflichtverletzung schwerer wiegt (vgl Pallin, Strafzumessung [Manz
1982] 21). Handeln in Ausübung der Pflichten des RA ist innerhalb
der Schranken des Gesetzes gerechtfertigt (Leukauf-Steininger3,
Rz 18 zu § 3 StGB); der Rechtfertigungsgrund des § 9 Abs 1
RAO enthält im 1. Satz eine Pflicht, im 2. Satz eine „Befugnis“
(= Recht) des RA, wie dort beschrieben vorzugehen. Wenn ein
RA aber gegen Dritte nicht nur allgemeine, sondern substantiierte
Beschuldigungen erhebt, scheidet eine Rechtfertigung aus (Leu-
kauf-Steininger, Rz 5, 11 zu § 114 StGB), wenn der RA oder
ein anderer Machthaber gegnerische Beschuldigungen nicht bloß
mit generellen Gegenbeschuldigungen abwehrt, sondern darüber
hinaus unmissverständlich konkrete Tatsachen behauptet, wonach
– wenn sie wahr wären – eine andere Person ein strafbares (oder
disziplinäres) Delikt begangen hätte; der RA handelt diesfalls nicht
mehr in gerechtfertigter Ausübung seines Verteidigungsrechtes,
sondern rechtswidrig. Wenn er eine konkrete ehrenrührige Tatsa-
chenbehauptung (wie Doppelverkauf einer Liegenschaft) aufstellt,
muss er sich vorher vergewissern, ob sie richtig oder unrichtig ist,
wobei die Anforderungen an die Informationspflicht umso größer
sind, je größer die Publizitätswirkung ist (Rz 11 zu § 114 StGB
wie oben). Bei berechtigtem Vorwurf der mangelnden Information
scheidet die Straflosigkeit aus, doch kann immer noch bei übler
Nachrede der Wahrheitsbeweis erbracht werden (§ 114 Abs 2
StGB), sodass die ursprüngliche Pflichtverletzung (mangelnde Infor-
mation) nachträglich straflos wird. Fahrlässige Unkenntnis der Un-
richtigkeit der Behauptung (ohne qualifizierte Begehung iS § 114
StGB) schließt aber auch den Nachweis des guten Glaubens im
Zeitpunkt der Anschuldigung nicht aus (Leukauf-Steininger2, Rz 11
zu § 114 StGB).

Bevor aber ein RA im Kampfgetümmel einer Gerichtsverhandlung
oder bei erboster Beantwortung eines aggressiven gegnerischen
Briefes nicht nur das Abwehrschild vor seinen Klienten hält, sondern
es dem Gegner mit nicht nur gleicher, sondern mit überschießender
Münze (gibt es das?) heimzahlt, wäre es – wenn Ort und Zeit kein
sofortiges Studium der Kommentarstellen erlauben – ratsam, zwar
vor den Gegner hinzutreten, aber sich seinen Teil zu denken und
den anderen reden zu lassen (Rede des Ottokar von Hornek im „Ot-
tokar“) oder ihn in seine Schranken zu weisen und in den eigenen zu
bleiben.

Die „heftige Gemütsbewegung“ (§ 34 Abs 1 Z 8 StGB) des RA bei
einer überzogenen Retourkutsche ist kein Milderungsgrund, weil sie
nicht „allgemein begreiflich“ ist; aber vielleicht geht es mit „achtens-
werten Beweggründen“ (§ 34 Abs 1 Z 7 StGB), wenn sich ein An-
walt den Retorsions-Standpunkt des Klienten „ungeschauter“ (Rosen-
kavalier, 1. Akt) zu eigen macht, was aber generell nicht ratsam ist;
am besten wäre noch „Unbesonnenheit“ (§ 34 Abs 1 Z 7 StGB), in
der einer besonderen Stimmungslage, in der einem aus dem Augen-
blick heraus entstandenen Antrieb zur Begehung einer Handlung
nachgegeben wird, ohne dass die Schädlichkeit der Handlung nä-
her überlegt wird (vgl Rz 27 zu § 34 StGB im Wiener Komm zu die-
ser Z Punkt 7); dieser Milderungsgrund funktioniert aber nur, wenn
der Täter „nach seinem Charakter“ ansonsten den Antrieb zur Bege-
hung der strafbaren Handlung unterdrückt hätte, dh bei „mit den
rechtlich geschätzten Werten verbundenen Menschen“ (§ 32 Abs 2
StGB) – offenbar ein Synonym für gesetzestreue RAe – also „meistens
immer“. Hoffentlich!

Strigl

Gebühren- und Steuerrecht

Kein De-minimis-Privileg für die Nutzung
undeklarierter Beihilferegelungen!

8019

Art 88 EG, § 6 UStG, Art XIV Z 3 UStG-BegleitG

1. Dienstleistungen, die – wie kieferorthopädische
Behandlungen – zu aufeinander folgenden Ab-
rechnungen oder Zahlungen Anlass geben, gelten
jeweils mit Ablauf des Zeitraums als bewirkt, auf
den sich die Abrechnungen oder Zahlungen bezie-
hen.

2. Eine gesetzliche Änderung, aufgrund welcher
Umsätze ab einem bestimmten Zeitpunkt nicht
mehr als steuerpflichtig, sondern als „unecht“
steuerbefreit gelten, kann zu einer Berichtigung
der Vorsteuerabzüge gem Art 20 der MwSt-RL
77/388/EWG (§ 12 Abs 10 und 11 UStG) füh-
ren.

3. Eine Regelung, nach der bei Ärzten der Wechsel
von der Erbringung umsatzbesteuerter Umsätze
zur Erbringung umsatzsteuerbefreiter Umsätze
hinsichtlich der weiterhin im Unternehmen ver-
wendeten Güter nicht zu der durch Art 20 der
MwSt-RL 77/388/EWG vorgeschriebenen Kür-
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zung des bereits gewährten Vorsteuerabzugs
führt, stellt eine staatliche Beihilfe dar.

4. Jede Nutzung einer nicht notifizierten steuerli-
chen Beihilfenregelung unterliegt dem Durchfüh-
rungsverbot des Art 88 Abs 3 EG.

VwGH 29. 6. 2005, 2005/14/0024

Sachverhalt:

Der Bf betreibt eine Praxis als Facharzt für Kieferorthopädie. Im
Hinblick darauf, dass (zahn)ärztliche Leistungen ab 1. 1. 1997
von der USt befreit sind (§ 6 Abs 1 Z 19 UStG), vorher aber um-
satzsteuerpflichtig gewesen sind, hat der Bf in der USt-Erklärung
1997 hinsichtlich der von 1991 bis 1996 angefallenen An- und
Vorauszahlungen für Zahnregulierungsleistungen, die seiner An-
sicht nach am 1. 1. 1997 noch nicht abgeschlossen gewesen sind
(und vorher umsatzsteuerpflichtig behandelt wurden), eine Entlas-
tung von der bisher angefallenen USt in Höhe von 3,46 Mio ATS
geltend gemacht. Demgegenüber setzte das FA nur eine Gutschrift
in Höhe von ca 1,45 Mio ATS fest, da bei kieferorthopädischen Be-
handlungen, die sich über mehrere Jahre erstrecken, von einer ab-
schnittsweisen Leistungserbringung auszugehen sei, die sich nach
dem Behandlungsjahr (zB März 1996 bis März 1997) richtet.
Die dagegen eingebrachte Berufung wies die bel Beh ab und ver-
minderte die Gutschrift auf 1,20 Mio ATS. Das FA habe zu Recht
nur die im Jahr 1996 der USt unterworfenen Anzahlungen der
Steuerbefreiung nach § 6 Abs 1 Z 19 UStG 1994 unterzogen
und im Jahre 1997 korrigiert, weil nur diese Teilleistungen betrof-
fen sind, die nach dem 31. 12. 1996 „ausgeführt“ worden seien.
Dieser Berichtigung stünden überdies notwendige Berichtigungen
der in Anspruch genommenen Vorsteuerabzüge für im Zusammen-
hang stehende Vorleistungen wie den Ankauf von Zahnregulierun-
gen nach § 12 Abs 11 UStG sowie Berichtigungen für Vorsteuern
aus Gebäudeinvestitionen und dem Erwerb beweglicher Anlage-
güter nach § 12 Abs 10 UStG gegenüber.

In der dagegen erhobenen VwGH-Beschwerde wird neben Ein-
wänden gegen die Teilbarkeit mehrjähriger, noch nicht abge-
schlossener kieferorthopädischer Behandlungen ua gerügt, die
bel Beh habe im angef B Vorsteuerberichtungen nach § 12 Abs 10
und 11 UStG 1994 vorgenommen, dabei aber nicht beachtet,
dass Art XIV Z 3 UStG-BegleitG, BGBl 1995/21 idF 756/1996,
eine solche Vorsteuerberichtigung ausschließe. In ihrer Gegen-
schrift wendet die bel Beh ein, Art XIV Z 3 UStG-BegleitG sei von
ihr nicht angewendet worden, weil es sich dabei um eine nicht no-
tifizierte Beihilfe iSd Art 87 EG handle, die gem Art 88 Abs 3 EG
von den Beh des Mitgliedstaats nicht vollzogen werden dürfe. Im
Übrigen widerspreche Art XIV Z 3 UStG-BegleitG auch Art 20
MwSt-RL 77/388/EWG.

Spruch:

Abweisung der Beschwerde als unbegründet.

Aus den Gründen:

1. Berichtigung der USt-Pflicht für Leistungen, die vor dem 1. 1.
1997 begonnen und nach dem 31. 12. 1996 beendet wurden:
Dienstleistungen, die – wie kieferorthopädische Behandlungen –

zu aufeinander folgenden Abrechnungen oder Zahlungen Anlass
geben, gelten jeweils mit Ablauf des Zeitraums als bewirkt, auf
den sich die Abrechnungen oder Zahlungen beziehen.

2. Vorsteuerberichtigungen: Bezieht der Unternehmer Gegen-
stände (Umlaufvermögen) und sonstige Leistungen, um damit eine
länger andauernde umsatzsteuerpflichtige Leistung auszuführen,
wobei ihm das Recht auf Vorsteuerabzug zusteht, und stellt sich
diese Leistung in jenem späteren Zeitpunkt, in dem sie als bewirkt
gilt, aufgrund einer mittlerweile eingetretenen Änderung der Rechts-
lage als „unecht“ umsatzsteuerbefreit dar, liegt ein Anwendungsfall
des § 12 Abs 11 UStG 1994 vor. Entsprechendes gilt für § 12
Abs 10 UStG (vgl EuGH 29. 4. 2004, C-487/01 Gemeente Leus-
den). Durch Art XIV Z 3 UStG-BegleitG wollte der Gesetzgeber – im
Widerspruch zu den Regeln des Art 20 MwSt-RL 77/388 – nun
aber ua normieren, dass Berichtigungen des Vorsteuerabzugs
gem § 12 Abs 10 und 11 UStG, die wegen der nach dem 31. 12.
1996 erfolgenden erstmaligen Anwendung der Befreiung nach § 6
Abs 1 Z 19 UStG durchzuführen wären, entfallen.

Das Tätigwerden der nationalen Gerichte im System der Kontrolle
von staatlichen Beihilfen beruht allerdings auf der unmittelbaren
Wirkung, die dem in Art 88 Abs 3 Satz 3 EG ausgesprochenen
Verbot, beabsichtigte Beihilfemaßnahmen durchzuführen, zu-
kommt. Vor diesem Hintergrund hat der VwGH an den EuGH ein
Vorabentscheidungsersuchen zur beihilfenrechtlichenQualifikation
des Art XIV Z 3 BGBl 1995/21 idF 1996/756 gerichtet, die der
EuGH bejahte. In RN 34 des zit Urteils führte der EuGH zum De-mi-
nimis-Einwand aus, dass der Betrag, in dessen Höhe ein Arzt auf-
grund einer Maßnahme wie der im Ausgangsverfahren streitigen
denVorsteuerabzug beanspruchen kann, unter allenUmständen un-
ter dem „De-minimis“-Betrag liegt, der nach der Kommissionsbe-
kanntmachung auf E 100.000,– für einen Dreijahreszeitraum fest-
gelegt sei. Die nationale Regelung sehe nämlich keine Begrenzung
des Betrags vor, den ein Arzt als einzelnes Unternehmen wegen des
Verzichts auf die Berichtigung des Vorsteuerabzugs erhalten könne.

In der Mitteilung der Kommission über „De-minimis“-Beihilfen, ABl
C 68,9 vom 6. 3. 1996, wird ausgeführt, dass für Beihilfen mit ei-
nem maximalen Gesamtbetrag von E 100.000,– Art 87 Abs 1
des EGVals nicht anwendbar angesehen werde und daher die An-
meldepflicht gem Art 88 Abs 3 EGV nicht gelte. Die rechtliche
Grundlage dieserMitteilung der Kommission wird aber als „unklar“
angesehen (Mederer, ecolex 1999, 207), die Rechtsqualität der
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Mitteilung und damit deren (unmittelbare) Anwendbarkeit seien „of-
fen“ (vgl Tumpel, SWK 2005 S 339). In der Literatur wird die Rege-
lung auch als „primärrechtlich bedenklich“ beurteilt (Cremer in Cal-
liess/Ruffert, Art 87 EG Anm 15). Der VwGH teilt die Bedenken,
dass die genannte „Mitteilung“ nicht zu den Rechtsakten zählt, de-
nen nach dem EG-Vertrag Verbindlichkeit zukommen kann.

In der Literatur wird die RN 34 des Urteils des EuGH vom 3. 3.
2005, C-172/03, zutreffend dahingehend interpretiert, dass die
durch Art XIV Z 3 UStG-BegleitG BGBl 1995/21 idF 756/1996
geschaffene – offenkundig nicht notifizierte – Beihilfe gegen das
Durchführungsverbot des Art 88 Abs 3 EG verstoße, weil die na-
tionale Regelung keine Begrenzung des beanspruchbaren Betrags
vorsehe und damit nicht gewährleistet sei, dass sie unter allen Um-
ständen unter dem „De-minimis“-Betrag liege (vgl Sutter, Das EG-
Beihilfenverbot und sein Durchführungsverbot in Steuersachen
[2005] 143). Daraus ergibt sich im Beschwerdefall die Nichtan-
wendbarkeit der Beihilfe. Dazu kommt, dass die Literatur sogar
zu der (jedenfalls eine Norm iSd Art 249 EG darstellenden, im Be-
schwerdefall noch nicht anzuwendenden) VO der Kommission 69/
2001, ABl L 10 vom 13. 1. 2001, für die Anwendbarkeit einer
„De-minimis“-Schwelle fordert, dass die Beihilfe bei ihrer Gewäh-
rung vom Mitgliedstaat ausdrücklich als solche qualifiziert wird
und ihre Höhe ermittelt wird. Jede Nutzung einer nicht notifizierten
steuerlichen Beihilfenregelung unterliege daher dem Durchfüh-
rungsverbot des Art 88 Abs 3 EG (vgl nochmals Sutter, Das EG-
Beihilfenverbot 140 ff).

Im gegebenen Zusammenhang ist auch auf Folgendes zu verwei-
sen: Gesetzt den Fall, die „De-minimis“-Schwelle wäre so zu inter-
pretieren, dass sie auf die jeweilige Person des Beihilfenempfän-
gers bezogen sei, und unter der Annahme, diese Schwelle solle
bei Beihilfen im Kleide generell abstrakter Normen dieWirkung ha-
ben, dass die generell abstrakte Norm (nur mehr) für einen Teil der
Normadressaten Wirkung entfalte (Personen unter der Schwelle),
würde eine solche „De-minimis“-Betrachtung eine mit dem gemein-
schaftsrechtlichen Gleichheitssatz nicht vereinbare Rechtslage her-
beiführen (vgl nochmals Tumpel, aaO). Schließlich begegnete der
Umstand, dass generell abstrakte Normen nach Maßgabe einer
bloßen Betragsgrenze für einen Teil der Rechtsunterworfenen gelten
sollten und für einen anderen nicht, auch verfassungsrechtlichen Be-
denken iSd Art 7 Abs 1 B-VG. Für den Beschwerdefall ist daher je-
denfalls davon auszugehen, dass die Regelung des Art XIV Z 3 leg
cit eine staatliche Beihilfe darstellt, welche aufgrund der Bestim-
mung des Art 88 Abs 3 EG nicht vollzogen werden darf.

Anmerkung:

1. Zum Jubiläum meiner 50. AnwBl-Kolumne möchte ich zunächst
meinen Lesern für ihr bisheriges Interesse und Echo danken und ih-
nen dieses Mal ein umfangreicheres Erk des VwGH vom Juni dieses

Jahres aufbereiten, das angesichts seines komplexen umsatzsteuerli-
chen Hintergrundes und der damit einhergehenden fachsprachli-
chen Spröde droht, außerhalb von Steuerrechtskreisen nicht die
ihm gebührende Aufmerksamkeit zu erhalten. Dies wäre aber scha-
de, da das Urteil eine entscheidende horizontale Frage für das mitt-
lerweile in vielen Rechtsbereichen bedeutende Zusammenspiel von

EG-Beihilfenrecht und nationalem Recht anspricht (s oben RS 4).
Dass der VwGH dabei in seinem Erk auch auf Ausführungen des
Glossators zurückgegriffen hat, sei nur ob des anstehenden Jubi-
läums und des besonderen Umstands angemerkt, dass gerade auch
im Rahmen dieser Kolumne versucht worden ist, einen bescheidenen
Beitrag zur dogmatischen Fortentwicklung des EG-Beihilfenrechts zu
leisten.

2. Ausgangspunkt für das dem jetzigen Erk vorangegangene Vorab-
entscheidungsersuchen des VwGH war ein Streit um den Zeitpunkt
der umsatzsteuerlichen „Ausführung“mehrjähriger kieferorthopädi-

scher Behandlungen. Der bf Zahnarzt argumentierte, dass dieser
Zeitpunkt erst am Schluss der gesamten Behandlung liege. Er wollte
daher die neue Steuerbefreiung des § 6 Abs 1 Z 19 UStG 1994 zur
Gänze auf alle Behandlungen anwenden, die erst im Jahr 1997 en-
deten, und forderte die für die erhaltenen Anzahlungen in den Vor-
jahren bereits bezahlte USt zurück (die späte österreichische Inkraft-
setzung der europarechtlichen Steuerbefreiung des Art 13 Teil A
Abs 1 lit c der MwSt-RL 77/388/EWG für ärztliche Leistungen mit
1. 1. 1997 beruhte im Übrigen auf einer Sonderregelung im Beitritts-
vertrag Österreichs zur EU, s Anhang XV des Beitrittsvertrags).

3. Der Argumentation des Bf trat die Finanzverwaltung auf zwei Ebe-
nen entgegen. Zum einen sprach sie sich für eine umsatzsteuerliche
Abgrenzbarkeit von Teilleistungen bei längeren medizinischen Be-
handlungen aus. Diese sollten stets schon für das jeweilige Behand-
lungsjahr „bewirkt“ und „ausgeführt“ worden seien. Zum anderen
beharrte sie bezüglich der eingeforderten Umsatzsteuererstattungen
auf einer spiegelbildlichen Berichtigung der abgezogenen Vorsteuer-
beträge für mit diesen in Zusammenhang stehenden Vorleistungen
oder Anlageinvestitionen. Der spezialgesetzliche Verzicht auf diese
– sonst gemäß § 12 Abs 10 und 11 UStG gebotenen – Berichtigun-
gen durch Art XIV Z 3 UStG-BegleitG sei der Kommission nämlich
beihilfenrechtlich nicht notifiziert worden und widerspreche überdies
Art 20 der MwSt-RL 77/388/EWG. Wegen Verstoßes gegen das
EG-Durchführungsverbot des Art 88 Abs 3 Satz 3 EG dürfe er daher
nicht zur Anwendung kommen.

4. Gegen diese Sperrwirkung des Durchführungsverbots hat der Bf
nun allerdings vor dem VwGH vorgebracht, dass er die Regelung
des UStG-BegleitG 1995 nicht in großem Stile genutzt habe und da-

her gar keine erhebliche Wettbewerbsverfälschung iSd Art 87
Abs 1 EG eintreten konnte. In der Tat betrugen die strittigen Vorsteu-
erberichtigungen laut Erk ATS 254.506,– also rundE 18.500,– und
somit deutlich weniger als die E 100.000-Grenze der De-minimis-
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Mitteilung der Kommission, wonach Beihilfenzuwendungen, die in-
nerhalb eines Dreijahreszeitraums unter dieser Schwelle bleiben,
idR für Art 87 EG unbeachtlich sein sollen. Die fragwürdige Rechts-
qualität dieser Mitteilung spricht dabei mE – entgegen der Meinung
des VwGH – nicht schon zwingend gegen die Verantwortung des Bf,
denn die Mitteilung wollte erklärtermaßen kein neues Recht schaffen.
Ihre dogmatische Grundlage wird von der Kommission vielmehr
schon in den beiden wirkungsbezogenen Tatbestandsmerkmalen
„Wettbewerbsverfälschung“ und „grenzüberschreitende Handelsbe-
einträchtigung“ des Art 87 Abs 1 EG gesehen (s Sutter in Mayer,
EUV/EGVArt 87 Rz 53 f).

5. Gegen die Zulässigkeit einer Berufung auf die bloß geringfügige

Nutzung einer nicht-notifizierten und nicht ausdrücklich als De-mini-
mis-Maßnahme ausgewiesenen Beihilferegelung spricht aber, dass
eine solche Argumentation die Wirksamkeit des Durchführungsver-

bots als Absicherung der mitgliedstaatlichen Notifikationsverpflich-
tung stark beschädigen würde, da dessen Anwendbarkeit dann
auch bei ungekennzeichneten Begünstigungsregelungen stets von
Überlegungen zum Umfang der jeweiligen Gesamtbeihilfeninan-
spruchnahme eines konkreten Unternehmers abhängig wäre. Ge-
rade die Berechnung dieser Gesamtsumme wäre aber kaum richtig
durchführbar, wenn dabei auch ungekennzeichnete Beihilfen im De-
minimis-Ausmaß einzubeziehen wären (Sutter in Mayer, EU/EGV
Art 88 Rz 101). Aus diesem Grund spricht vieles dafür, auch auf Ba-
sis der (im vorliegenden Sachverhalt noch nicht anwendbaren, aber
für künftige Fälle relevanten) Gruppenfreistellungs-VO 69/2001 für
De-minimis-Beihilfen von einer entsprechenden Deklarationspflicht
für nationale De-minimis-Maßnahmen auszugehen, obwohl diese
nicht in der Definition des Anwendungsbereichs der VO 69/2001
in § 2 leg cit selbst, sondern erst in § 3 leg cit festgeschrieben ist
und daher auch als nicht-konstitutiv für die VO gedeutet werden
könnte (näher Sutter, EG-Beihilfenverbot 142). Bei Annahme einer
solchen Deklarationspflicht, für die sich auch der VwGH im vorlie-
genden Erk obiter dictu ausgesprochen hat (s RS 4), kommt das
Durchführungsverbot bei fehlender Kennzeichnung einer nationalen
Beihilferegelung als De-minimis-Maßnahme stets und ungeachtet des
konkreten Gesamtnutzungsausmaßes eines einzelnen Unternehmers
zur Anwendung. Für die Nutzung undeklarierter Beihilferegelungen
gibt es demnach kein De-minimis-Privileg!

6. Die vom VwGH für diese Position unter Hinweis auf Tumpel zusätz-
lich vorgebrachten gleichheitsrechtlichen Argumente halte ich dage-

gen in dem Zusammenhang für kein zwingendes Argument, das
die Unzulässigkeit einer Berufung auf die bloß geringfügigeNutzung
einer nicht-notifizierten Beihilferegelung begründet. Die gerügte Un-
gleichbehandlung zwischen Personen unter- und oberhalb der De-mi-
nimis-Schwelle ließe sich mE nämlich mit demGedanken desWettbe-
werbsschutzes und dem daraus abgeleiteten Ziel der Verhinderung
gerade großer Marktbeeinflussungen durchaus rechtfertigen. Das

verfassungsrechtliche Problem liegt mE daher nicht in der Ungleich-
behandlung dieser beiden Gruppen, sondern vielmehr auf rechts-
staatlicher Ebene: Für die von einer nicht-notifizierten nationalen Re-
gelung begünstigten Rechtsunterworfenenwäre es nämlich bei Einbe-
ziehung undeklarierter Beihilferegelungen in den De-minimis-Begriff
ebenso wenig wie für die vollziehenden Behörden und Gerichte er-
kennbar, ob ein Unternehmer nun bereits in toto die E 100.000-
Grenze überschritten hat oder nicht und ob daher die im BGBl kund-
gemachten, undeklarierten Beihilferegelungen für ihn noch anwend-
bar sind. Dies gilt umsomehr angesichts derUnschärfe des EG-Beihil-
fenbegriffs und der damit einhergehendenUngewissheit über die Bei-
hilfenqualität ungekennzeichneter nationaler Regelungen. Eine Aus-
legung, die in großer Zahl nationale Rechtsvorschriften
hervorbringt, denen ein stillschweigender und von den Betroffenen
kaum nachvollziehbarer Unanwendbarkeitsvorbehalt anhaftet, gerät
mE aber sowohl mit dem verfassungsrechtlichen wie mit dem gemein-
schaftsrechtlichen Rechtsstaatlichkeitsprinzip (zu diesem vgl EuGH
26. 11. 1995, C-151/94, Kommission/Luxemburg – „Biehl II“, Slg
1995, I-3685 ff, Rz 18) in Konflikt.

7. Trotz Ablehnung einer De-minimis-Verteidigung bei Nutzung un-
deklarierter Beihilferegelungen muss freilich nicht jede geringfügige

Inanspruchnahme solcher Regelungen, die von den zuständigen na-
tionalen Organen übersehen und daher zugelassen worden ist, auch
noch nach Rechtskraft der Zuwendung zur Zulässigkeit nationaler

Rückforderungen führen. Wäre im laufenden Verfahren die Anwen-
dung des Durchführungsverbots geboten gewesen, bedeutet dies mE
nämlich noch nicht zwingend, dass auch noch nach Rechtskraft der
nationalen Entscheidung die Eröffnung eines Rückforderungsverfah-
rens zulässig oder gar geboten wäre, wenn eine entsprechende
Rückforderungsanordnung der Kommission dazu fehlt (aA offenbar
Jaeger, EuZW 2004, 79 und ders, ZfV 2003/1407, S 652).

8. Für die Eröffnung rein nationaler Rückforderungsverfahren sind
zunächst die mitgliedstaatlichen Verfahrensmodalitäten beachtlich.
Rückforderungsschranken sind daher insbesondere innerstaatliche
Verjährungsfristen. Darüber hinaus erlaubt es das Gemeinschafts-
recht dem nationalen Recht aber grundsätzlich auch, generell
qualifizierte Anforderungen an die Aktivlegitimation für nationale
Rückabwicklungsbegehren zu stellen. So ist es etwa denkbar, dafür
einen ausdrücklichen Rückforderungsantrag eines nachgewiesener-
maßen in seiner Wettbewerbsposition beeinträchtigten Konkurren-
ten zu verlangen (näher Sutter, EG-Beihilfenverbot 279 f, 344 ff). Da-
rüber hinaus kann – nach umstrittener Ansicht – eine nachträglich
eingeholte Kommissionsgenehmigung nationale Rückforderungen
unterbinden (s im Detail Sutter, Das EG-Beihilfenverbot 288 ff sowie
das diesbezügliche Vorabentscheidungsersuchen des VwGH in der
Rs C-368/04, Transalpine Ölleitung = AnwBl 2005, 159 ff).

9. Bejaht man allerdings auch ohne Konkurrentenantrag eine amts-

wegige Einschreitungspflicht bereits nach jeder formell rechtswidri-
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gen Beihilfeneinräumung (so Lang in Holoubek/Lang, Abgabenver-
fahrensrecht 269; weit restriktiver Sutter, EG-Beihilfenverbot 274 ff,
278 f), so muss man sich überlegen, wie man in der Folge mögliche
Kollisionsfälle mit nachträglichen Kommissionsgenehmigungen auf-
löst. Darüber hinaus wäre zu klären, wie solche amtswegigen Rück-
forderungen in Österreich innerstaatlich umgesetzt werden könnten.
Ohne Rückforderungsanordnung der Kommission sind hier wieder
die Grenzen der heimischen Verfahrensregeln und somit ua die na-
tionalen Verjährungsregeln zu beachten (Sutter, EG-Beihilfenverbot
279 f). Da amtswegige Wiederaufnahmen wegen Verkennens der
gemeinschaftsrechtlichen Rechtslage nach hA nicht in Betracht kom-
men, wäre in erster Linie an eine entsprechendeWeisung des BMF an

die FA auf Basis des § 299 BAO zu denken. Auf dieser Grundlage
könnten nun nach dem vorliegenden Erk die zu Art XIV Z 3 UStG-Be-
gleitG abgeschlossenen Verfahren rückaufgerollt werden. Da § 302
Abs 2 lit c BAO aber für Aufhebungen nach § 299 BAO wegenWi-
derspruchs mit Gemeinschaftsrecht der EU eine – europarechtlich
gar nicht erforderliche – Ausdehnung der Behebungsfrist auf die ge-
samte Verjährungsdauer anordnet, würden solche Rückforderungen
idR auf drei bzw fünf Jahre ab Ablauf des Abgabenentstehungsjahrs

(s § 207 f BAO) zurückreichen, während Behebungen wegen natio-

naler Rechtswidrigkeiten nach der Grundregel des § 302 Abs 1
BAO nur innerhalb eines Jahres nach Bekanntgabe des Bescheides
zulässig sind.

10. Unbefriedigend bliebe bei amtswegigen, nationalen Rückforde-
rungen freilich, dass diese auf Basis der BAO überhaupt nur für sol-
che Fälle angeordnet werden könnten, die auf Ebene der ersten In-

stanz abgeschlossen worden sind. § 300 BAO versagt nämlich ge-
genüber Bescheiden der UFS nicht nur den Verwaltungsbehörden
ein Aufhebungsrecht zwecks Sicherung der Unabhängigkeit der UFS,
sondern verwehrt auch den UFS selbst eine nachträgliche Behebung
ihrer Bescheide wegen inhaltlicher Rechtswidrigkeit, sofern die Be-
scheide nicht vor dem VfGH oder VwGH angefochten sind. Zweitins-
tanzliche Beihilfenbescheide blieben dadurch letztlich zumeist unan-
getastet. Eine derartige Differenzierung ruft gleichheitsrechtliche Be-
denken hervor. Bei Bejahung einer amtswegigen österreichischen
Rückaufrollungspflicht bereits nach Verstößen gegen das EG-Durch-
führungsverbot wäre daher vom VfGH zu prüfen, ob das gesteigerte
Interesse an Rechtsfrieden nach Entscheidung einer unabhängigen
Zweitinstanz ausreicht, um unterschiedliche nationale Rückabwick-
lungsfolgen für formell rechtswidrige Beihilfen zu decken.

Franz Philipp Sutter
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RECHTaktuell
Das Neueste zum Wirtschaftsrecht

Potacs (Hrsg)
Aktuelle Fragen des
Gaswirtschaftsrechts

Der Gasmarkt wurde, wie auch andere Infrastrukturmärkte, in jüngerer Zeit liberalisiert.
Die dabei geschaffenen Rahmenbedingungen für die Gaswirtschaft stellen die
Rechtswissenschaft vor neue Herausforderungen. Diese betreffen nicht nur die
Interpretation der einfachgesetzlichen Vorschriften, sondern berühren auch Fragen des
Gemeinschafts- und Verfassungsrechts.
Im vorliegenden Sammelband werden von ausgewiesenen Experten des Wirtschafts-
rechts   spezielle Rechtsfragen behandelt, die vor allem für die Praxis von besonderer

Bedeutung sind. Die Themen erstrecken sich vom Organisationsrecht und den Handlungsbefugnissen der
Regulierungsbehörden über die den Erdgasunternehmen auferlegten Verpflichtungen (wie Unbundling oder
Versorgungssicherheit) bis hin zu grundrechtlichen Aspekten der Tarifgestaltung.
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RECHTaktuell
Das Neueste zum öffentlichen Recht

Fucik/Hartl/Schlosser (Hrsg)

Handbuch des
Verkehrsunfalls
Teil 6: Zivilrecht

Angelegt auf 7 Teilbände bietet das Handbuch des
Verkehrsunfalls eine umfassende Darstellung aller
rechtlichen, technischen und medizinischen Aspekte
im Zusammenhang mit einem Verkehrsunfall. Der nun
vorliegende 6. Teil enthält eine Darstellung sämtlicher
zivilrechtlicher Fragen:
• Haftungsvoraussetzungen im Allgemeinen:

Von „Was ist ein Schaden?“ bis „Wer muss was
behaupten und beweisen?“

• Haftung nach dem EKHG: Anwendungsbereich,
außergewöhnliche Betriebsgefahr, Rückgriffs-
ansprüche

• Haftung nach der StVO: Fahrregeln und
Mitverschuldensquoten

• Personenschäden: Schmerzengeld, Verunstaltungs-
entschädigung, Heilungskosten, Verdienstentgang, vermehrte Bedürfnisse

• Sach- und Vermögensschäden: Reparaturkosten, „Alt für Neu“, Mietwagenkosten, merkantiler
Minderwert

• Amtshaftung, Arbeitswegunfall, Wegehalterhaftung, Verkehrsopferschutz
• Internationales Privatrecht

Den Bedürfnissen der praktischen Verkehrsunfallsabwicklung entsprechend, liegt der Schwerpunkt
der Darstellung auf dem Praxisbezug: Zahlreiche Beispiele geben Hilfe bei der Einzelfallbearbeitung.
Graphiken, Tabellen und Ablaufschemata fassen das Wesentliche kompakt zusammen und führen den
Benützer präzise zur Lösung. Einzigartig ist die Zusammenstellung sämtlicher Judikatur zu einzelnen
Regelverstößen, gegliedert nach den Quoten der Verschuldensteilung.

Die Autoren
Dr. Horst Schlosser, Vizepräsident des OGH i.R.; Dr. Robert Fucik, Richter des OLG Wien; Hofrat
Prof. Dr. Franz Hartl, Präsident des LG Korneuburg i.R.; Dr. Helmut Ofner, LLM, Universitäts-
professor in Wien.
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Zeitschriftenübersicht

Bank-Archiv
10, 670. Dullinger, Silvia: Bankgeschäfte

Minderjähriger (Teil 1)

683. Bollenberger, Raimund: Der er-
forderliche Zusammenhang zwischen
Haftungsgrund und Haftungsumfang
beim revolvierenden Kredit als nach-
teiliges Rechtsgeschäft (§ 31 Abs 1
Z 2 Fall 2 KO). Zugleich eine Bespre-
chung der Entscheidung OGH
17. 11. 2004, 9 Ob 24/04a

703. Lukas, Meinhard: (Neu-)Rege-
lung des Zessionsverbots

Baurechtliche Blätter
5, 177. Giese, Karim: Das vereinfachte

Baubewilligungsverfahren nach dem
sbg BauPolG 1997

188. Gstir, Barbara: Die Strate-
gische Umweltprüfung (SUP) in der
Raumordnung

ecolex
9, 676. Beig, Daphne: Ende der abso-

luten Wirkung des Zessionsverbots
bei Unternehmergeschäften

677. Brand, Michael: Revolutionä-
res im Zessions-Änderungsgesetz

678. Zwitter-Tehovnik, Jasna: Das
Zessionsrechts-Änderungsgesetz –

ein Kick-off für Securitisations in Öster-
reich?

694. Reich-Rohrwig, Johannes und
Bernhard Priemayer: Versicherungs-
verein aG: Umwandlung in Privatstif-
tung wird möglich

701. Anderl, Axel: Das neue Me-
diengesetz

727. Raschauer, Bernhard: Berg-
wasser in Tunnelanlagen

730. Moser-Marzi, Elisabeth und
Christoph Schordan: Die Elektroaltge-
räteverordnung

738. Knyrim, Rainer: Kernpunkte
der PSI-Richtlinie

Juristische Rundschau
9, 353. Wimmer-Leonhardt, Susanne:

Eine neue Welt des Einkaufs: die Inter-
netauktion

359. Knopp, Lothar und Dörthe Rath-
mann: Aktuelle Entwicklungen beim
Unternehmensstrafrecht – Deutschland
und Österreich im Vergleich

Medien und Recht
5, 311. Laimer, Barbara: Zur Urheber-

schaft bei Filmwerken

Österreichische
Immobilien-Zeitung
19, 308. Geuder, Heinrich: Paralipo-

mena – Zur Wiener Bauordnungsno-
velle 2005

Österreichische Juristen-Zeitung
18, 689. Welser, Rudolf: Der Fall Klimt/

Bloch-Bauer

698. Brenn, Christoph: Irreführende
Gewinnzusagen. Kein Verbraucher-
gerichtsstand ohne Bestellung? Hei-
lung durch innerstaatliche Rechtskraft?

705. Ratz, Eckart: Wechselwirkun-
gen zwischen Judikatur und Legisla-
tive im Strafprozessreformgesetz

Literaturbericht

Indexzahlen 2005: Sept. Okt.

Berechnet von Statistik Austria

Index der Verbraucherpreise 2000 (Ø 2000 = 100) ____ 111,1 111,1*)

Großhandelsindex (Ø 2000 = 100) __________________ 110,3 110,8*)

Verkettete Vergleichsziffern

Index der Verbraucherpreise 96 (Ø 1996 = 100) _______ 116,9 116,9*)

Index der Verbraucherpreise 86 (Ø 1986 = 100) _______ 152,9 152,9*)

Index der Verbraucherpreise 76 (Ø 1976 = 100) _______ 237,6 237,6*)

Index der Verbraucherpreise 66 (Ø 1966 = 100) _______ 417,1 417,1*)

Verbraucherpreisindex I (Ø 1958 = 100) ______________ 531,4 531,4*)

Verbraucherpreisindex II (Ø 1958 = 100) _____________ 533,1 533,1*)

Lebenshaltungskostenindex (April 1945 = 100) ________ 4669,1 4669,1*)

Kleinhandelsindex (März 1938 = 100) _______________ 4024,0 4024,0*)

Großhandelsindex (Ø 1996 = 100) __________________ 113,6 114,1*)

Großhandelsindex (Ø 1986 = 100) __________________ 118,5 119,0*)

Großhandelsindex (Ø 1976 = 100) __________________ 157,7 158,4*)

Großhandelsindex (Ø 1964 = 100) __________________ 262,6 263,8*)

Großhandelsindex (März 1938 = 100) ohne MWSt ____ 2562,2 2573,8*)

Zahlenangaben ohne Gewähr
*) vorläufige Werte
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19, 733. Krejci, Heinz: Zum „Fall Klimt/
Bloch-Bauer“

748. Raschhofer, Carolin: Virtuelle
Kundmachung von Normen

Österreichische Richterzeitung
10, 206. Dokalik, Dietmar und Thomas

Trauner: Die Nichtigkeitsklage – vom
Mauerblümchen zum Massenverfah-
ren? Zur notwendigen Differenzierung
zwischen Zustell- und Vertretungsman-
gel im zivilgerichtlichen Erkenntnisver-
fahren

217. Kodek, Georg E.: Überwei-
sung von Klagen im europäischen Jus-
tizraum? Zu den prozessualen und
materiellen Folgen der Anrufung unzu-
ständiger Gerichte

Das Recht der Arbeit
5, 383. Krejci, Heinz: Antidiskriminie-

rung, Privatautonomie und Arbeitneh-
merschutz

393. Resch, Reinhard: Arbeitsrechtli-
che Fragen der Arbeitsförderung (insb
der Arbeitsstiftung)

Recht der Medizin
5, 132. Steiner, Peter: Drittmitteleinwer-

bung im Krankenhaus. Ein Überblick
zur aktuellen Rechtslage

139. Wruhs, Otto und Gustav
Schneider: Kausalitätsbeurteilung bei
Extremitätenverlust nach Arbeitsunfall
und Anlageschaden

Der Sachverständige
3, 135. Rummel, Peter: Aktuelle Rechts-

fragen für den Sachverständigen –

2005

146. Kaufmann, Erich: Bewertung
von Baurechten und Superädifikaten

156. Hiess, Helmut und Wolfgang
Pfefferkorn: Mediation in Theorie und
Praxis

171. Lindl, Helmut: Transport gefähr-
licher Güter auf Straßen. Vorschriften,
Durchführung und Ausnahmen. Durch-
führungsbestimmungen im Sinn inter-
nationalen Rechts (ADR)

Steuer- und Wirtschaftskartei
28, 816. Burgstaller, Iris: Abgabenrecht-

liche Geschäftsführerhaftung und
Gleichbehandlungspflicht. Probatio
diabolica für den Geschäftsführer

Wettbewerb in Recht und Praxis
11, 1377. Artmann, Eveline: Marken-

rechtsverletzung durch Transit von
Waren?

Wohnrechtliche Blätter
10, 293. Oberhammer, Paul: Bestandver-

träge in Einkaufszentren: Miete oder
Pacht?

Zeitschrift für Arbeitsrecht und
Sozialrecht
5, 196. Schrammel, Walter: Rechtsfra-

gen des Mindestlohntarifes

203. Marhold, Franz: Satzung eines
Kollektivvertrages nach Betriebs-
übergang und Verbandswechsel des
Arbeitgebers

209. Spitzl, Adalbert: Arbeitgeber-
kündigung in Unkenntnis der Behin-
derteneigenschaft des Arbeitnehmers

Zeitschrift für Sport und Recht
5, 184. Binder, Martin und Christian

Quirling: Das neue FIFA-Transferregle-
ment – Aktuelle Änderungen im Trans-
ferrecht des internationalen Fußballs

Zeitschrift für Verkehrsrecht
10, 312. Spitzer, Martin: Neue Hem-

mung der Verjährung bei Verkehrsun-
fällen. Konsequenzen aus OGH
20. 12. 2004, 2 Ob 223/04 i

322. Kaltenegger, Armin: Die „Füh-
rerschein-Familie“. Teil I: Bereich
Straße – Der Führerschein

Literaturbericht

Tomandl
Was Sie schon immer über die
Sozialversicherung wissen wollten
Übersichtliche und verständliche Darstellung

Nach der Darstellung der historischen Entwicklung des Sozialversicherungs-
systems geht der Autor auf folgende Themen ein: • Wer ist versichert? • Wie finan-
ziert sich die Sozialversicherung? • Wie wird die Versicherung praktisch durchge-
führt? • Wie erhält man Leistungen? • Was leistet die Krankenversicherung? •
Welche Leistungen erbringt die Unfallversicherung? • Was unterscheidet das „Alte
Pensionsrecht“ vom „Neuen Pensionsrecht“? • Wie funktioniert die Parallel-

rechnung? • Welche Abschläge müssen nach der Berechnung nach neuem System hingenommen wer-
den? • Worum ging es bei den Pensionsreformen der letzten Jahre?

2005. 188 Seiten. Br. EUR 28,– ISBN 3-214-00165-5
www.manz.at
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Für Sie gelesen

& Das neue Verlassenschaftsverfahren.
Die Rechtslage nach der Außerstreit-
reform. Von Robert Fucik. Verlag
Manz, Wien 2005, XII, 100 Seiten,
E 26,80.

Ist ein Erblasser nach dem 31. 12. 2004
verstorben, so gilt für sein Verlassenschafts-
verfahren bereits das neue Außerstreitge-
setz. An der Ausarbeitung der Reform
war Robert Fucik, Richter des OLG Wien,
maßgeblich beteiligt. Er war der für das
Verlassenschaftsverfahren hauptsächlich
verantwortliche Legist. Mit dem vorliegen-
den Werk bietet er – als profunder Kenner
der Materie – einen sehr guten systemati-
schen Überblick über die neue Rechtslage
im Verlassenschaftsverfahren. Gesetzes-
text und Materialien, insb die Erläuterun-
gen zur RV und auch Vergleiche zur alten
Rechtslage werden übersichtlich, kurz und
prägnant präsentiert.

Erfreulich: Im Anhang des Werks finden
sich Schaubilder zum Ablauf eines Verlas-
senschaftsverfahrens, zu terminologischen
Neuerungen sowie zu den Übergangsbe-
stimmungen. Muster einer Todesfallauf-
nahme und einer Erbantrittserklärung bei
schriftlicher Abhandlungspflege ergänzen
dieses praxisgerechte Werk.

Allerdings: Kritische Reflexionen zum Re-
formwerk – die der Praktiker bei der An-
wendung naturgemäß anstellt – finden sich
nur wenige. Dabei bieten aber die mit der
Reform versuchte Integration des Erb-
rechtsstreits in das Außerstreitverfahren
(§§ 160 ff AußStrG) wie auch die in der
praktischen Auswirkung nicht durchdacht
erscheinende Erweiterung der Verwal-

tungs- und Vertretungsbefugnisse des Er-
ben (§§ 171 f AußStrG iVm 810 ABGB)
ausreichend Anlass zu solchen Reflexio-
nen:

Denn für den Streit um das „beste“ Erbrecht
gelten nun andere Prozessregeln als etwa
für den Streit um den „besseren“ Kaufver-

trag. Für die Unterschiede in den Verfah-
rensstrukturen, was etwa den Prozesskos-
tenersatz, die Rechtsmittelfristen wie auch
die verhandlungsfreie Zeit betrifft, gibt es
keine sachliche Rechtfertigung. Die
„gleichwertigen Verfahrensgarantien“,
die der Gesetzgeber schaffen wollte, feh-
len. Sie werden durch vergleichbare Kon-
zentrationsregeln oder die objektive Be-
weislast wie im Zivilprozess nicht wettge-
macht.

Abgesehen davon: Der Streit um das Erb-
recht ist und bleibt inhaltlich immer ein
Streit. Nach den ersten praktischen Erfah-
rungen erweisen sich deshalb auch jene
Prozessstrukturen, die für ein verwaltendes

Verfahren wie die Abhandlungsverhand-
lung geschaffen wurden, bereits als nur
sehr eingeschränkt tauglich, den Erbrechts-
streit sachgerecht zu verhandeln.

Die Kostenentscheidung im Erbrechtsstreit
– also jener Teil jeder richterlichen Entschei-
dung, der wesentlich dafür ist, ob die rich-
terliche Entscheidung bei den Parteien Ak-
zeptanz findet oder nur eingeschränkt
Glaubwürdigkeit genießt – ist völlig unvor-
hersehbar geworden: Denn Billigkeitser-

wägungen durchbrechen das Erfolgsprin-
zip. Eine auch nur annähernd verlässliche
ex ante-Beratung zur Kostenfrage ist daher
kaum noch möglich. Der mit dem Billig-
keitsprinzip verfolgte Zweck, das Erfolgs-
prinzip durch Zumutbarkeitsgrenzen abzu-
federn, verleitet in der Praxis doch eher da-
zu, die Kostenfrage nach persönlichen Vor-
lieben zu entscheiden und mit nebulösen
Allgemeinplätzen zu begründen. Beides –
Entscheidung wie Begründung – können
der Partei dann kaum nachvollziehbar ge-
macht werden.

Die Probleme, welche die Erweiterung der
Verwaltungs- und Vertretungsbefugnisse

des Erben in der Praxis aufwerfen, schei-
nen nicht erkannt worden zu sein: Diese
Befugnisse werden nicht mehr mit Gerichts-
beschluss verliehen. Sie entstehen vielmehr
bereits mit der Anzeige des erbantrittser-
klärten Erben, sie werden vom Gerichts-

kommissär (nur auf Verlangen) amtlich
bestätigt. Veräußern kann ein solcher er-
bantrittserklärter Erbe alles, was zum or-
dentlichen Wirtschaftsbetrieb der Verlas-
senschaft gehört. Was aber hat zu gelten,
wenn später ein weiterer Erbansprecher
auftritt und die Unwirksamkeit der Veräu-
ßerungen ins Treffen führt? Oder wenn
der Notar die überholte Amtsbestätigung
vergeblich abzufordern versucht, weil
Sanktionen bei vergeblichem Bemühen
um die Abforderung fehlen? Von einem
Vorteil der Klarheit der Reform kann inso-
fern leider keine Rede sein.

Immerhin bleibt aber zu hoffen, dass sich
der Autor in den im Vorwort bereits ange-
kündigten künftigen Neuauflagen des
Werks den in der Praxis auftretenden Pro-
blemen widmen wird. Die hohe fachliche
Kompetenz des Autors lässt auf praxisge-
rechte Lösungsvorschläge – vielleicht auch
auf legistische Adaptierungen – hoffen.

Elisabeth Scheuba

& Personengesellschaften. Handbuch für
die rechtliche, steuerliche und sozialver-
sicherungsrechtliche Beratung. Hrsg
von Christian Fritz/Walter Mika.
WEKA-Verlag, Wien 2005, 2672 Sei-
ten, Loseblatt, 3 Bände, E 265,–.

Das vorliegende Nachschlagewerk besteht
aus drei umfangreichen Ordnern, in denen
der gesamte Lebenszyklus der Personenge-
sellschaften – angefangen vom Grün-
dungsstadium bis zur Liquidation und Lö-
schung im Firmenbuch – dargestellt ist.
Das Werk ist in zwei Teile gegliedert, de-
ren erster die Theorie rund um die Perso-
nengesellschaften beleuchtet. Im zweiten
– praktischen – Teil, bestehend aus einem
ganzen Ordner, werden Checklisten, Mus-
ter und Vertragsbausteine für jeden nur
denkbaren Rechtsvorgang zur Verfügung
gestellt.

Da es die Personengesellschaft nicht gibt,
sondern die österreichische Rechtsordnung
eine ganze Reihe von Gesellschaftsformen

Literaturbericht
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zur Verfügung stellt, werden im Theorieteil
zunächst die unterschiedlichen Arten von
Personengesellschaften vorgestellt. Gleich-
zeitig analysieren die Autoren die Vor-
und Nachteile jeder Gesellschaftsform in
wirtschaftlicher, steuerlicher und rechtli-
cher Hinsicht und erleichtern es so dem
Rechtsanwender, die für ihn vorteilhafteste
Rechtsform zu finden.

In der Folge werden die für alle Personen-
gesellschaften gleichermaßen zur Anwen-
dung kommenden Grundsätze und Grün-
dungsschritte sowie die steuerlichen Fol-
gen der Gründung einer Personengesell-
schaft dargestellt.

Ein überaus umfangreiches Register wid-
met sich dem Betrieb der Personengesell-
schaften. Unter diesem Titel werden sowohl
das Organisationsrecht (zB Geschäftsfüh-
rung, Vertretung und Prokura), die Stellung
und Befugnisse der Gesellschafter, die
Möglichkeit eines Gesellschafterwechsels,
Rechnungslegungs- und Gewinnermitt-
lungsvorschriften sowie steuerliche und so-
zialversicherungsrechtliche Fragen unter-
sucht. Schließlich erläutern die Autoren
noch die Probleme rund um die Personen-
gesellschaften in der Krise. Daran anschlie-
ßend wird in einem eigenen Register die
Beendigung der Personengesellschaften
behandelt.

Das Werk besticht durch seine Vielseitig-
keit: Es werden darin Personengesellschaf-
ten nicht nur unter rechtlichen Aspekten,
sondern nach den verschiedensten (vor al-
lem auch steuerlichen und sozialversiche-
rungsrechtlichen) Gesichtspunkten darge-
stellt. Gerade für den Rechtsanwalt ist dies
besonders wertvoll, da er dem Klienten,
welcher die Gründung einer Personenge-
sellschaft ins Auge fasst, eine umfassende
Beratung bieten kann.

Nochmals erwähnt sei die umfangreiche
Mustersammlung. Auch diese beschränkt
sich nicht auf Vertrags- und Eingabemuster
aus dem (gesellschafts-)rechtlichen Be-
reich. Ein eigener Teil enthält Muster für
Eingaben und Anträge gegenüber den

Steuerbehörden und den Behörden der So-
zialversicherung. Ein ausführliches Stich-
wort- und ein übersichtliches Inhaltsver-
zeichnis erleichtern die praktische Arbeit
und das Zurechtfinden in dem Handbuch.
Durch die Form als Loseblatt-Sammlung ist
gewährleistet, dass das Werk – und damit
auch dessen Benutzer – stets am neuesten
Stand gehalten wird.

Vera Noss

& Die neue Macht der Aktionäre, der Weg

zur Aktionärsdemokratie. Von Georg
Vetter. Verlag Ibera, Wien 2005, 352
Seiten, geb, E 27,–.

Kollege Dr. Georg Vetter, der sich seit Jah-
ren mit Fragen des Aktienrechtes in der Pra-
xis intensivst beschäftigt und sich als Aktio-
närsvertreter einen Namen gemacht hat,
hat nunmehr ein leicht lesbares Buch zum
Verhältnis der Aktiengesellschaft zu ihren
Aktionären verfasst.

Das Buch gliedert sich in vier Teile, wobei
sich der erste mit den Fragenkomplexen
des Aktionärs als auch der Aktiengesell-
schaft sowie einen kurzen Abriss des Ak-
tienrechtes beschäftigt. Man merkt bei
der Lektüre dieser Seiten, dass der Autor
mit der jetzigen Situation (faktisch und
rechtlich) unzufrieden ist. Der zweite Teil
stellt einen guten Überblick der Rechte
des Aktionärs sowie der Rechte der An-
fechtungsklage dar. Für jeden Juristen,
der sich nicht ständig mit Fragen des Ak-
tienrechtes beschäftigt und einen juristisch
fundierten Einblick in diesen Bereich erhal-
ten will, sind die Ausführungen von Vetter
interessant und aufschlussreich.

Der letzte Teil schildert mit einer Vorge-
schichte „seinen Kampf“ gegen die Credit-
anstalt Bankverein und die von ihm durch-
geführte Anfechtungsklage.

Interessant sind die Ausführungen von Vet-
ter hinsichtlich des Übernahmegesetzes so-
wie der Übernahmekommission zu lesen.
Er kritisiert einerseits nicht zu unrecht die
Macht dieser Behörde, deren Entscheidun-

gen inhaltlich nicht überprüft werden kön-
nen, andererseits verweist er auf die da-
raus entstehende Praxis, dass Sachverhalte
und Rechtsfragen vorher versucht werden,
von den Gesellschaften bzw von potentiel-
len Übernehmern und deren Beratern
vorab informell zu klären. Die von ihm auf-
gegriffenen Probleme sind de lege ferenda
durchaus diskussionswürdig und sollten
rechtspolitisch auch im Rahmen der Mög-
lichkeiten der Übernahmerichtlinie disku-
tiert werden. Im letzten Teil befasst er sich
ausführlich mit Fragen des „Ausschlusses“
von Aktionären anhand verschiedener Bei-
spiele. Dieser Ausschluss, der in verschie-
denen Formen rechtlich möglich ist, und
wie er in der Praxis, vor allem hinsichtlich
der Bewertung der Aktien, nicht unproble-
matisch ist, zeigt eine zum Teil nicht unbe-
denkliche Entwicklung des Aktienrechtes,
die durch höchstrichterliche Rechtspre-
chung gedeckt ist, auf.

Dem Rezensenten fehlen bedauerlicher-
weise im Falle der zitierten Rechtsprechung
vomOGH Belegstellen, sodass ein Nachle-
sen dieser weiteren Informationen möglich
wäre. Auch ein weiterführendes Literatur-
verzeichnis würde die Handhabbarkeit
dieses Buches steigern. Nichtsdestotrotz
ist dieses Werk eine gelungene juristische
Darstellung des praktisch gelebten Aktien-
und Kapitalmarktrechtes in Österreich.

Wolf-Georg Schärf

& Der besondere Kündigungs- und Entlas-

sungsschutz für Betriebsratsmitglieder
und ihnen gleichgestellte Personen.

Hrsg von Silke Heinz-Ofner. 2. neu be-
arbeitete Auflage, ÖGB-Verlag, Wien
2004, 248 Seiten, Pb, E 21,–.

Vorliegendes Rezensionsexemplar, nun be-
reits in 2. Auflage erschienen, setzt sich mit
Problemen rund um den erhöhten Bestand-
schutz von Betriebsratsmitgliedern ausei-
nander und versucht die seit dem Erschei-
nungsjahr 1997 ergangene Judikatur ein-
zuarbeiten.
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Besonders wertvoll für den Praktiker sind in
Kapitel 6 die Beschreibung der Kündi-
gungs- und Entlassungsgründe, wobei je-
der einzelne durch das Hinzufügen von
Beispielen veranschaulicht wird.
Das 4. Kapitel, das ein wenig unbestimmt
mit „Rechtliche Ausformungen“ betitelt
wird, stellt gleichsam das Kernstück der Un-
tersuchung dar. Nach grundsätzlichen Er-
läuterungen der Beendigungsarten eines
Dienstverhältnisses, wie Kündigung, Entlas-
sung, einvernehmliche Auflösung und der-
gleichen wird das Hauptaugenmerk auf
prozessuale Fragen im Zusammenhang
mit der arbeitgeberseitig oft übersehenen
und unterschätzten Zustimmung der Ge-
richte gelegt.
Die Zielsetzung, allen Betriebsräten/innen
und ihnen gleichgestellten Personen ein ge-
eignetes Handwerkszeug für ihre Arbeit in
den Betrieben zur Verfügung zu stellen, ist
der Autorin durch die verständliche Aufbe-
reitung dieses Themas voll und ganz ge-
glückt. Natürlich kann daraus auch der
rechtsfreundliche Vertreter entsprechenden
Nutzen ziehen.

Georg Grießer

& Sozialversicherungsrecht. 4., aktuali-
sierte Auflage. Von Beatrix Karl/Wolf-
gang Seidl. Neuer wissenschaftlicher
Verlag, Wien 2005, 150 Seiten, kart,
E 18,80.

Das tut gut! Nach einem Einleitungskapitel
über die Grundbegriffe der Sozialversiche-
rung und vor einem für den Praktiker nicht
dringend notwendigen Kapitel über die
Geschichte der österr Sozialversicherung
finden sich alphabetisch geordnet die
wichtigsten Grundbegriffe der Sozialversi-
cherung! 7 Seiten lang werden die Begriffe
erklärt. Nach weiteren lehrreichen Kapi-
teln über die Rechtsgrundlagen der Sozial-
versicherung, den Geltungsbereich der So-

zialversicherungsgesetze und die Organi-
sation der österr Sozialversicherung wird
es praktisch: Es folgt das Verfahren in der
Sozialversicherung und dann das Beitrags-
recht und die einzelnen Versicherungs-
zweige, jeweils geschildert für alle Arten
von Pensionisten, also nach dem ASVG,
dem BSVG, dem GSVG. Ein weiteres Kapi-
tel ist der Arbeitslosenversicherung, eines
dem nun aktuellen Kinderbetreuungsgeld
und eines der internationalen sozialen Si-
cherheit gewidmet. Neben einem ange-
sichts der komplizierten Materie äußerst
notwendigen Abkürzungsverzeichnis ver-
fügt das Werk über ein detailliertes Stich-
wortverzeichnis. An die Grenzen der Voll-
ständigkeit stößt man jedoch: Ist es noch
verständlich, dass beispielsweise die Al-
tersteilzeit bei den Begriffsdefinitionen im
Kapitel „Grundbegriffe der Sozialversiche-
rung“ nicht aufscheint, fehlt sie doch erheb-
lich im Stichwortverzeichnis: dort scheint
sie nur als Unterkapitel unter der Arbeitslo-
senversicherung auf, wozu es doch der
Grundkenntnis bedarf, dass Altersteilzeit
im Arbeitslosenversicherungsgesetz gere-
gelt ist.
Erfreulich ist jedenfalls, dass es in 150 A4-
Seiten gelingt, umfassende Informationen
zu sämtlichen Sozialversicherungsberei-
chen sämtlicher Berufsgruppen zu geben.
Dem Gesetzgeber ist Ähnliches mit seinen
zigfach novellierten Sozialversicherungs-
gesetzen nicht gelungen.

Ruth Hütthaler-Brandauer

& Entscheidungssammlung Internet-Recht.

Loseblattwerk, 2. Lfg, Stand April
2005. Von Bettina Stomper-Rosam
(Hrsg). LexisNexis Verlag ARD ORAC,
Wien 2005, Gesamtwerk, 1. u 2. Lfg,
668 Seiten, E 79,–.

Die Entscheidungssammlung Internet-Recht
ist eine umfassende Darstellung der Recht-

sprechung des OGH zu Fragen des Inter-
net-Rechts. Das Loseblattwerk beinhaltet
eine komplette chronologische Sammlung
von derzeit ca 100 Entscheidungen zu
Fragen des Internet-Rechts. Das Herzstück
der Entscheidungssammlung bildet jedoch
eine nach internetrechtlichen Problemkrei-
sen (Domain-Konflikte, Urheberrechts-
schutz von Werken im Internet, Links,
Unlauterer Wettbewerb im Internet, Mar-
kenschutz und Websites, unerwünschte
Werbemails, E-Commerce) sortierte Leit-
satzsammlung, die dem praktischen An-
wender das rasche Auffinden der relevan-
ten Judikatur ermöglicht.

Mit der zweiten Lieferung wurde die Ent-
scheidungssammlung Internet-Recht um
die Entscheidungen des Jahres 2004 er-
gänzt. Überdies wurde die Leitsatzsamm-
lung um die Themenbereiche „Anwendba-
res Recht bei Wettbewerbsverstößen im In-
ternet“ sowie im Bereich E-Commerce um
die Themen „Auskunftspflicht“ und „Her-
kunftslandprinzip“ erweitert.

Mit der zweiten Lieferung kann man er-
kennen, dass die Domain-Judikatur zwar
langsam abnimmt, der OGH im Jahr
2004 dafür in anderen Bereichen wie
etwa zur Verantwortlichkeit und Auskunfts-
pflicht von Diensteanbietern nach dem
ECG richtungsweisende Entscheidungen
gefällt hat. Die Entscheidungssammlung
Internet-Recht bildet bereits jetzt eine
hilfreiche und übersichtliche Dokumenta-
tion höchstgerichtlicher Rsp im Bereich
des Internet-Rechts und wird sich mit zu-
nehmenden Lieferungen zu einem Stan-
dardwerk auf diesem Rechtsgebiet entwi-
ckeln. Der Herausgeberin ist es damit ge-
lungen, in der teilweise unübersichtlichen
Fülle der Publikationen auf diesem Ge-
biet dem Rechtsanwender ein verlässli-
ches Nachschlagewerk zur Verfügung zu
stellen.

Leopold Habsburg-Lothringen
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Justizzentrum), auch Verfah-
renshilfe und Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt,
Erdberger Lände 6, 1030 Wien.
Telefon (01) 713 78 33 und (01) 712 32 28, auch außerhalb der
Bürozeiten, Telefax (01) 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0676)
603 25 33 und (0664) 430 33 73, E-Mail: scheimpflug@aon.at

&

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4 a, 5020 Salzburg (100 Meter

vom Landes- und Bezirksgerichtsgebäude Salzburg entfernt), über-
nimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43, E-Mail:
gassner.estl@salzburg.co.at

&

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

&

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

&

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund-Haffner-
Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art in der Stadt Salzburg.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

&

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RAMag. Erich Hochauer, 1010Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

&

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe in Straf- und Zivilsa-
chen) in Wien und Umgebung übernimmt – auch kurzfristig – RA
Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.
Telefon/Telefax (01) 888 24 71, durchgehend erreichbar Mobil
(0676) 528 31 14.

&

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen die

Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Franz Josefs Kai 41/9, 1010Wien (nächst Justizzentrum

Wien-Mitte).

Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

&

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RAMag. Georg E. Thalhammer, 1010Wien, Lugeck 7.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 86 05.

&

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664)
302 53 56, Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

&

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen (auch Verfahrenshilfe) in
Wien und Umgebung und steht auch für die Verfassung von Rechts-
mitteln zur Verfügung. Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten,
erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
712 55 20-20, E-Mail: iro@aon.at

&

RA Dr. ThomasWürzl, 1010Wien, Sonnenfelsgasse 3, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39, E-Mail: office.
wuerzl@chello.at

&

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55, 5020 Salz-
burg, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in
Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, E-Mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT

&

RA Dr. Claudia Patleych, 1060 Wien, Mariahilfer Straße 45/5/
36, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in Wien
und Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbei-
tung von Rechtsmitteln.
Telefon (01) 585 33 00, Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664)
345 94 66, E-Mail: claudia.patleych@aon.at

Anzeigen
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Wien: RAMag. Katharina Kurz, 1030Wien, Invalidenstraße 5–7,
Tür 6+7, vis-à-vis Justizzentrum Wien-Mitte, übernimmt Substitu-
tionen in Wien und Umgebung, insbesondere auch vor dem BG

I, BG für Handelssachen Wien und dem Handelsgericht Wien.
Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Mobil (0664)
441 55 33.

&

Substitutionen in Wien in Zivil- und Strafsachen übernimmt
RA Dr. Michael Kreuz, 1010 Wien, Herrengasse 6–8/Stiege 3,
Telefon (01) 535 84 11-0, Telefax (01) 535 84 11-15.

&

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz, Kreuz-
gasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch kurzfristig – Substitutio-
nen in Zivil- und Strafsachen in Graz und Umgebung.
Telefon (0316) 82 22 02, Telefax (DW) 22, E-Mail: office@anwalt-
austria.at, Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

&
Wien: Zufolge Kanzleinähe zum neuen Justizzentrum Wien-Mitte
übernehme ich Substitutionen vor dem BG I, BGHS und HG Wien;

insbesondere in Reiserechtsachen für auswärtige Kollegen.

RA Mag. Dr. Gerhard Hickl, Postgasse 11, 1010 Wien, Telefon
(01) 587 85 86, Telefax (01) 587 85 86-18.

&

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Purgleitnergasse 15,
übernimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei
Vollzügen) vor den Gerichten in Wr. Neustadt sowie vor den Be-
zirksgerichten Baden, Mödling, Ebreichsdorf, Neunkirchen,
Gloggnitz und Mürzzuschlag. Telefon (02622) 834 94, Telefax
DW 4.

&

Substitutionen aller Art in Salzburg übernimmt RA Mag. Klaudius
May, Franz-Josef-Straße 41, Telefon (0662) 87 01 63, E-Mail:
raklaudiusmay@aon.at

&

Substitutionen, auch in Verfahrenshilfe, vor allem in Wien-Florids-
dorf und Korneuburg. Dr. Thomas Buschmann, 2103 Langenzers-
dorf, Hohlfeldergasse 12, Telefon (01) 585 25 69, Telefax (01)
585 01 62, Mobil (0664) 152 42 12.

&

Slowenien: Rechtsanwalt Dr. Mirko Silvo Tischler, Trdinova 5,
Sl 1000 Ljubljana, steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen und cross-border-Rechtssachen aller Art zur Verfügung.

Telefon: +386 (0) 1 434 76 12, Telefax +386 (0) 1 432 02 87,
E-Mail: silvo.tischler@siol.net

&

Italien: RA Dr. Ulrike ChristineWalter, niedergelassener europ RA/
RAK Gorizia, Kärntner Straße 35, 1010Wien, und Via A. Diaz 3,
34170 Görz, und 33100 Udine, Via Selvuzzis 54/1, Italien, steht
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen und staaten-
übergreifende Substitutionen aller Art zur Verfügung.

Telefon (01) 512 22 88, Telefax (01) 512 24 17, Mobil (0664)
253 45 16, E-Mail: u.c.walter@chello.at

&

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschreibung, Substituti-
on. Rechtsanwalt aus München übernimmt sämtliche anwaltlichen
Aufgaben in Deutschland. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung
garantiert!

Rechtsanwalt István Cocron, Ohmstraße 1, 80802 München, Tele-
fon (0049-89) 552 999 50, Telefax (0049-89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de
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Italien-Südtirol: Rechtsanwaltskanzlei Mahlknecht, Dr.-Streiter-
Gasse 41, I-39100 Bozen, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen gerne zur Verfügung.

Kontakt: Telefon +39 (0471) 05 18 80, Telefax +39 (0471)
05 18 81, E-Mail: info@ital-recht.com, www.ital-recht.com

&

Serbien: Rechtsanwälte Dr. Zoran Janjic & Dr. Teodora Jevtic, Gra-
canicka 7, 11000 Beograd, stehen österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und cross-border-Rechtssachen aller Art zur
Verfügung.
Telefon +381 (11) 262 04 02, Telefax +381 (11) 263 34 52,
Mobil (+664) 380 15 95, E-Mail: janjicco@eunet.yu oder
janjic@chello.at

&

Süddeutschland: Kanzlei in Bayern, Fachanwalt für Familienrecht,
spezialisiert auf Internationales Privatrecht. Exequaturverfahren
und Exekution österreichischer Titel sowie Vertretungen vor deut-
schen Gerichten.

RA Pietsch und Kollegen, Telefon (0049-8233) 4134, Telefax:
(0049-8233) 4354, E-Mail: lawyer.pietsch@t-online.de, www.
lawyer-pietsch.de

&

London: Philip Moser, MA (Cantab), Barrister, Europarecht, Kollisi-
onsrecht und engl Recht, Beratung und Vertretung vor Gericht: The
Chambers of Jean Ritchie QC, 4 Paper Buildings, Temple, London
EC4Y 7EX, Telefon (004420) 7353 3366, Telefax (004420)
7353 5778.

&

Regiegemeinschaft – Kollege/in mit Teamgeist gesucht für Rechts-
anwaltskanzlei im 8. Bezirk. Stilaltbau, letzter Liftstock, wunder-
schön adaptiert, großes helles Zimmer, sämtliche Nebenräume,
moderen Infrastruktur, EDV, Sekretariat, gegen monatliche Kosten-
pauschale. Telefon (01) 408 95 71 oder E-Mail:
office@austrianlawyers.com

&

Stelle Kollegen Kanzleiräumlichkeit gegen Regiebeteiligung samt
Infrastruktur (ohne Personal) zur Verfügung. Zentrale Lage/1. Be-
zirk. Allenfalls Kanzleiübernahme in einigen Jahren möglich.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100751.

Rechtsanwalt in 1080 Wien bietet günstigen Regieeinstieg für
1–2 Kollegen/innen, eigene Sekretärin erwünscht; EDV, Telefon
etc vorhanden. Bitte unter Telefon (01) 406 11 60 oder E-Mail:
anwalt@faulhaber.at

&

Kanzlei in 1060 Wien, Mariahilfer Straße 23–25, bietet Regiege-
meinschaft – Kanzleiräumlichkeit und Nutzung der Infrastruktur. In
der Folge engere Zusammenarbeit, ev auch Partnerschaft möglich.
Telefon (01) 586 21 06, E-Mail: wien@lawoffice.co.at

&

Anwalt in oberösterreichischer Bezirksstadt sucht Kollege/in zur
Kooperation gegen Substitutionspauschale und späterer engerer
Zusammenarbeit. Moderne Infrastruktur vorhanden. Zuschriften
bitte an den Verlag unter Chiffre A-100752.

&

Allroundkanzlei bietet Kollegen/in Mitbenützung sanierter (ge-
trennter) Räumlichkeiten sowie voller Infrastruktur, allenfalls Koope-
ration. Telefon (01) 317 20 30.

&

Rechtsanwaltskanzlei in 1010Wien, AmGraben, mit moderner In-
frastruktur und überregionalen Partnern, Tätigkeitsschwerpunkt Zi-
vil- und Wirtschaftsrecht, bietet Kollegin/Kollegen Regiegemein-

schaft mit Blickrichtung auf künftige Vollpartnerschaft an. Telefon
(0664) 431 13 83.

&

Regiegemeinschaft: RA in 1090 Wien bietet ab sofort Regiege-
meinschaft (auch für Neueinsteiger) zu günstigen Konditionen in
heller, freundlicher, verkehrsgünstiger Altbaukanzlei, ruhige Räu-
me, gutes Betriebsklima, vollständige Infrastruktur. Wechselseitige
Urlaubsvertretung und Kooperation möglich, aber kein Muss.
Telefon: (01) 319 25 25, E-Mail: buerstmayr@buerstmayr.at

&

Regiepartner gesucht: Rechtsanwaltskanzlei in 1070 Wien, Ma-

riahilfer Straße, direkt bei U3, Altbau mit moderner Infrastruktur,
große helle Zimmer, günstige Regiekosten inkl Sekretariat, Kontakt:
ra.zimmermann@aon.at, Telefon (01) 526 22 03.
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Topadresse für Kanzlei/Büroräume Linz, Landstraße/Ecke Bürger-
straße, von 70–450 m2, provisionsfrei und 1. und 2. Monat miet-
frei, E 7,–/m2. Telefon (07272) 2223 oder (0676) 9300 800.

&

Rechtsanwaltskanzlei verkauft Designer-Empfangstisch, Voll-
holz, hellbraun, 275 x100 cm, Höhe 60 cm. Telefon
(01) 586 21 80.

Überkomplette Fachbibliothek für Rechtsanwälte und Steuerberater
(neuester Stand) zu verkaufen, E-Mail: schuler@alpin.or.at

&

Buchhaltung und Personalverrechnung für Rechtsanwälte –

Mag. rer. soc. oec. Otti Reiffenstuhl – Aufbau – Organisation –

Beratung – laufende Durchführung. Ich leite seit 6 Jahren die Buch-
haltung in der Anwaltssozietät meines Mannes. Mit dieser Er-
fahrung unterstütze ich auch Sie gerne. Franz-Josefs-Kai 41/9,
1010 Wien. Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.
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